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Tarifvertrag Entlastung 

Die Beschäftigten in den Krankenhäusern wollen 
sich ihre Gesundheit nicht mehr abkaufen lassen 
und fordern Entlastung. 
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Zu Gast bei Merkel 

Energie- und Automobilkonzerne, Banken, Versi¬ 
cherungen und andere traten beim Parteitag der 
CDU auf. 
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Thema der Woche 


Von der Monarchie 
in die Moderne 

Laos ist ein im Westen weithin unbekanntes 
Land, das den Weg in Richtung Sozialismus 
eingeschlagen hat. Eine kleine Delegation der 
DKP hatte Gelegenheit, im Land Informationen 
zu sammeln. Bis 2025 sollen die Millenniums- 
Entwicklungsziele der Vereinten Nationen er¬ 
reicht werden, ehrgeiziger noch ist die Vision 
für 2030: Eine Vervierfachung des Inlandspro¬ 
dukts und der Status eines Landes mit „obe¬ 
rem mittlerem Einkommen“. 
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Der Held der Finanzkonzerne 

Schäuble will noch mal vier Jahre und im Interesse der Banken den Staat entkernen 



Wolfgang Schäuble bei der Karlspreisverleihung 2012. Offizielle Begründung: Für 
seine Verdienste um die„Wiedervereinigung und Neuordnung Europas“, speziell für 
seinen Beitrag zur europäischen Integration und Stabilisierung derWährungsunion. 


D em seit 2009 amtierenden Bun¬ 
desfinanzminister ist ein von 
langer Hand geplanter Deal ge¬ 
lungen. Wolfgang Schäuble hat gegen 
den Widerstand der Öffentlichkeit die 
private Finanzierung des Bundesfern¬ 
straßennetzes durchgesetzt. Zu diesem 
Zweck hat er die Zustimmung der Län¬ 
der zu einer entsprechenden Änderung 
des Grundgesetzes erreicht. Die Ab¬ 
schlussverhandlungen dazu fanden am 
Donnerstag vor einer Woche in einer 
neunstündigen Sitzung zwischen den 
Spitzen der Bundesregierung und der 
Länder im Rahmen der Neuordnung 
der Finanzbeziehungen statt. 

Die Kompetenz zum Bau von 
Fernstraßen geht von den Ländern auf 
den Bund über. Der erhält das Recht, 
zu diesem Zweck eine privatrechtliche 
Gesellschaft zu gründen, die die Auto¬ 
bahnen und andere Fernstraßen plant 
und errichten lässt. Zweck der Übung 
ist es, dass diese Gesellschaft auch die 
Finanzierung der Fernstraßen betreibt. 
Dabei soll - nach den heftigen Anti¬ 
privatisierungsprotesten - die Gesell¬ 
schaft Eigentum des Bundes bleiben. 
Sie soll aber zur Finanzierung Mittel 
von Privatinvestoren (Fonds, Banken, 
Versicherungen) aufnehmen können. 
Sie kann auch Privatunternehmen be¬ 
auftragen, mit dem Einzug von Maut 
die Kosten einzutreiben. 

Dieses Projekt hat Schäuble zu¬ 
sammen mit Wirtschaftsminister Sig¬ 
mar Gabriel (SPD) und Verkehrsmi¬ 
nister Alexander Dobrindt (CSU) ge¬ 
plant, aber sein eigentliches Vorhaben 
gegen alle Widerstände verteidigt. Es 
besteht darin, den Staat zu entkernen 
und Staatsaufgaben privater Profitma¬ 
cherei zuzuführen. Schäuble speziell 
steht mit seiner Politik dafür, den My¬ 
thos von der schädlichen öffentlichen 
Verschuldung und die absurden Re¬ 
geln der Schuldenbremse für die neo¬ 
liberale Förderung des Finanzsektors 
zu nutzen. Im konkreten Fall der Stra¬ 
ßeninfrastruktur soll die für den Steu¬ 
erzahler günstige Finanzierung öffent¬ 
licher Schulden durch teure Kredite 
des Finanzkapitals ersetzt werden. 


Die offiziell gemessene Staatsschuld 
wird zunächst geringer. Die Kosten 
für Straßennutzer oder Steuerzahler 
(oder beide) werden später höher. 

Wolfgang Schäuble ist anlässlich 
des CDU-Parteitages vor einer Wo¬ 
che als harter und rechts-neoliberaler 


Kern der Regierung gefeiert worden. 
Nach bereits 44 Jahren im Bundestag 
kandidiert er erneut und hat durchbli- 
cken lassen, dass er bereit ist, auch wei¬ 
ter sein Unwesen als Finanzminister zu 
treiben. Da ihm weder in seiner Par¬ 
tei, noch in der als Koalitionspartner 


in Frage kommenden SPD oder Grü¬ 
nenpartei, ein Hauch von Opposition 
entgegenschlägt, kann die Fortsetzung 
seiner Politik als gesetzt gelten. 

Schäuble verkörpert die klassische 
deutsche Austeritätspolitik, fälsch¬ 
licherweise auch „Sparpolitik“ ge¬ 
nannt. Niedrige Staatsausgaben wer¬ 
den zum Selbstzweck erklärt und mit¬ 
tels der im Grundgesetz eingebauten 
„Schuldenbremse“ auf breiter Front 
durchgesetzt. Die Folge kümmerlich 
steigender Löhne erscheint als Zwi¬ 
schenziel, hohe Gewinne der Konzer¬ 
ne und satte Außenhandelsüberschüs¬ 
se sind eigentlicher Zweck dieser Po¬ 
litik. Schäuble wird von deutschen 
Konzernlenkern als Held besonders 
verehrt, wenn er die Beschwerden 
aus anderen kapitalistischen Staaten 
- egal ob Frankreich, USA oder Grie¬ 
chenland - locker abbügelt. 

Schäuble steht für das aggressive 
Diktat dieser Politik gegenüber der 
gesamten EU. Die von ihm angestreb¬ 
te und erreichte Gläubigerposition 
Deutschlands wird rücksichtslos ge¬ 
genüber den Euro- und EU-Ländern 
durchgesetzt. Den Kampf um die 
Schulden Griechenlands und den Kurs 
der griechischen Syriza-Regierung hat 
Schäuble mit der ihm eigenen Radi¬ 
kalität geführt und glatt gewonnen. Er 
war dabei auch bereit, im Interesse der 
deutschen Finanzkonzerne den Fort¬ 
bestand des Euro-Währungsverbun¬ 
des zu riskieren. 2010, noch zu Beginn 
seiner Amtszeit als Finanzminister und 
sehr bald nach dem großen Crash, hat 
Schäuble ein staatliches Bankensiche¬ 
rungssystem für die deutschen Banken 
installiert. Ihm ist es dabei gelungen, 
diese Gesetzgebung als vorbeugende 
Maßnahme gegen erneute, milliarden¬ 
schwere Staatshilfen für das Banken¬ 
system zu verkaufen. In Wirklichkeit 
wurde unter die Einlagensicherungs¬ 
fonds der Bankengruppen ein staatli¬ 
ches Sicherungsnetz gespannt, ihr Ri¬ 
siko also verstaatlicht. Das Schäuble- 
Modell diente danach als Vorlage für 
die Bankenrettungssysteme in der EU. 

Lucas Zeise 


Terror gegen HDP 

44 Todesopfer hat der Anschlag der 
Splittergruppe „Freiheitsfalken Kurdi¬ 
stans“ (TAK) vom Samstag im Istan¬ 
buler Stadtteil Besiktas gefordert. Wie 
schon den Putsch im Juli zum Kon¬ 
terputsch nutzt Erdogan das Verbre¬ 
chen zum Schlag gegen die Oppositi¬ 
on: 235 Menschen wurden bis Montag 
abend festgenommen. Unter den Ver¬ 
hafteten sind 198 Politiker und Anhän¬ 
ger der „Demokratischen Partei der 
Völker“ (HDP). Ihnen wird vorgewor¬ 
fen, „im Namen einer Terrororganisa¬ 
tion“ gehandelt und „Terrorpropagan¬ 
da über soziale Medien verbreitet“ zu 
haben. 

Die HDP veröffentlichte eine Er¬ 
klärung, in der sie die Anschläge verur¬ 
teilte und den Angehörigen der Opfer 
ihr Beileid ausdrückte. Das hinderte 
die Regierung nicht, ihr die Verantwor¬ 
tung dafür zu unterstellen und die Bü¬ 
ros der kurdischen Partei stürmen und 
verwüsten zu lassen. Bereits Anfang 
November hat die türkische Polizei elf 
Abgeordnete der HDP festgenommen, 
darunter die beiden Vorsitzenden Sela- 
hattin Demirtas und Figen Yüksekdas. 
Das Erdogan-Regime nutzt die An¬ 
schläge, um die bei Wahlen legitimierte 
Opposition auszuschalten, und erhält 
dabei Schützenhilfe: Bundeskanzle¬ 
rin Merkel bot der Türkei an, „die Zu¬ 
sammenarbeit bei der Bekämpfung des 
Terrorismus zu intensivieren“. Nato- 
Generalsekretär Stoltenberg offerier¬ 
te „Solidarität des Kriegsbündnisses“. 

UZ 



DKP und SDAJ fahren zur Rosa- 
Luxemburg-Konferenz am 
14 Januar 2017 

Treffpunkte und Abfahrtzeiten 
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Dschihadisten vertrieben 

Die „Freunde Syriens“ verabreden in Paris die Fortführung des Krieges 


Ende November begann die syrische 
Armee eine Offensive in Aleppo, die 
überraschend schnell große Erfolge 
erzielt hat. Die Dschihadisten wur¬ 
den endlich aus Stadtvierteln vertrie¬ 
ben, die sie seit Jahren besetzt hat¬ 
ten, das Gebiet unter ihrer Kontrolle 
schrumpfte immer weiter. Jetzt sind 
sie vollständig aus Aleppo vertrieben 
und in Aleppo wird gefeiert. 

In den Tagen zuvor gelang es im¬ 
mer mehr Zivilisten, in sichere Gebie¬ 
te zu fliehen. Bis heute sind es mehr 
als Hunderttausend, die von der syri¬ 
schen und russischen Armee, vom Ro¬ 
ten Halbmond und von internationa¬ 
len Organisationen versorgt werden. 

Für die Staatengruppe, bestehend 
aus den USA, Türkei, Deutschland, 
Frankreich, Katar, Saudi-Arabien und 
anderen Ländern, die den Krieg seit 
Jahren anheizen und den Sturz der 
Regierung anstreben und sich zynisch 


„Freunde Syriens“ nennt, kam die Be¬ 
freiung Aleppos als Schock. Monate¬ 
lang hatten die USA in Verhandlun¬ 
gen mit Russland auf Zeit gespielt: 
Die Trennung der angeblich gemä¬ 
ßigten Rebellen von al-Nusra und IS 
sei schwierig und langwierig. In Wirk¬ 
lichkeit geschah - nichts. Die militä¬ 
rische Offensive der syrischen Armee 
hat nun sehr schnell die „gemäßigten 
Rebellen“ von den Terroristen von al- 
Nusra und IS getrennt: Bis zu 2000 be¬ 
waffnete Syrer haben sich der Armee 
ergeben, um Nutzen aus der aktuellen 
Amnestie zu ziehen. 

Die Reaktion der USA und des 
Westens auf die Niederlage in Alep¬ 
po kam schnell. Angeblich zum Schutz 
von Zivilisten - aber in Wirklichkeit, 
um den Dschihadisten in Aleppo die 
Möglichkeit zu geben, sich neu zu or¬ 
ganisieren - forderte eine Resolution 
der UN-Vollversammlung kurz vor 


der Befreiung Aleppos einen „soforti¬ 
gen Waffenstillstand“. Kanada hatte die 
Resolution formuliert, unter anderem 
Russland, China und der Iran stimmten 
dagegen, weil die Resolution nicht von 
der Notwendigkeit sprach, terroristi¬ 
sche Gruppen zu bekämpfen. 

Die „Freunde Syriens“ boten Syrien 
auf ihrem Treffen in Paris am 10. De¬ 
zember weitere Verhandlungen mit 
dem „Hohen Verhandlungsrat“ an, 
der im Wesentlichen aus den Teilen der 
Opposition besteht, die von Saudi-Ara¬ 
bien unterstützt wird. Andere ausländi¬ 
sche Oppositionsgruppen wurden nicht 
erwähnt. US-Außenminister Kerry bat 
sogar um Gnade für Aleppo. „Ein we¬ 
nig Gnade“ könne manchmal viel be¬ 
wegen. Wichtiger als diese Reden aber 
sind die Fakten, die der Westen schafft. 

Der Sprecher des US-Außenmi- 
nisteriums kündigte an: „Selbst, wenn 
Aleppo fällt, wird das nicht den Krieg 


beenden ... Tatsächlich wird es den 
Konflikt weiter eskalieren“. Das war 
keine Warnung, sondern eine Auffor¬ 
derung. Noch während der Verhand¬ 
lungen mit Russland über Aleppo ge¬ 
nehmigte US-Präsident Obama weite¬ 
re Waffenlieferungen an „gemäßigte 
Rebellen“, die angeblich die USA im 
Kampf gegen IS unterstützen. In der 
Vergangenheit landeten solche Waf¬ 
fen regelmäßig bei IS und al-Nusra. 
Und das Pentagon schickt weitere 
200 Soldaten nach Syrien. Kurz vor 
dem Ende der Amtszeit der jetzigen 
Regierung sollen damit Fakten ge¬ 
schaffen werden, die die Politik der 
kommenden Regierung festlegen. 

Die Aufforderung der US-Regie- 
rung und der Hinweis, der Konflikt 
werde weiter eskalieren, wurde um¬ 
gehend aufgegriffen. In einer Blitzof¬ 
fensive eroberten Einheiten des IS 
mit Verstärkung aus dem Irak erneut 


Palmyra. Sie konnten gezielt eine Un¬ 
terbrechung der US-Angriffe auf al- 
Raqqa ausnutzen. 

Der Westen will Syrien - und Russ¬ 
land - seine Bedingungen aufzwingen. 
So wird der Krieg gegen Syrien um 
jeden Preis weitergeführt, die Dschi¬ 
hadisten jeglicher Couleur werden 
gefördert - solange sie die syrische 
Regierung bekämpfen. Da sich noch 
US-Soldaten und türkische Truppen 
im Norden Syriens befinden, der IS in 
al-Raqqa aktiv ist und die Dschihadis¬ 
ten in Idlib, besteht noch keine kon¬ 
krete Aussicht auf Frieden in Syrien. 

Aber mit der Befreiung Aleppos, 
mit weiteren lokalen Waffenstillstän¬ 
den (bisher sind es über 1000) und 
dem innersyrischen Dialog über die 
Zukunft des Landes besteht die Hoff¬ 
nung, dass Syrien den Krieg weiter an 
die Peripherie des Landes zurück¬ 
drängen kann. Manfred Ziegler 
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XXXL - ein Erfolgsmodell? 

Praktiken des Möbelhändlers stoßen auf Widerstand 



Am 3. Dezember machten gewerkschaftliche Aktivistinnen mit einem Flashmob die Kundschaft auf die Machenschaften 
von XXXL aufmerksam. 


D ie XXXL Möbelhandelsgrup¬ 
pe expandiert stetig. Ihr Erfolg 
beruht nicht zuletzt auf der Be¬ 
kämpfung gewerkschaftlicher Organi¬ 
sierung und auf Tarifflucht. Dafür hat 
sich XXXL eine Struktur gegeben, die 
sich die Rechtslage und die herrschen¬ 
de Rechtsprechung zunutze macht. An¬ 
fang 2014 wurde das Möbelhaus Rück 
in Oberhausen von XXXL übernom¬ 
men. Dort stößt der Möbelhändler mit 
seinen Praktiken auf Widerstand. 

Die österreichische XXXLutz- 
Gruppe setzt 3,9 Milliarden Euro um 
und betreibt 237 Möbelhäuser in neun 
Ländern. 1977 lag der Umsatz bei nur 
sechs Millionen Euro. Die Brüder An¬ 
dreas und Richard Seifert, die 1979 die 
Geschäftsführung übernahmen, wollen 
XXXL weltweit zur Nummer eins der 
Branche machen. 

Die Konzernstruktur 

Das Unternehmen übernimmt Fami¬ 
lienbetriebe des Möbeleinzelhandels 
und spaltet sie dann in mehrere Ge¬ 
sellschaften auf: Jeweils einer gehört 
das Vermögen. Sie ist formal die Be¬ 
treiberin des Möbelhauses, hat aber 
kaum Personal. Das Personal ist ange¬ 
stellt bei den anderen Gesellschaften, 
den „Dienstleistern“, die wiederum so 
gut wie kein Vermögen haben. Sie stel¬ 
len der „Betreiberin“ das Personal zur 
Verfügung. 

Die Betreiber- schließt mit den Ser¬ 
vicegesellschaften Dienstleistungsver¬ 
träge ab, die jederzeit kurzfristig künd¬ 
bar sind. Für eine Servicegesellschaft 
bedeutet die Kündigung das Aus, da sie 
ihren einzigen Auftraggeber verliert, 
und für die Beschäftigten den Verlust 
des Arbeitsplatzes ohne rechtliche oder 
finanzielle Ansprüche. Die Entlassenen 
erhalten dann von einer anderen Ser¬ 
vicegesellschaft ein Beschäftigungsan¬ 
gebot, zu deutlich schlechteren Kondi¬ 
tionen. Aktive Gewerkschafterlnnen 
oder Schwerbehinderte bleiben aller¬ 
dings außen vor. 

Obwohl alle Fäden bei denselben 
wenigen Personen in Würzburg bzw. 
im österreichischen Wels zusammen¬ 
laufen, will die XXXLutz-Gruppe kein 
Konzern sein. Sonst würde die Kon¬ 
zernhaftung greifen und die Verant¬ 
wortung für die Entlassenen der Ser¬ 
vicegesellschaften auf XXXL überge¬ 
hen. 


In vielen Bundesländern haben die 
Beschäftigten Anspruch auf bezahlten 
Bildungsurlaub. Dazu kann beim Ar¬ 
beitgeber Freistellung nach dem jewei¬ 
ligen Bildungsurlaubsgesetz beantragt 
werden. 

Bildungsurlaub kann für verschie¬ 
dene Angebote der Erwachsenenbil¬ 
dung genutzt werden. Für (gewerk- 
schafts-)politisch Interessierte sind si¬ 
cher die Angebote der verschiedenen 
Gewerkschaften die erste Anlaufstelle. 

Informationen zu den verschiede¬ 
nen gesetzlichen Regelungen finden 
sich unter http://www.bildungsurlaub. 


Die Geschäftsleitung des Maintaler 
Standorts der Fa. Honeywell hat ge¬ 
genüber dem Betriebsrat und der IG 
Metall erklärt bis Ende des Jahres 
2018 den Standort Maintal mit insge¬ 
samt 116 Arbeitsplätzen schließen zu 
wollen. 

„Die Nachricht ist bitter für die Be¬ 
legschaft, die zum großen Teil jahrzehn¬ 
telang dem Unternehmen die Treue ge¬ 
halten hat“, so Hans Kortenhoeven, der 
Betriebsrats Vorsitzende bei Honey well. 
„Wir sind dabei Informationen zu sam¬ 
meln über die genauen Hintergründe 
und die Notwendigkeit der Entschei¬ 
dung, die uns wie ein Nackenschlag 
trifft.“ 


Dieses Konstrukt funktioniert so 
lange, wie Arbeitsgerichte davon aus¬ 
gehen, dass die XXXL-Gesellschaften, 
die gemeinsam ein Möbelhaus betrei¬ 
ben, voneinander unabhängig und die 
Servicegesellschaften eigenständige 
Unternehmen sind. Dass sie dies tun, 
hat bittere Konsequenzen für die Ent¬ 
lassenen: Trotz gewonnener Kündi¬ 
gungsschutzklagen sind sie die Verlierer 
in diesem Spiel. Die Dienstleistungsge¬ 
sellschaften können sich jederzeit vor 
Ansprüchen ihrer Beschäftigten in die 
Insolvenz flüchten und niemand haftet 
dafür. Ein interessantes Modell auch 
für andere Konzerne. 

Übernahme von Rück 

Beim Möbelhaus Rück in Oberhau¬ 
sen wurden im September 2014, we¬ 
nige Monate nach der Übernahme, 
49 Angestellte entlassen: Die Verwal¬ 
tung wurde nach Würzburg verlagert. 


de/infos_informationen-und-gesetze- 

nach-bundeslaendern_18.html. 

Die Angebote der Gewerkschaften 
finden sich auf deren Internetseiten. 

Wichtig zum Jahresende: 

Die Bildungsurlaubsgesetze ein¬ 
zelner Bundesländer ermöglichen den 
Übertrag des im aktuellen Jahr nicht 
genutzten Bildungsurlaubs auf das Fol- 
gejahr. 

Wer also Anspruch auf Bildungsur¬ 
laub hatte und diesen nicht genutzt hat: 
Jetzt wird‘s langsam Zeit, diesen - wo 
das möglich ist - aufs kommende Jahr 
übertragen zu lassen! 


Bislang will man von Seiten des Un¬ 
ternehmens nur über die Sozialverträg¬ 
lichkeit der Schließung verhandeln, Ge¬ 
werkschaft und Betriebsrat wollen sich 
aber mit der Entscheidung des Arbeit¬ 
gebers nicht abfinden und kündigen Wi¬ 
derstand gegen die Schließungspläne an. 

IG Metall und Betriebsrat wollen 
die vom Unternehmen vorgelegten 
Zahlen prüfen und kritisch hinterfra¬ 
gen. Für sie steht fest: „Wir wollen um 
die Arbeitsplätze und den Standort 
kämpfen und wollen deshalb in den 
ersten Gesprächen mit dem Arbeit¬ 
geber zunächst über realistische Pers¬ 
pektiven sprechen und nicht über die 
Schließung.“ 


Zum Jahresende wurde allen Beschäf¬ 
tigten gekündigt und der Betrieb auf¬ 
gespalten: Die Möbelstadt Rück blieb 
Eigentümerin der Immobilie und Be¬ 
treiberin des Möbelhauses. Die Be¬ 
schäftigten erhielten im Rahmen eines 
Betriebsübergangs ArbeitsVerträge in 
fünf neuen Servicegesellschaften, von 
denen zwei den Möbelverkauf und drei 
den Betrieb des Lagers übernahmen. 

Dann kam der Hauptschlag: 

Zum 31. Juli 2015 kündigte die Mö¬ 
belstadt Rück den beiden Servicege¬ 
sellschaften, die für den Verkauf zu¬ 
ständig waren, die Verträge. Allen 
Beschäftigten wurde betriebsbedingt 
gekündigt. 68 von ihnen, darunter der 
gesamte Betriebsrat, verloren ihren Ar¬ 
beitsplatz. Sie erhielten von keiner der 
acht neuen XXXL-Gesellschaften, die 
ab dem 1. August den Verkauf über¬ 
nahmen, einen Arbeitsvertrag. Einen 
erneuten Betriebsübergang des Möbel¬ 


Unsere Oligarchen 


Auf Platz 7 der „Liste der großen deut¬ 
schen Familienunternehmen“ der FAZ 
steht mit einem Umsatz von über 25 
Mrd. Euro und über 220 000 Beschäf¬ 
tigten die Fresenius KG auf Aktien. Sie 
kontrolliert gleich zwei im Deutschen 
Aktienindex DAX gelistete Konzerne: 
die Fresenius SE mit Helios, dem größ¬ 
ten Klinikkonzern Europas, und Frese¬ 
nius Medical Care (FMC), Weltmarkt¬ 
führer in der Dialysebehandlung von 
Patienten mit chronischem Nierenver¬ 
sagen. Hinter der KG steckt die 1983 
gegründete steuersparende, weil „gu¬ 
ten Werken“ gewidmete (dazu unten) 
Else-Kröner-Fresenius-Stiftung. 

1872 gelangte die Hirsch-Apothe¬ 
ke (eröffnet 1462) in Frankfurt in die 
Hände der Familie Fresenius. Eduard 
Fresenius gründete 1902 eine kleine 
Pillendreherei. Der wirkliche Aufstieg 
begann erst nach seinem Tod 1946. Sei¬ 
ne Erbin und Adoptivtochter Else Fer- 
nau heiratete 1964 ihren Wirtschaftsbe¬ 
rater Hans Kröner. Der war über die 
NSDAP und nach 1945 über die Bank 
des Hitler-Financiers August von Finck 
zum Leiter des Vorstandsbüros des IG- 
Farben-Nachfolgers Hoechst aufgestie- 
gen. 

Als Else Kröner 1988 starb, ver¬ 
machte sie ihre Firma der Stiftung. 
Hans Kröner spielte aber bis zu sei¬ 
nem Tod 2006 die entscheidende Rolle 


hauses gab es angeblich nicht. Vor dem 
Arbeitsgericht war damit der Einzel¬ 
händler Rück und mit ihm der de fac¬ 
to Konzern aus dem Schneider. Es ging 
nur noch um Ansprüche gegen einzelne 
Servicegesellschaften. 

Zusammen mit den aus der Logis¬ 
tik Gekündigten wurden während der 
Übernahme insgesamt 140 von 300 Be¬ 
schäftigten entlassen. 

Gegenwehr 

In Oberhausen traf XXXL auf einen 
Betriebsrat und eine Belegschaft, die 
dies nicht schweigend hinnahmen. 

Es folgten, mit Unterstützung von 
ver.di, zahlreiche Kündigungsschutz¬ 
klagen. Die Verhandlungen fanden re¬ 
ges öffentliches Interesse, die Klagen 
waren erfolgreich oder wurden mit ei¬ 
nem Vergleich beendet. Allerdings hat 
das Landesarbeitsgericht die Revision 
zugelassen. 


in Firma und Stiftung. Als Nachfolger 
in Vorstand und Aufsichtsrat setzte er 
den Ingenieur Gerd Krick ein, bis heu¬ 
te im Amt. Unter seiner Leitung wurde 
in den 80er Jahren ein technisch fortge¬ 
schrittener Dialysefilter mit Polysulfon- 
fasern entwickelt. Der war günstig zu 
produzieren, ein klarer Wettbewerbs¬ 
vorteil. Davon konnten bis heute fast 
eine Milliarde verkauft werden, weil 
Krick mit der Übernahme von über 25 
Dialysefirmen in aller Welt (insbeson¬ 
dere der US-Firma National Medical 
Care) mit der FMC die Marktbeherr¬ 
schung erreichte. Federführend bei der 
Expansion von Fresenius war die West 
LB. Bei der stand Fresenius so hoch in 
der Kreide, dass der zuständige Vor¬ 
stand versuchte, Krick zu stürzen, was 
wegen bankinterner Probleme nicht 
gelang. 

Das den Imperialismus kennzeich¬ 
nende Monopol geht einher mit der 
Entwicklung des Finanzkapitals, dem 
Überwiegen des Finanzmannes über 
den Kaufmann. Auch bei Fresenius SE 
dominiert der Finanzmann: Nachdem 
Vorgänger Ulf Schneider auf den Chef¬ 
sessel von Nestle gewechselt war, über¬ 
nahm der frühere Finanzchef Stephan 
Sturm, ein ehemaliger Investmentban¬ 
ker. Auch die SE strebt nach dem Mo¬ 
nopol. Mit dem Kauf von 40 Kliniken 
der Rhöngruppe und der über 111 Kli¬ 


26 ehemalige Beschäftigte haben 
Strafanzeige wegen Betrugs gegen die 
Verantwortlichen von XXXL Rück er¬ 
stattet. Sie hatten dem Wechsel in eine 
der neuen Servicegesellschaften auf¬ 
grund der schriftlichen Versicherung 
zugestimmt, dass sich für sie nichts än¬ 
dern würde. Dass sie in ein mittelloses 
Unternehmen wechseln sollten, das mit 
einem Vertrag mit nur 14-tägiger Kün¬ 
digungsfrist arbeitet, wurde ihnen je¬ 
doch verschwiegen. 

ver.di ruft zum Boykott auf: „Wir 
fordern Sie auf, Ihren Einkauf bei 
XXXL Rück so lange einzustellen, bis 
XXXL Rück die Verfahren vor dem 
Landesarbeitsgericht zurückzieht, be¬ 
ziehungsweise diese im Interesse der 
Arbeitnehmer beendet sind.“ 

Durch den geschassten Betriebs¬ 
rat, ver.di und verschiedene Initiati¬ 
ven wurde das skandalöse Vorgehen 
von XXXL immer wieder in die Öf¬ 
fentlichkeit gebracht. Am 25. Ok¬ 
tober hat das ZDF in der Sendung 
Frontal 21 über das Vorgehen in 
Oberhausen und auch in Mannheim 
und München kritisch berichtet. Dies 
hat bei XXXL zu sichtlicher Unruhe 
geführt. Kurz nach dem Bericht stell¬ 
ten die Verantwortlichen von XXXL 
Pallen in Aachen ihre Angriffe auf 
die gerade stattfindende Neuwahl des 
Betriebsrates ein und sicherten eine 
Vereinfachung der Unternehmens¬ 
struktur zu. 

Am 3. Dezember wurde XXXL 
Rück mit Protest im eigenen Haus kon¬ 
frontiert: Mit einem Flashmob mach¬ 
ten gewerkschaftliche Aktivistinnen 
die Kundschaft erneut auf die Ma¬ 
chenschaften von XXXL aufmerksam. 
Vom Restaurant aus zogen sie durch 
verschiedene Abteilungen des Möbel¬ 
hauses, riefen Parolen, hielten Plakate 
hoch und verteilten Flugblätter. Das 
Führungspersonal reagierte darauf 
wenig souverän mit Hektik und Hand¬ 
greiflichkeiten. Von der Kundschaft ka¬ 
men Zeichen der Sympathie und der 
Anerkennung. 

Seit 2014 ist XXXL Rück nicht 
mehr aus den negativen Schlagzeilen 
herausgekommen. Schlecht für ein Un¬ 
ternehmen, das auf ein positives Image 
angewiesen ist. Vielleicht macht dies 
das Modell für andere Konzerne weni¬ 
ger nachahmenswert. 

Petra Stanius 


niken von Helios ist sie Marktführer 
der privaten Kliniken in Deutschland 
und mit dem milliardenschweren Kauf 
des spanischen Marktführers Quironsa- 
lud der größte Klinikkonzern Europas. 

Zur Finanzierung der Expansion 
werden nicht nur die Banken, son¬ 
dern auch die Aktionäre eingespannt. 
Hauptaktionär ist die Stiftung, Antei¬ 
le über 5 Prozent halten z.B. „Allianz 
Global Investors“ und die US-Fonds- 
gesellschaft Blackrock. 

Die kapitalistische Akkumulation 
funktioniert ebenso wie die Herausbil¬ 
dung von Monopol und Finanzkapital 
unabhängig vom Willen des Kapitalis¬ 
ten, der vielleicht gute Werke tun will, 
aber bei Strafe des Untergangs expan¬ 
dieren muss. Sehr schön zeigt das die 
Klage der Stieftochter von Else Krö¬ 
ner gegen die Stiftung, die viel zu we¬ 
nig Geld für die guten Zwecke aus¬ 
schütte. Diese rechtfertigt sich in der 
„Wirtschaftswoche“: „Für die Stiftung 
wurde der Expansionskurs zur Heraus¬ 
forderung. Um ihren Anteil an dem seit 
1986 börsennotierten Unternehmen 
zu stabilisieren, muss die Stiftung lau¬ 
fend Geld investieren, um bei Kapi¬ 
talerhöhungen mithalten zu können“. 
Man könnte auch mit Marx sagen „Ak¬ 
kumuliert, akkumuliert! Das ist Moses 
und die Propheten!“. 

Richard Corell und Stefan Müller 


Info zum Thema Bildungsurlaub 


Honeywell will Standort 
in Maintal schließen 
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Monatlich 31 Tage Rufbereitschaft 

ln den Krankenhäusern wird der Tarifvertrag Entlastung diskutiert 


Am vergangenen Wochenende fand in Essen das Branchentreffen Ge¬ 
sundheitswesen des Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft beim Partei¬ 
vorstand der DKP statt. Schwerpunkt der Diskussion war dabei die Min¬ 
destpersonalbemessung in den Krankenhäusern. Die UZ sprach darüber 
mit Jan von Hagen. 


UZ: Wie kann die Entlastung aussehen? 
Welche Forderungen werden innerhalb 
von ver.di diskutiert? 

Jan von Hagen: Die Diskussion nach 
guten und mobilisierenden Forderun¬ 
gen findet momentan bundesweit in den 
Krankenhäusern statt. Klare Priorität 
als erste Forderung hat die nach mehr 
Personal, egal ob in der Pflege oder in 
allen anderen Bereichen. Hier liegt die 
größte Energie drin und auch die klare 
Erkenntnis, dass jede andere Forderung 
ohne mehr Personal nicht zu wirklicher 
Entlastung führen wird. 

In allen Schichtdienstbereichen 
spielt auch die Forderung nach verläss¬ 
licher Arbeitszeit eine große Rolle. Die 
Beschäftigten werden regelmäßig im 
Frei angerufen und aufgefordert, kurz¬ 
fristig einzuspringen und Dienste zu 
tauschen. Im Rahmen der NRW-Auf- 
taktveranstaltungen zum Tarifvertrag 
Entlastung hat es eine Pflegekraft auf 
den Punkt gebracht: „Eigentlich habe 
ich 31 Tage im Monat Rufbereitschafts¬ 
dienst, mein Privatleben kann ich gar 
nicht mehr verbindlich planen.“ Diese 
Dauerbelastung macht auf Dauer na¬ 
türlich genauso krank wie die ständige 
Unterbesetzung während der Arbeits¬ 
zeit. Insofern stehen Forderungen nach 
verbindlichen Dienstplänen, Begrenzun¬ 
gen von bestimmten Schichtfolgen und 
ausreichend Ruhetage nach belasten¬ 
den Diensten ebenfalls weit vorne. Den 
dritten Teil der Forderungen macht der 
Bereich Belastungsausgleich aus. Wenn 
belastende Dienste sich häufen, brau¬ 
chen die Beschäftigten zeitnah einen 
Ausgleich durch Entlastung, freie Tage 
oder ähnliches. Und nicht durch Geld 
in Form von Zuschlägen. Die Beschäf¬ 
tigten wollen sich ihre Gesundheit nicht 
mehr abkaufen lassen, auch wenn bei 
dem Verdienst in den Krankenhäusern 
auch noch einiges zu verbessern wäre. 

UZ: In der heutigen Diskussion haben 
die „Tarifberater “ eine große Rolle ge¬ 
spielt. Was hat es damit auf sich? 

Jan von Hagen: Den bundesweit ersten 
Tarifvertrag mit Regelungen zu mehr 
Personal haben die ver.di-Kollegenln- 
nen an der Berliner Charite erstreikt. 
Um die entsprechende betriebliche Stär¬ 
ke zu erreichen haben sie das Konzept 
der Tarifberaterinnen entwickelt. Dies 
sieht vor, das in jedem Arbeitsbereich, 
also zum Beispiel auf jeder Pflegestati¬ 
on, in jeder Funktionsabteilung und in 
jedem Reinigungsbereich eine Kolle¬ 
gin oder ein Kollege die Aufgabe über¬ 
nimmt, als Tarifberaterin das Binde¬ 
glied zwischen ver.di-Tarifkommission 
und der Belegschaft zu sein. So kann si- 



Jan von Hagen, selbst gelernter Kran¬ 
kenpfleger, ist Gewerkschaftssekretär 
bei ver.di NRW und zuständig für die 
Krankenhäuser und psychiatrischen 
Kliniken in Nordrhein-Westfalen. 

chergestellt werden, dass es passgenaue 
Diskussionen zu Entlastungsforderun¬ 
gen in den jeweiligen Bereichen gibt, die 
über die Tarifberaterinnen bei der ver.di 
Tarifkommission landen. Verhandlungs- 
zwischenstände können direkt und zeit¬ 
nah in die Teams gegeben werden, um 
sie dort zu diskutieren und einzuschät¬ 
zen, ob sie ausreichend sind oder falls 
nicht, in welcher Form das Team bereit 
ist, für weitergehende Forderungen auch 
bei Aktionen und oder Streiks dabei zu 
sein. Die Tarifberaterinnen werden für 


Jan von Hagen: In den Krankenhäu¬ 
sern, wo wir den Beschäftigten das 
Tarifberatermodell vorstellen, trifft es 
auf hohe Zustimmung. Zum Thema 
Be- und Entlastung sind viele Kolle- 
genlnnen bereit, als Tarifberaterinnen 
Verantwortung zu übernehmen, egal 
ob sie schon gewerkschaftlich organi¬ 
siert sind oder noch nicht. Neben In¬ 
foveranstaltungen und Flugblättern ist 
das zentrale Mittel zur Gewinnung von 
Tarifberaterinnen aber das persönliche 
Gespräch. Die ver.di-Vertrauensleute 
oder -Aktiven gehen durch die Be¬ 
reiche und z.B. in Teamsitzungen und 
klären mit den Teams oder mit Inter¬ 
essierten, wer Interesse daran hat. Vie¬ 
le Kollegenlnnen reagieren sehr posi¬ 
tiv, umso mehr, je konkreter die Aus¬ 
einandersetzung um mehr Personal im 
Krankenhaus wird. Im Saarland haben 
wir als ver.di gerade alle 21 Kranken¬ 
häuser, darunter auch elf kirchliche, zu 
Tarifverhandlungen aufgefordert. Die 
Grundlage für diesen mutigen Schritt 
waren die hohe Anzahl von Stationen 
und Arbeitsbereichen, in denen es be¬ 
reits Tarifberaterinnen gibt. 

UZ: In Hamburg wird der Kampf der 
Gewerkschaft von „außen“ unterstützt, 
ein Solikreis hat den Hamburger Appell 
initiiert, um mit einer Unterschriftenak¬ 
tion der Forderung von ver.di ein grö¬ 
ßeres Gewicht zu verleihen? Sollte das 
Schule machen? 

Jan von Hagen: Eindeutig ja! Sowohl 
an der Charite als auch im Saarland und 
jetzt in Hamburg brauchen wir zur Un¬ 
terstützung der betrieblichen Kämpfe 


Auseinandersetzung um mehr Perso¬ 
nal im Krankenhaus zu unterstützen. 
In vielen Bundesländern, u.a. in Ham¬ 
burg, Niedersachsen und dem Saarland 
gibt es mittlerweile ähnlich lautende 
„Appelle für mehr Krankenhausperso¬ 
nal“, die von allen Bürgerinnen unter¬ 
schrieben werden sollen, um zu zeigen, 
dass es nicht nur eine Auseinanderset¬ 
zung der Krankenhausbelegschaften 
ist. Den Bedarf nach guter Versorgung 
und Pflege hat ja jede(r) einmal. 

UZ: Wo siehst du die Aufgabe der 
DKP? Was kann die Partei organisato¬ 
risch leisten, und was wäre ihr inhaltli¬ 
cher Part? 

Jan von Hagen: Natürlich sollte sich 
die Partei, da wo Bündnisse entstehen 
inhaltlich und organisatorisch einbrin- 
gen. In einigen Kreisen haben wir ja Er¬ 
fahrung auch in Auseinandersetzungen 
um z.B. Privatisierungen von Kliniken, 
daran gilt es anzuknüpfen. Und auch 
die Unterstützung der ver.di-Unter- 
schriftensammlungen sollte Teil un¬ 
serer Arbeit werden. Da die Ausein¬ 
andersetzung nächstes Jahr sowohl in 
den Betrieben als auch im Bundes¬ 
tagswahlkampf und bei den drei Land¬ 
tagswahlen eine zentrale Rolle spielen 
wird, macht es sicherlich Sinn, sich auf 
einer Mitgliederversammlung einmal 
inhaltlich mit dem Thema auseinander 
zu setzen. Inhaltlich gilt es aufzuzeigen, 
dass es nicht nur eine grundlegende 
Fehlsteuerung in der Krankenhausfi¬ 
nanzierung sowie der kompletten Re¬ 
finanzierung der sozialen Arbeit gibt, 
sondern dass es auch möglich ist, gute 
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Endlich Nägel mit Köpfen machen: 

Personalbemessung 
per Gesetz! 



diese Aufgabe zunächst im Betrieb ge¬ 
schult und sind während der komplet¬ 
ten Tarifauseinandersetzung eng in die 
Kommunikation und Planung mit einge¬ 
bunden. So kommt die ganze Tarifausei¬ 
nandersetzung, die gerade in Flächenta¬ 
rifverträgen weit weg vom eigenen Er¬ 
leben der Kollegenlnnen ist, nahe an die 
Teams und Beschäftigten und wird zu ih¬ 
rer eigenen Auseinandersetzung. 

UZ: Welche Erfahrungen gibt es bisher 
mit der Gewinnung? Welche Aktions for¬ 
men hat ver.di bisher entwickelt? 


Bündnisse, die das Thema „Mehr Per¬ 
sonal im Krankenhaus“ auch öffentlich 
zum Thema machen. Das „Bündnis 
Berlinerinnen und Berliner für mehr 
Personal im Krankenhaus“ wird durch 
die breite Unterstützung in den Stadt¬ 
teilen, die Öffentlichkeitsarbeit und die 
konkrete Unterstützung der betriebli¬ 
chen Arbeit in den Phasen der Orga¬ 
nisierung und Auseinandersetzung als 
klarer Erfolgsfaktor benannt. Insofern 
ist das Ziel, an möglichst vielen Orten 
in der Bundesrepublik mit verschiede¬ 
nen Arten von Bündnissen die große 


Arbeitsbedingungen und gute Versor¬ 
gung für Patientenlnnen sicher zu stel¬ 
len. Dafür bedarf es einer Umvertei¬ 
lung des gesellschaftlichen Reichtums. 
Im Rahmen der aktuellen Kranken¬ 
hausfinanzierung werden die berech¬ 
tigten Forderungen von Personal und 
Patientenlnnen nicht erfüllbar sein, da¬ 
für muss sich Politik bewegen. Und da¬ 
mit sind die Auseinandersetzungen um 
mehr Personal im Krankenhaus auch 
ein Infragestellen der jetzigen Vertei¬ 
lungspolitik. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok für die UZ 


Abschluss bei der Bahn 

Arbeitszeitverkürzung durchgesetzt 


Nur wenige Stunden vor Redaktions¬ 
schluss dieser UZ ging die für Bahn¬ 
verhältnisse kurze Tarifrunde von gut 
zwei Monaten für die etwa 100 000 
Mitglieder der Eisenbahn- und Ver¬ 
kehrsgewerkschaft (EVG) bei der DB 
AG zu Ende. Im Ergebnis konnte die 
EVG mit einer Laufzeit von zwei Jah¬ 
ren, mehr als fünf Prozent der gefor¬ 
derten sieben Prozent durchsetzen, 
davon 2,5 Prozent Lohnerhöhung ab 
1. April 2017. Die Arbeitszeitverkür¬ 
zung greift in einem Wahlmodell ab 
1. Januar 2018. Künftig können alle 
Beschäftigten zwischen 2,6 Prozent 
mehr Lohn, sechs Tagen mehr Urlaub 
oder einer Stunde weniger Wochen¬ 
arbeitszeit wählen. In regelmäßigen 
Abständen kann zwischen diesen Va¬ 
rianten gesprungen werden. Dazu sind 
viele Nebenleistungen wie Sonderur¬ 
laub für über 59-Jährige, Einmalzah¬ 


lung von 550 Euro bis April, und noch 
nicht übersehbare Vereinbarungen im 
Rahmen eines neuen Tarifvertrages zu 
den Auswirkungen der Digitalisierung 
in Richtung Qualifizierung oder Ge¬ 
staltung mobiler Arbeit, abgeschlossen 
worden. 

Die Gewerkschaft EVG hat in 
dieser Tarifrunde dem Arbeitgeber¬ 
verband ihren Zeitplan diktiert. Dem 
Arbeitgeberverband wurde mit Deut¬ 
lichkeit nicht nur mit einer Arbeits¬ 
kampfmaßnahme gedroht, sondern 
tatsächlich und öffentlich hatte die 
Gewerkschaft die Vorbereitungen ge¬ 
troffen. Die letzte Verhandlungsrun¬ 
de wurde mit Protesten begonnen. 
Torsten Westphal, zu diesem Termin 
der neue Bundesgeschäftsführer der 
EVG und damit der für die Streikor¬ 
ganisation Verantwortliche, wurde in 
die Verhandlungen einbezogen, um ein 


deutliches Signal zu setzen. Wie aus un¬ 
terrichteten Kreisen zu entnehmen ist, 
waren die Verhandlungen nur mit die¬ 
sem Druck aufrechtzuerhalten, und so 
konnten mehr Zugeständnisse abge¬ 
rungen werden. 

Die Deutsche Bahn wollte vor al¬ 
lem mehrere Geschäftsbereiche aus 
den Verhandlungen ausgrenzen bzw. 
längere Laufzeiten vereinbaren und 
die Arbeitszeitverkürzung nicht für 
alle gelten lassen. Das war aber für 
die EVG eine Haltelinie, die nicht 
überschritten werden durfte. Auch das 
derzeit strauchelnde Güterverkehrs¬ 
unternehmen DB Cargo stand für die¬ 
sen Tarifabschluss zur Disposition. Am 
Tage des Tarifabschlusses demonstrier¬ 
ten bundesweit tausende Beschäftigte 
gegen die geplanten Stellenstreichun¬ 
gen des Unternehmens und forder¬ 
ten Maßnahmen für die Zukunft des 


Güterverkehrs. Auch hier ist eine Ar¬ 
beitszeitverkürzung zur Arbeitsplatz¬ 
sicherung der richtige Weg. Ein deut¬ 
liches Signal setzt die 60-köpfige eh¬ 
renamtliche Verhandlungsgruppe der 
Gewerkschaft auch an die Dienstleis¬ 
tungsunternehmen des Konzerns, wel¬ 
che sich „im Schatten des Bahntowers“ 
wähnen, wie in den letzten Wochen ein 
Film der EVG aus Berlin auf youtu- 
be deutlich machte. Keine Sonderre¬ 
gelung, sondern „gemeinsam mehr“ - 
so das Motto der Tarifrunde - wurde 
eingehalten. 

Zu Ende ist die Tarifrunde aller¬ 
dings erst, wenn die Verhandlungen 
mit der GdL beendet sind, die am 
16. Dezember fortgeführt werden. Al¬ 
lerdings hat sich die GdL in der letzten 
Tarifrunde verpflichtet, keine Arbeits¬ 
kampfmaßnahmen durchzuführen. 

Rainer Perschewski 


Weniger Erdöl 

Am vergangenen Wochenende ha¬ 
ben sich elf Erdöl produzierende 
Staaten, die nicht Mitglied des Ex¬ 
portkartells Opec sind, bereit er¬ 
klärt, ihre Ölförderung täglich um 
insgesamt 558 000 Barrel zu redu¬ 
zieren. Der wichtigste Nicht-Opec- 
Partner ist Russland, der derzeit 
größte Ölproduzent der Welt. Zu¬ 
dem beteiligten sich Staaten wie 
Mexiko, Oman, Malaysia und eine 
Reihe kleinerer Förderer an dem 
Deal. Das Abkommen gilt ab Januar 
zunächst für ein halbes Jahr und hat 
die Option, um weitere sechs Mona¬ 
te verlängert zu werden. Bereits am 
30. November hatte die Opec erst¬ 
mals seit acht Jahren beschlossen, 
weniger Öl zu fördern. 


Italien darf Bank retten 

Die älteste Bank der Welt Monte 
die Paschi di Siena ächzt unter ei¬ 
nem Milliardenberg fauler Kredite 
und braucht dringend frisches Ka¬ 
pital. Der Rettungsplan dazu war 
ursprünglich bis Ende Dezember 
angelegt. Dabei sollten fünf Mrd. 
Euro über eine Kapitalerhöhung 
und einen Anleihentausch erlöst 
werden. 

Als vergangene Woche der ita¬ 
lienische Ministerpräsident Matteo 
Renzi zurückgetreten war, bat Mon¬ 
te Paschi die Europäische Zentral¬ 
bank um mehr Zeit für den Plan, 
was die EZB aber ablehnte. Nun 
hat der italienische Staat angekün¬ 
digt, Monte dei Paschi di Siena not¬ 
falls unter die Arme zu greifen und 
die Bank mit frischem Geld auszu¬ 
statten. Nach der Finanzkrise hat¬ 
te man sich in EU-Europa angeb¬ 
lich darauf geeinigt, dass Eigen¬ 
tümer und Gläubiger für Verluste 
von Banken haften und nicht mehr 
die Steuerzahler. Das stellte ausge¬ 
rechnet Bundesbankpräsident Jens 
Weidmann richtig. Er zeigte sich für 
eine Beteiligung Italiens an der Ret¬ 
tung von italienischen Banken of¬ 
fen. „Dass sich neben den Investo¬ 
ren auch der Staat an einer Krisen¬ 
lösung beteiligt, lässt sich wohl nie 
grundsätzlich ausschließen“, sagte er 
der „FAS“. 


Paketstau bei der Post 

Pakete werden bei der Post verspä¬ 
tet geliefert oder kommen gar nicht 
an. Das Internetportal „Paket-Är¬ 
ger“ berichtet von 6 500 Beschwer¬ 
den innerhalb eines Jahres. Ursache 
der Misere ist die Überlastung der 
Beschäftigten. Im Sommer 2015 
hatte die Post ihren Paketdienst 
ausgegliedert, um nicht mehr den 
Haustarif zahlen zu müssen. 


Aixtron-Übernahme 

verboten 

Die geplante Übernahme des deut¬ 
schen Spezialmaschinenbauers Aix- 
tron durch ein chinesisches Unter¬ 
nehmen ist am Einspruch des ame¬ 
rikanischen Präsidenten Barack 
Obama gescheitert. Das Weiße 
Haus schloss sich der Empfehlung 
der Behörde für Auslandsinvestiti¬ 
onen (CFIUS) an. 

Hintergrund für das Veto der 
Amerikaner sind Befürchtungen, 
dass Aixtron-Produkte auch mili¬ 
tärisch genutzt werden könnten. 
Die amerikanische Regierung hat 
ein Mitspracherecht, weil das Un¬ 
ternehmen aus Herzogenrath bei 
Aachen auch eine Zweigstelle in 
Kalifornien mit rund 100 Mitarbei¬ 
tern hat. Es ist erst das dritte Mal 
seit 1990, dass ein amerikanischer 
Präsident eine Firmenübernahme 
durch einen ausländischen Investor 
wegen Sicherheitsbedenken verhin¬ 
dert. Das chinesische Konsortium 
GCI, hinter dem staatlich kontrol¬ 
lierte Fonds stecken, hatte im Mai 
eine Übernahmeofferte über 670 
Mio. Euro vorgelegt. Aixtron stellt 
mit seinen gut 700 Beschäftigten 
Maschinen für die Chipindustrie 
her und steckt seit langem wegen 
schwacher Auftragslage in der Kri¬ 
se. 
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Klage gegen Sperrklausel 
bei Kommunalwahlen 

„Die Linke“ geht gerichtlich gegen 
die vom NRW-Landtag beschlossene 
2,5-Prozent-Sperrklausel für Kom¬ 
munalwahlen vor. Am vergangenen 
Montag reichte die Partei einen An¬ 
trag beim Verfassungsgerichtshof in 
Münster ein, mit dem sie die Verfas¬ 
sungswidrigkeit der Regelung fest¬ 
stellen lassen will. Der Landtag hat¬ 
te die Sperrklausel mit den Stimmen 
von CDU, SPD, FDP und Grünen 
in die Landesverfassung aufgenom¬ 
men. Die neue Sperrklausel in NRW 
verletze das Demokratieprinzip des 
Grundgesetzes. Das mache sie zu 
verfassungswidrigem Verfassungs¬ 
recht?, kritisierte der Bielefelder 
Rechtsprofessor Andreas Fisahn, der 
für die Linkspartei als Prozessbevoll¬ 
mächtigter auftritt. Bereits 1999 war 
die damalige Sperrklausel für Kom¬ 
munalwahlen von fünf Prozent vom 
Verfassungsgerichtshof gekippt wor¬ 
den. Antragstellerin war seinerzeit 
die Linke-Vorgängerpartei PDS. 

Linkspartei nominiert 
Kandidaten in NRW 

Die NRW-Linkspartei hat am ver¬ 
gangenen Wochenende ihre Liste für 
die Landtagswahl im Mai des kom¬ 
menden Jahres aufgestellt. Insgesamt 
stellte die Partei 40 Kandidatinnen 
und Kandidaten auf. Angeführt wird 
die Liste von den beiden amtieren¬ 
den „Linke“-Landessprechern Özlem 
Alev Demirel aus Düsseldorf (Platz 
1) und Christian Leye aus Bochum 
(Platz 2). 

Repression gegen 
Kurden 

Seit dem 11. Oktober steht Ali H. 
Dogan wegen des Vorwurfs der mit- 
gliedschaftlichen Beteiligung an ei¬ 
ner „terroristischen Vereinigung im 
Ausland“(§129a/b StGB) in Berlin 
vor Gericht. Er soll im Zeitraum Juli 
2014 bis September 2015 in der Phase 
des Friedensprozesses zwischen kur¬ 
discher Bewegung und türkischem 
Staat - die PKK-Gebiete Berlin bzw. 
Bremen verantwortlich geleitet ha¬ 
ben und für die Organisierung von 
Treffen, Veranstaltungen, D emonstra- 
tionen oder Geldsammlungen zustän¬ 
dig gewesen sein. Verschiedene Orga¬ 
nisationen kritisieren den Prozess, der 
im Dezember fortgesetzt wird. 

DGB fordert 
Bildungsstrategie 

Der DGB hat sich erneut für eine ge¬ 
sellschaftliche Bildungsstrategie aus¬ 
gesprochen, um die enge Kopplung 
von Bildungserfolg und sozialer Her¬ 
kunft zu durchbrechen. Bund, Länder 
und Kommunen müssten gemein¬ 
sam mit den Sozialpartnern eine sol¬ 
che Strategie entwickeln. „Wir brau¬ 
chen verbindliche Qualitätsstandards 
für die frühkindliche Bildung, einen 
Rechtsanspruch auf eine qualitativ 
hochwertige Ganztagsschule und 
den Ausbau der Schulsozialarbeit. 
Wir brauchen mehr Lehrer, Schulpsy¬ 
chologen und vor allem auch Sprach¬ 
kurse und dafür qualifiziertes Perso¬ 
nal“, fordert der Gewerkschaftsbund. 
Schließlich könnten mehr als sieben 
Millionen Menschen in Deutschland 
nicht richtig lesen und schreiben. 
Rund 14 Prozent der Jugendlichen 
hätten zudem keine abgeschlossene 
Ausbildung und mehr als 45 000 ver¬ 
ließen die Schule ohne Abschluss. 

Dublin kippen 

Die Europäische Kommission macht 
sich wieder einmal zur Interessens¬ 
vertreterin der reichen EU-Staaten 
„und das auf Kosten der Rechte von 
Geflüchteten“, kritisiert die innenpo¬ 
litische Sprecherin der Linksfraktion 
im Bundestag, Ulla Jelpke. Die im 
Kern ungerechte Dublin-Verordnung 
dürfe nicht skrupellos durchgesetzt, 
sondern endlich gekippt und durch 
ein solidarisches System der Verant¬ 
wortungsteilung in der EU ersetzt 
werden, forderte die Bundestagsab¬ 
geordnete aufgrund der Ankündi¬ 
gung der EU-Kommission, ab März 
wieder Flüchtlinge im Rahmen der 
Dublin-III-Verordnung nach Grie¬ 
chenland zu überstellen. 


Milliardengeschenk zu Weihnachten 

Die Bundesregierung kümmert sich künftig um den Müll der Atomkonzerne 


N un ist es also offiziell: Der deut¬ 
sche Staat beschert den Atom¬ 
konzernen kurz vor Weih¬ 
nachten noch schnell ein Milliarden¬ 
geschenk. Am Donnerstag stand im 
Bundestag das Gesetz zur „Neuord¬ 
nung der Verantwortung in der kern¬ 
technischen Entsorgung“ zur Abstim¬ 
mung, und eine große Mehrheit aus 
CDU, SPD und Grünen hatte bereits 
im Vorhinein erklärt, für das Gesetz zu 
stimmen. 

Das Gesetz sieht vor, dass die 
Bundesrepublik den Atomkonzernen 
E.ON, RWE, Vattenfall und EnBW die 
Verantwortung für die Zwischen- und 
Endlagerung des Atommülls abnimmt. 
Im Gegenzug, so eine Übereinkunft 
mit den Konzernen, sollen die Ener¬ 
gieriesen bis zum Jahr 2022 rund 23 
Milliarden Euro in einen staatlichen 
Fonds überweisen. Ebenfalls sollen sie 
mehrere Klagen gegen den Staat fallen 
lassen. Mit den bisherigen Schadener¬ 
satzklagen in Höhe von 19 Milliarden 
Euro waren die Energiekonzerne weit¬ 
gehend gescheitert. 

Nach bisheriger Regelung waren 
die Atomkonzerne verpflichtet, für 
die Kosten des Rückbaus der Kraft¬ 
werke und für die Endlagerung des 
Atommülls Rücklagen zu bilden. Zu¬ 
sammen haben sie rund 38 Milliarden 
Euro zurückgelegt. Allerdings lagen 
diese Rückstellungen nicht auf irgend¬ 
einem Konto, sondern waren in Kraft¬ 
werken angelegt. Doch diese erwirt¬ 
schafteten durch die Energiewende 
immer weniger und verloren an Wert. 
Nach Angaben des Handelsblattes hät¬ 
ten die Rücklagen aber auch keines¬ 
wegs ausgereicht: Schätzungen gingen 
davon aus, dass zwischen 50 bis 70 Mil¬ 
liarden benötigt würden - weit mehr 
als zurückgelegt. 

Um die Atomkonzerne vor einem 
möglichen Bankrott durch den Atom¬ 
ausstieg und die Aktionäre vor einem 
Verlust ihres angelegten Kapitals zu 


bewahren, hatte die Bundesregierung 
eine Kommission eingesetzt unter 
Leitung von Jürgen Trittin (Grüne), 
Matthias Platzeck (SPD) und Oie von 
Beust (CDU). Sie sollte die Finanzie¬ 
rung des Atomausstiegs überprüfen 
und gemeinsam mit den Konzernen 
Wege finden, wie die zu erwartenden 
Kosten zumindest teilweise auf den 
Staat abgewälzt werden können. 

Deren Vorschlag, der nun die 


Grundlage des neuen Gesetzes bildet, 
sieht vor, dass die Atomkonzerne nach 
wie vor für den Rückbau der Kraftwer¬ 
ke verantwortlich sind, während sich 
der Staat um die Zwischen- und End¬ 
lagerung kümmert. „Wir haben insge¬ 
samt eine sehr vernünftige Lösung ge¬ 
funden“, erklärte der stellvertretende 
Vorsitzende der Unionsfraktion, Mi¬ 
chael Fuchs. 

2011, nach der Kernschmelze in 
Fukushima, hatte die Bundeskanzle¬ 
rin verkündet, den Atomausstieg be¬ 


schleunigen zu wollen. Die 13. Fassung 
des Atomgesetzes mit der endgültigen 
Stilllegung von acht Kernkraftwerken 
wurde am 30. Juni 2011 von Bundestag 
und Bundesrat beschlossen. Die übri¬ 
gen Kernkraftwerke sollen bis 2022 
stillgelegt werden. Gegen das Atom¬ 
gesetz legten E.ON, RWE und Vat¬ 
tenfall Verfassungsbeschwerde ein. 
EnBW, der vierte, bleibt als Staats¬ 
konzern rechtlich außen vor. Die Be¬ 


schwerdeführerinnen rügen eine Ver¬ 
letzung der Eigentumsfreiheit, wie sie 
das Grundgesetz festlegt („Das Eigen¬ 
tum und das Erbrecht werden gewähr¬ 
leistet. Inhalt und Schranken werden 
durch die Gesetze bestimmt“). Diese 
Beschwerde wies das Bundesverfas¬ 
sungsgericht am 6. Dezember zurück. 
Bei der Abschaltung von acht AKW, 
der Laufzeitbegrenzung von neun an¬ 
deren Reaktoren sowie der ersatzlosen 
Rücknahme der Ende 2010 beschlos¬ 
senen Laufzeitverlängerung der AKW 


handele es sich nicht um eine Enteig¬ 
nung, sondern nur um eine Beschrän¬ 
kung des Eigentums in Gestalt des 
Nutzungsrechts der AKW. Den Atom¬ 
konzernen stehe keine Entschädigung 
zu. Das BVerfG billigt dem Gesetzge¬ 
ber die durch die Abschaltung durch¬ 
gesetzte Risikominderung zu. Das sei 
ein legitimes Regelungsziel und nicht 
zu beanstanden. Denn die Beschleu¬ 
nigung des Atomausstiegs diene dem 
Schutz von Leben und Gesundheit der 
Bevölkerung. 

Allerdings haben die Energiekon¬ 
zerne in Randbereichen Recht be¬ 
kommen. Die Laufzeit von AKW 
Krümmel und Mülheim-Kärlich rei¬ 
che nach der neuen Regelung nicht 
mehr aus, die 2002 versprochenen 
Strommengen zu produzieren. So 
bleibe ein Rest von etwa viereinhalb 
und vier Jahresproduktionen eines 
AKW, die Vattenfall und RWE ver¬ 
loren gingen. Außerdem komme eine 
Entschädigung für wertlos gewordene 
Investitionen in Betracht, wenn die¬ 
se Investitionen zwischen Laufzeit¬ 
verlängerungsbeschluss am 8.12.2010 
und Atom-Moratorium am 16.3.2011 
getätigt wurden; allerdings auch nur 
dann, wenn sie nicht auch ohne die 
Laufzeitverlängerungen vorgesehen 
waren. Hier könnten immerhin noch 
dreistellige Millionensummen Ent¬ 
schädigung fällig werden. 

Im Gegenzug übernimmt der Bund 
den Bau und die Finanzierung von 
Zwischen- und Endlagern. Auch das 
wird viel Geld verschlingen. Dessen 
ist sich auch CDU-Politiker Fuchs be¬ 
wusst, und diskreditiert die ernsthafte 
Suche nach einem Endlager laut FAZ 
als „Bohrlochtourismus“. „Wenn die 
Politik aber erst alles im Schwarzwald, 
in der Lüneburger Heide, im Bayeri¬ 
schen Wald oder sonst wo erkunden 
will, kann es teuer werden“, wird er zi¬ 
tiert. 

Bernd Müller/Klaus Stein 



„Wohin mit dem Atommüll?“,fragten Aktivisten 2009 in Stuttgart. Klar ist nur, 
dass nicht die Konzerne, sondern der Staat für die Lagerung bezahlen wird. 


Im Schattenhaushalt 

Berliner GEW lehnt rot-rot-grüne Pläne zur „alternativen 
Finanzierung“ von Schulgebäuden ab 


Sachsen bleibt seinem Ruf treu 

Regierung im Freistaat verharmlost fortdauernde rechte Gewalt 


Der rot-rot-grüne Koalitionsvertrag in 
Berlin sieht vor, den Neubau und die 
Sanierung von Schulgebäuden zum 
Schwerpunktthema zu machen. Das ist 
nötig, denn bis 2024 werden mindestens 
60 Schulgebäude fehlen. Außerdem sind 
notwendige Sanierungen vorhandener 
Schulen in einer Größenordnung von 
mehreren Milliarden Euro bisher ver¬ 
schleppt worden. Zweistellige Milliar¬ 
denbeträge wird die Stadt aufbringen 
müssen. Ab 2020 greift die Schulden¬ 
bremse, das Land darf netto keine neu¬ 
en Schulden aufnehmen. Für die Sa¬ 
nierung der Schulen ist also kein Geld 
da - es sei denn, privates Kapital eilt zur 
Hilfe. Der Neubau von Schulen eigne 
sich „in besonderem Maße für eine al¬ 
ternative Finanzierung“, legt der Koali¬ 
tionsvertrag dazu fest. 

Die Koalition will speziell für den 
Schulbau und Sanierungsaufgaben 
über 5,5, Millionen Euro „unter dem 
Gesichtspunkt der Beschleunigung 
eine landeseigene gesellschaftsrechtli¬ 
che Konstruktion schaffen, die auch die 
Aufnahme von Krediten in privatrecht¬ 
licher Organisationsform ermöglicht“. 
Mietkauf „im landeseigenen Kreislauf“ 
ist vorgesehen. Der Koalitionsvertrag 
warnt, auch landeseigene Unternehmen 
seien verpflichtet, „sich betriebswirt¬ 
schaftlich an vergleichbaren Unterneh¬ 
men messen zu lassen“. Zu gut Deutsch: 
In einer Art Schattenhaushalt soll die 
Schuldenbremse umgangen werden. Da 
Kredite, die nach Privatrecht vergeben 
werden, an Sicherheiten gebunden sind, 
würden Schulen als Anlagevermögen in 
die „gesellschaftsrechtliche Konstrukti¬ 
on“ eingebracht und danach wieder an¬ 
gemietet werden. 

Diese Pläne haben die Landesdele¬ 
gierten der GEW Berlin am 2. Dezem¬ 
ber abgelehnt, obwohl der Koalitions¬ 
vertrag ein Public Private Partnership 


ebenso ausschließt wie die Privatisie¬ 
rung von Schulimmobilien oder auch 
sale-and-lease-back-Verträge mit pri¬ 
vaten Kapitalisten. Ein Grund für die 
grundsätzliche Ablehnung der „alter¬ 
nativen Finanzierung“ sind Erfahrun¬ 
gen der Hamburger Kollegen mit dem 
„Sondervermögen Schulbau Hamburg“, 
das die Berliner Sozialdemokraten und 
die Bündnisgrünen sich in ihren Schul¬ 
programmen zum Vorbild genommen 
hatten. Zwar ist es in den vergangenen 
sechs Jahren gelungen, den Schulbau 
und die Schulsanierung in der Hanse¬ 
stadt zu beschleunigen. Allerdings geriet 
das Sondervermögen schon im zweiten 
Jahr seines Bestehens, 2012, in Schiefla¬ 
ge, nachdem das Anlagevermögen, die 
Schulen, um 800 Millionen Euro niedri¬ 
ger bewertet wurden als noch 2010. Da¬ 
mals führten zusätzlich aufgenommene 
Kredite zu einer höheren Zinsbelastung, 
so dass die Hansestadt für die Gebäude 
und Schulhöfe höhere Mieten zu ent¬ 
richten hatte als geplant. Nun verkehrte 
sich das berechtigte Interesse an ausrei¬ 
chenden Räumlichkeiten in sein kran¬ 
kes Gegenteil: Ein „Musterflächenpro¬ 
gramm“ legte fest, dass Hamburgs Schu¬ 
len über einen Raumüberhang von fast 
25 Prozent verfügten, der im Interesse 
des Bilanzausgleichs seitdem durch Ver¬ 
mietung und Verkauf von Flächen abge¬ 
baut wird. 300 000 Quadratmeter fielen 
so bis dato aus der schulischen Nutzung 
heraus. „Schulbau in Hamburg - Bil¬ 
dungsräume werden weggespart“, resü¬ 
mierte die GEW Hamburg im Juni. 

Die Landesdelegierten der GEW 
Berlin haben nun gefordert, nicht Schul¬ 
bau und Schulsanierung aus dem Lan¬ 
deshaushalt auszugliedern, sondern die 
Bauverwaltungen personell besser aus¬ 
zustatten und die demokratische Mit¬ 
wirkung aller Beteiligten zu sichern. 

Stefan Bednarek 


Die Neonazis bleiben in Sachsen wei¬ 
ter aktiv. Unter anderem in Annaberg- 
Buchholz tauchten in den vergangenen 
Tagen Strohpuppen mit rechtsextre¬ 
men Parolen auf. Wie erst jetzt bekannt 
wurde, waren Neonazis aus den Reihen 
der neofaschistischen „Freien Kame¬ 
radschaft Dresden“ (FKD) außerdem 
Anfang dieses Jahres an Ausschreitun¬ 
gen von Rechtsextremen und Hooli¬ 
gans im Leipziger Stadtteil Connewitz 
beteiligt, bei denen erheblicher Sach¬ 
schaden entstanden war. Auf eine par¬ 
lamentarische Anfrage der sächsischen 
Linkspartei-Abgeordneten Kerstin Kö¬ 
ditz antwortete Innenminister Ulbig 
(CDU) vor wenigen Tagen, dass sich 
die FKD im Spätsommer und Herbst 
2015 mehrfach an Pegida-Versamm¬ 
lungen beteiligt habe. „Zu Details gibt 
sich der Innenminister unter Verweis 
auf kaufende Ermittlungen 4 wortkarg“, 
kritisierte Köditz. Gefragt nach Ver¬ 
bindungen zu anderen extrem rechten 
Strömungen habe es schlicht geheißen, 
dass Kontakte „in die subkulturell ge¬ 
prägte rechtsextremistische Szene“ 
bekannt seien. „Das ist eine erneu¬ 
te Verharmlosung“, so Köditz. „Denn 
tatsächlich soll die FKD mehrfach mit 
der mutmaßlich rechtsterroristischen 
Vereinigung „Gruppe Freital“ koope¬ 
riert haben, etwa beim Angriff auf das 
alternative Hausprojekt ,Mangelwirt¬ 
schaft 4 im Oktober 2015“, kritisierte die 
Landtagsabgeordnete. „Wenig Vertrau¬ 
en erweckend bis inkompetent“ sei au¬ 
ßerdem, dass dem Landesamt für Ver¬ 
fassungsschutz Sachsen außer einer 
inzwischen abgeschalteten Facebook- 
Seite „kein öffentlicher Auftritt“ der 
FKD bekannt sei. Dabei sei ein Pro¬ 
fil der Gruppe im sozialen Netzwerk 
„VK“ bis heute abrufbar. 

Auch Köditz 4 Partei selbst gerät 
zunehmend ins Visier der rechten Ge¬ 
walttäter. Insgesamt 40 Mal kam es in 


diesem Jahr zu Anschlägen auf Büros, 
Übergriffen auf Wohnungen oder In¬ 
fostände der Partei. Diese sind keines¬ 
wegs isoliert von der rechten Grund¬ 
stimmung in der sächsischen Bevöl¬ 
kerung zu betrachten. So hatte die 
sächsische Staatsregierung aus CDU 
und SPD Ende November erstmalig 
die Ergebnisse des sogenannten Sach¬ 
sen-Monitor vorgestellt. Dieser umfasst 
die Ergebnisse einer repräsentativen 
Umfrage, für die im Auftrag der Staats¬ 
kanzlei vom 8. August bis 4. September 
2016 insgesamt 1 013 sächsische Bürge¬ 
rinnen und Bürger befragt worden wa¬ 
ren. Die Ergebnisse sind alarmierend, 
entsprechen jedoch dem zweifelhaften 
Ruf, den der Freistaat mittlerweile ge¬ 
meinhin genießt. So stimmten 58 Pro¬ 
zent der Befragten der Aussage zu, dass 
die BRD „durch die vielen Ausländer 
in einem gefährlichen Maß überfrem¬ 
det“ sei. 39 Prozent der Sachsen finden 
zudem, dass Muslimen „die Zuwande¬ 
rung nach Deutschland untersagt wer¬ 
den“ sollte. Im Bundesschnitt sind es 
knapp 16 Prozent. Mehr als die Hälfte 
der Befragten hätte überdies „ein Pro¬ 
blem damit, wenn sich Sinti und Roma 
in meiner Wohngegend aufhalten“. Bei 
einer ähnlich formulierten Frage war 
die Zustimmung bundesweit nur halb 
so groß. 

„Gemessen daran ist das Fazit des 
Monitors,,Ressentiments gegen Perso¬ 
nen aufgrund ihrer Gruppenzugehö¬ 
rigkeit 4 seien ,in Teilen der sächsischen 
Bevölkerung verbreitet 4 , Schönfärbe¬ 
rei“, kritisierte Kerstin Köditz, Spre¬ 
cherin für antifaschistische Politik der 
sächsischen Linksfraktion, die Schluss¬ 
folgerungen der repräsentativen Um¬ 
frage. Die Erhebung zeige vielmehr, 
„dass Rassismus mehrheitsfähig wird, 
dass Rechtsextremismus für viele eine 
Option ist“, monierte sie. 

Markus Bernhardt 







m unsere zeit 


Politik 


Freitag, 16. Dezember 2016 


Verschärftes Profil 

CDU-Parteitag: Mit Merkel gegen Flüchtlinge und Linke 



Passt diese Frau noch zur CDU? Kanzlerin Merkel verleiht der rechten Regierungspolitik ein weltoffenes Antlitz. 


I n den Tagen nach dem CDU-Partei- 
tag in Essen wurde in den bürgerli¬ 
chen Medien darüber diskutiert, ob 
Kanzlerin Merkel noch Rückhalt in 
der eigenen Partei habe. Es waren nicht 
nur ihr bislang schlechtestes, aber mit 
89,5 Prozent immer noch komfortables 
Ergebnis bei der Wahl zur Parteivor¬ 
sitzenden oder die gemischten Reak¬ 
tionen auf ihre Parteitagsrede, die die 
„Süddeutsche Zeitung“ in der Ausga¬ 
be vom vergangenen Sonnabend zu 
der Frage veranlasste, ob die CDU und 
Merkel noch zusammenpassen. 

Teile der Partei erwarten auch von 
ihr mehr Konsequenz in der Hoffnung, 
Wählerinnen und Wähler von der AfD 
zurückzugewinnen. Man will das eige¬ 
ne Profil „schärfen“. Und so entschied 
sich eine Parteitagsmehrheit - obgleich 
der CDU-Generalsekretär und der In¬ 
nenminister den Delegierten erklärt 
hatten, dass ein solcher Beschluss wir¬ 
kungslos sei - dem Antrag der Jungen 
Union zu folgen und den Kompromiss 
mit der doppelten Staatsbürgerschaft 
aufzukündigen. Damit, mit dem Be¬ 
schluss gegen Vollverschleierung, der 
Zustimmung zur repressiven Asylpo¬ 
litik u.a. stimmten die Delegierten für 
ein noch härteres Vorgehen. 

Dafür stehen auch andere Beschlüs¬ 
se. So verlangt die CDU unter ande¬ 
rem, sich zugleich „weltoffen“ und „to¬ 
lerant“ gebend, „Deutsch ins Grundge¬ 
setz aufzunehmen und Artikel 22 GG 
um den Zusatz zu erweitern: ,Die Spra¬ 
che der Bundesrepublik Deutschland 
ist Deutsch.’ Der Parteitag fordert die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion auf, 
sich hierfür erneut einzusetzen.“ Auch 
die „Leitkultur“ fehlt nicht. Man will 
zudem die „innere Sicherheit“ aus¬ 
bauen, Strafgesetze und das Versamm¬ 
lungsrecht verschärfen, um möglicher¬ 
weise Versammlungen in fremder Spra¬ 
che auflösen zu können. 

Eindeutig richten sich - teilweise 
unter dem Vorwand des Kampfes gegen 
„Extremismus“ aller Art - eine Reihe 
von Beschlüssen gegen Linke. So hat 


sich unter anderem die Junge Union 
mit ihren Anträgen durchgesetzt, eine 
gemeinsame Verbunddatei „Linksex¬ 
tremismus“ „nach dem Vorbild der be¬ 
stehenden Antiterrordatei und Rechts¬ 
extremismusdatei“ zu schaffen, „in der 
die Sicherheitsbehörden des Bundes 
und der Länder ihre Erkenntnisse zu 
Personen und Gruppierungen mit Be¬ 
zug zum gewaltorientierten Linksex¬ 
tremismus erfassen“ bzw. die „Hoch¬ 
schulen in Deutschland“ aufzufordern, 
„sich klar gegen jegliche Form von po¬ 
litischem oder religiösem Extremismus 
zu positionieren und Verstöße gegen 
die freiheitlich demokratische Grund¬ 


ordnung im Rahmen ihrer Zuständig¬ 
keiten und Möglichkeiten konsequent 
zu ahnden.“ Wer ist da wohl gemeint? 
Gefordert wird u.a., dass Hochschulen 
nicht mit „extremistischen Organisa¬ 
tionen“ Zusammenarbeiten sollen, es 
keinen „Hochschulgruppenstatus für 
extremistische Gruppen“ geben dürfe 
und in „begründeten Einzelfällen“ die 
„Exmatrikulation von extremistischen 
Straftätern“. 

Über 70 Industrieunternehmen - 
unter ihnen die großen Energiekon¬ 
zerne RWE, EON, EnBW, Autokon¬ 
zerne wie BMW, VW und Audi -, 
Banken, Versicherungen, die Deut¬ 


sche Bahn, die Deutsche Post und an¬ 
dere waren in Essen als Sponsoren 
und Aussteller vor Ort. Eine Reihe 
der Parteitagsbeschlüsse wird sie sehr 
erfreut haben, die anderen dürften ih¬ 
ren Interessen zumindest nicht wider¬ 
sprechen: Die CDU setzt auf Moderni¬ 
sierung der Wirtschaft, auf Innovation, 
auf Investitionen in die Zukunft und 
neue Technologien. Sie fordert die Si¬ 
cherung der Ressourcen und Rohstoff¬ 
versorgung für die deutsche Industrie 
und eine „moderate“ Energiewen¬ 
de. Sie setzt auf Freihandelsabkom¬ 
men. Und behauptet zugleich, durch 
CETA und TTIP wären bestehende 


soziale Rechte und Umweltstandards 
nicht gefährdet. Sie will die EU sichern 
und vor allem die Vormachtstellung 
Deutschlands. 

Ein deutliches Signal geht an die 
Rüstungsindustrie. Die Bundeswehr 
soll gestärkt und „modernisiert“, die 
EU weiter aufgerüstet und militari¬ 
siert werden. In einer kritischen Phase 
sei „es die Pflicht Deutschlands, seine 
Führungsverantwortung - möglichst 
gemeinsam mit Partnern - wahrzu¬ 
nehmen und starke Impulse für eine 
Europäische Verteidigungsunion 
zu präsentieren“. Um „frühzeitiger 
und wirksamer in unsicherer Nach¬ 
barschaft handeln zu können“, müs¬ 
se „die Vertiefung der europäischen 
Verteidigungszusammenarbeit eng 
mit der NATO abgestimmt werden, 
um die europäische Säule innerhalb 
des Bündnisses zu stärken“. Vage blei¬ 
ben dagegen Aussagen zur Rente und 
sozialer Absicherung. Klar ist die Aus¬ 
sage zum Mindestlohn: In Beschluss 
C 39 heißt es, dass die CDU Deutsch¬ 
lands sich für die Ausnahme von Prak¬ 
tika innerhalb der Ausbildung vom 
flächendeckenden Mindestlohn aus¬ 
spricht. 

Und die Konzerne machten Lob¬ 
byarbeit bedankten sich teilweise di¬ 
rekt. Laut „Stern“ half etwa BMW 
mit 15 000 Euro, „die Journalisten auf 
dem CDU-Presseempfang zu bewir¬ 
ten. Mit 5 000 Euro war dort auch der 
Energiekonzern EnBW dabei. 9 319 
Euro zuzüglich Mehrwertsteuer zahl¬ 
te die Deutsche Bahn für ihren Stand 
mit Sitzgruppe. Auf brutto 10 115 Euro 
belief sich der Beitrag des Deutschen 
Sparkassen- und Giroverbands. 4 000 
Euro netto kamen vom Photovoltaik- 
hersteller IBC Solar. Die Bank ING- 
Diba überwies 9 250 Euro zuzüglich 
Mehrwertsteuer. Der Versandapothe¬ 
ker Doc Morris war mit 5 000 Euro 
dabei. 

Nina Hager 
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Applaus für Andrej Holm Akten gelöscht 

Rot-rot-grüner Senat in Berlin gebildet, linker Wissenschaftler und Aktivist Inlandsgeheimdienst NRW scheint 

wird Staatssekretär Polizistenmörder zu decken 


Etwas unerwartet wurde Michael Mül¬ 
ler (SPD) am 8. Dezember im Berliner 
Abgeordnetenhaus bereits im ersten 
Wahlgang und mit nur vier Gegenstim¬ 
men aus dem Lager der Koalition zum 
Regierenden Bürgermeister wiederge¬ 
wählt. Er ist - vor allem in der eigenen 
Partei - umstritten: Manche geben ihm 
die Schuld für das schlechte Abschnei¬ 
den der SPD bei den Abgeordneten¬ 
hauswahlen am 18. September (21,6 
Prozent) oder kritisieren seine „One- 
Man-Show“. Inzwischen hat der Berli¬ 
ner Senat seine Arbeit aufgenommen. 

Zuvor hatten die Delegierten auf 
den Parteitagen der Berliner SPD und 
der Grünen für den Koalitionsvertrag 
gestimmt. Die Linkspartei beendete am 
7. Dezember die Auszählung der Stim¬ 
men einer Mitglieder Umfrage: Von den 
7 460 Mitgliedern des Berliner Landes¬ 
verbands hatten sich daran 4 736 betei¬ 
ligt. Dem Koalitionsvertrag stimmten 
4151 Mitglieder (89,31 Prozent der gül¬ 
tigen Stimmen) zu - mehr, als manche 
vorher nach den kritischen Debatten in 
der Partei erwartet hatten. 

Damit war der Weg für die Bildung 
des neuen Senats offen. Und in diesem 
stellt die Partei „Die Linke“ drei Sena¬ 
toren. Ihr bisheriger Landesvorsitzen¬ 
der Klaus Lederer, ein Jurist, ist neuer 
Kultursenator und gleichzeitig für Eu¬ 
ropaangelegenheiten zuständig. Senato¬ 
rin für Integration, Arbeit und Soziales 
wurde die frühere Gewerkschaftssekre¬ 
tärin Elke Breitenbach und Senatorin 
für Stadtentwicklung und Wohnen Kat¬ 
rin Lompscher, eine „Fachfrau“. 

Sie sorgte für einen ersten großen 
„Aufreger“: Lompscher nominierte den 
46 Jahre alten Andrej Holm, einen be¬ 
kannten, parteilosen Stadtsoziologen, 


Experten für Fragen der Stadtentwick¬ 
lung und Gentrifizierung, der sich enga¬ 
giert für sozialen Wohnungsbau und be¬ 
zahlbares Wohnen einsetzt, zum Staats¬ 
sekretär für Wohnen. Und entfachte 
einen Sturm der Entrüstung, vor allem 
bei CDU, AfD und FDP. 

Holm, der aus einer kommunisti¬ 
schen Familie kommt, hatte sich bereits 
in jungen Jahren bereit erklärt, Offizier 
und Mitarbeiter des Ministeriums für 
Staatssicherheit zu werden. Nach sei¬ 
nem Abitur begann er, gerade 18 Jahre 
alt, im September 1989 eine Grundaus¬ 
bildung im zum Ministerium für Staats¬ 
sicherheit gehörenden Wachregiment 
Feliks Dzierzynski in Berlin und war 
kurz im Ministerium tätig. Nach seinem 
Studium der Stadtsoziologie in den 90er 
Jahren arbeitete er an verschiedenen 
Hochschulen als wissenschaftlicher Mit¬ 
arbeiter - an der Humboldt Universität 
Berlin seit 2011 - und war politisch u.a. 
in stadtpolitischen Bewegungen aktiv. 
2007 war Holm wegen des völlig absur¬ 
den Verdachts der Mitgliedschaft in ei¬ 
ner terroristischen Vereinigung (§ 129a 
StGB) einige Zeit in Haft. 

Seine Nominierung als Staatssekre¬ 
tär eröffnet die Möglichkeit, dass viel¬ 
leicht tatsächlich Bewegung in Woh¬ 
nungsbau und -markt kommt, wenn er 
sich - im Amt - denn nicht opportunis¬ 
tisch verhält. Der „Tagesspiegel“ kom¬ 
mentierte am Montag jedenfalls: „Ein 
Gentrifizierungskritiker, ein linker Akti¬ 
vist, ein Wissenschaftler ist er. Einer, der 
Hausbesetzung als effektives Mittel zur 
Schaffung von Sozialwohnungen preist, 
leerstehende Wohnungen zwangsbele¬ 
gen will und mit umfangreichen Steu¬ 
ersubventionsprogrammen eine baupo¬ 
litische Richtung unterstützt, die in der 


SPD kritisiert und in der Wohnungswirt¬ 
schaft zu munteren Kontroversen führen 
wird. Hier liegt die Gefahr seiner Ernen¬ 
nung und nicht in seiner Stasi-Vergan¬ 
genheit.“ Ob dies wirklich so sein wird? 

Auf einem Landesparteitag der 
Partei „Die Linke“ wurde am vergan¬ 
genen Wochenende noch einmal über 
den Koalitionsvertrag und über anste¬ 
hende Aufgaben diskutiert. Vereinzelt 
wurde die Kritik am Koalitionsvertrag 
wiederholt. Auch wenn es viel Skepsis 
gibt: Die Hoffnung ist groß, dass es in 
den kommenden Jahren gelingt, die pro¬ 
gressiven Forderungen im Koalitions¬ 
vertrag durchzusetzen. Mancher hofft 
wohl auch, dass das Berliner Beispiel 
2017 im Bund „Schule macht“. 

Klaus Lederer gab sein Amt als Lan¬ 
desvorsitzender ab. Katina Schubert 
wurde seine Nachfolgerin mit 75,3 Pro¬ 
zent der Stimmen. Als Stellvertreterin¬ 
nen bzw. Stellvertreter wurden Sandra 
Brunner, Franziska Brychcy und Tobias 
Schulze gewählt, Landesgeschäftsführer 
wurde Sebastian Koch. 

Zu jenen Gästen, die auf dem Par¬ 
teitag sprachen, gehörte Andrej Holm. 
Und er erhielt Applaus für eine Rede, 
in der er sich von seiner Vergangen¬ 
heit distanzierte. Er sei „extrem er¬ 
leichtert gewesen“, als noch während 
der Grundausbildung die DDR zu¬ 
sammenbrach. „Das hat mich aus dem 
Dilemma befreit“, sagte Holm. Danach 
habe er als Hausbesetzer, Aktivist und 
kritischer Wissenschaftler die Möglich¬ 
keiten der Freiheit genutzt. „Ich ziehe 
heute aus tiefster Überzeugung eine 
Gesellschaft mit Freiheit, Demokratie 
und Mitbestimmung allen anderen Sys¬ 
temen vor.“ 

Nina Hager 


Der Inlandsgeheimdienst („Verfas¬ 
sungsschutz“) NRW hat einen Tag nach 
dem vom Neonazi Michael Berger be¬ 
gangenen Mord an drei Polizisten im 
Raum Dortmund angeordnet, dessen 
Akte zu löschen. Das sei tatsächlich ei¬ 
nen Tag nach den Morden am 14. Juni 
2000 geschehen, wurde vor wenigen Ta¬ 
gen im NSU-Untersuchungsausschuss 
des nordrhein-westfälischen Landtages 
bekannt. 

Bereits vor Monaten hatte die 
ARD in einer Fernsehreportage über 
den NSU-Terror spekuliert, dass Ver¬ 
bindungen zwischen Berger und dem 
NSU-Netzwerk bestanden haben 
könnten. Es war die „Kameradschaft 
Dortmund“, in der in den 1990er Jahren 
das Gros der dort beheimateten mili¬ 
tanten Neofaschisten aktiv war und die 
vom ehemaligen Chef der sogenannten 
Borussenfront Siegfried Borchardt, ge¬ 
nannt „SS-Siggi“ angeführt wurde. In 
besagter „Kameradschaft“ trieb mit 
Michael Krick außerdem ein als beson¬ 
ders gewaltbereit geltender Neonazi 
sein Unwesen, der nicht nur über gute 
Kontakte zu „Blood & Honour“, son¬ 
dern auch zu Michael Berger verfügte. 

Krick hatte die von Berger began¬ 
genen Polizistenmorde damals be¬ 
grüßt. So wurden in seiner Wohnung 
Aufkleber mit dem Aufdruck „3:1 für 
Deutschland - Berger war ein Freund 
von uns!“ gefunden, für die die von 
Borchardt geführte „Kameradschaft“ 
verantwortlich gezeichnet hatte und die 
in Folge der Polizistenmorde weiträu¬ 
mig im Dortmunder Stadtgebiet ver¬ 
klebt wurden. Krick war darüber hin¬ 
aus mit Forderungen, wie der nach Bil¬ 
dung von rechten Zellen nach Vorbild 
des „führerlosen Widerstandes“ aufge¬ 


fallen und hatte sich dafür ausgespro¬ 
chen, nicht nur „das System und seine 
Knechte“ anzugreifen, „wo immer es 
geht“, sondern auch „die, die gegen un¬ 
sere Rasse Vorgehen und sie zu vernich¬ 
ten suchen“. 

Tatsächlich sind mögliche Verbin¬ 
dungen zwischen der Dortmunder 
Naziszene und den NSU-Terroristen 
bis heute nicht aufgeklärt. Antifaschis¬ 
ten hatten in der Vergangenheit stets 
bezweifelt, dass die NSU-Terroristen 
die von ihnen verübten Anschläge und 
Morde ohne Rückkoppelung mit lo¬ 
kalen Nazinetzwerken verübt haben. 
Noch 2001 sollen Dortmunder Nazis 
mit der NSU-Unterstützerin Antje 
Pobst zusammengekommen sein, die 
Beate Zschäpe ihren Pass zur Ver¬ 
fügung gestellt hatte, damit sich die¬ 
se damit mit einer falschen Identität 
ausstatten konnte. Auch Thomas Star¬ 
ke, wie Pobst einer der Unterstüt¬ 
zer des Terrornetzwerkes, soll sich in 
den 1990er Jahren gleich mehrfach 
in Dortmund aufgehalten haben und 
dort Kontakte unter anderem zu Mit¬ 
gliedern der rechtsextremen Band 
„Oidoxie“ gepflegt haben. Die Band 
nahm regelmäßig an Veranstaltungen 
des im Jahr 2000 zumindest offiziell 
in Deutschland verbotenen „Blood 
& Honour“-Netzwerkes teil. Einiges 
deutet darauf hin, dass etwa der NSU- 
Mord an dem Kioskbesitzer Mehmet 
Kubasik 2006 in Dortmund nicht ohne 
Kenntnis der militanten Dortmunder 
Naziszene verübt wurde. Aufklärung 
darüber könnte sicherlich der NRW- 
Inlandsgeheimdienst geben. Dass die¬ 
ser tatsächlich dazu bereit ist, darf be¬ 
zweifelt werden. 

Markus Bernhardt 
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EU und Kuba unter¬ 
zeichnen Abkommen 

Die EU hat erstmals ein Partner¬ 
schaftsabkommen mit dem sozialis¬ 
tischen Kuba geschlossen. Der am 
Montag in Brüssel Unterzeichnete 
Vertrag sieht einen deutlich intensi¬ 
veren politischen Dialog vor. Zudem 
soll es Zusammenarbeit in Handels¬ 
fragen sowie in Bereichen wie Klima¬ 
schutz, Tourismus und Kultur geben. 
Der kubanische Außenminister Bru¬ 
no Rodriguez verwies auf die noch 
bestehende Blockade Kubas durch 
die USA, die eine weitreichende Part¬ 
nerschaft erschwerten. „Wir hoffen 
darauf, dass dies überwunden wer¬ 
den kann“, sagte Rodriguez. EU-Un- 
ternehmen drohen weiterhin Strafen 
seitens der USA, wenn sie sich nicht 
an die Auflagen der Blockade halten. 

Absetzung gefeiert 

Nach Wochen der Proteste und Mas¬ 
sendemonstrationen gegen Südko¬ 
reas Präsidentin Park Geun-hye 
hat das Parlament beschlossen, ein 
Amtsenthebungsverfahren gegen 
Park einzuleiten. Die Nationalver¬ 
sammlung in Seoul stimmte letz¬ 
te Woche Freitag mit der nötigen 
Zwei-Drittel-Mehrheit für einen 
entsprechenden Antrag der Oppo¬ 
sition. Ministerpräsident Hwang Ky- 
oahn übernimmt kommissarisch das 
Präsidentenamt. 

Die Opposition wirft Park Ver¬ 
stöße gegen die Verfassung und an¬ 
dere Gesetze vor. Sie ist das zweite 
Staatsoberhaupt in der Geschichte 
Südkoreas, das sich solch einem Im¬ 
peachment-Verfahren stellen muss. 
Zehntausende Südkoreaner feierten 
die vorläufige Absetzung von Präsi¬ 
dentin Park. 

Neuer UNO- 
Generalsekretär 

Der frühere portugiesische Premi¬ 
erminister Antonio Guterres ist als 
neuer UNO-Generalsekretär verei¬ 
digt worden. Die UNO müsse „wen¬ 
dig, effizient und wirksam sein“, sag¬ 
te der 67-Jährige bei der Zeremonie 
in der Vollversammlung. Die Weltor¬ 
ganisation müsse mehr Verantwor¬ 
tung übernehmen, Bürokratie ab¬ 
bauen und den Menschen schneller 
Ergebnisse liefern. Sein Vorgänger 
Ban Ki Moon bezeichnete die Ent¬ 
scheidung für Guterres als „wun¬ 
derbare Wahl“. Der „mopplige Por¬ 
tugiese“ sei ein „Mann aus dem La¬ 
ger von EU und NATO“ schrieb die 
Tageszeitung „Junge Welt“. 

Lula würde gewählt 

Wenn es heute Neuwahlen gäbe, 
käme Ex-Präsident Luiz Inäcio Lula 
da Silva von der Arbeiterpartei (PT) 
laut Umfragen auf 25 Prozent, seine 
ehemalige Umweltministerin Mari¬ 
na Silva auf 15. Dem amtierenden 
konservativen Staatschef Temer 
würden vier Prozent ihre Stimme 
geben. Trotz der gegenüber Umfra¬ 
gen angebrachten Skepsis ist fest¬ 
zustellen, dass der in Brasilien sehr 
unbeliebte Temer seit Übernahme 
der Regierungsgeschäfte zu einer 
wachsenden Beliebtheit des frühe¬ 
ren Präsidenten Lula beiträgt. 

Wahlen in Transnistrien 

Am 11. Dezember wurde in der selbst 
proklamierten und international 
nicht anerkannten Republik Trans¬ 
nistrien ein neuer Präsident gewählt. 
Transnistrien liegt östlich des Dnjestr 
und an der Grenze zur Ukraine und 
zur Republik Moldawien liegt. 418 
000 Wahlberechtigte waren aufge¬ 
rufen, sich für einen der sechs Kan¬ 
didaten zu entscheiden. 69,8 Prozent 
sprachen sich für Vadim Krasnosel- 
ski, bisher Vorsitzender des Obersten 
Sowjets (Parlament) von Transnistri¬ 
en, aus. 

Transnistrien hat sich im Zuge des 
Zerfalls der UdSSR 1990 von Molda¬ 
wien getrennt. Seit der Beilegung des 
entstandenen Konflikts 1992 betrach¬ 
tet sich die Region als selbstständiger 
Staat, der auch von Russland nicht 
völkerrechtlich anerkannt ist. Aus 
dieser Zeit resultiert die Anwesenheit 
von 1200 bis 1400 russischer Soldaten 
auf dem Gebiet Transnistriens. 


Tolerieren und Druck machen 

Der 20. Parteitag der Portugiesischen KP 



Im Volk verankert, jung und kämpferisch: Delegierte des 20. Parteitages der PCP. 


U nter dem Motto „Mit Arbeitern 
und Volk für Demokratie und 
Sozialismus“ stand der 20. Par¬ 
teitag der Portugiesischen Kommunis¬ 
tischen Partei, zu dem sich über 1000 
Delegierte vom 2. bis zum 4. Dezember 
in Almada trafen. Almada, eine Stadt, 
die der Hauptstadt Lissabon am Tejo 
gegenüber liegt, ist seit der Aprilrevo¬ 
lution 1974 eine rote Hochburg. 

Überhaupt ist die Verteidigung der 
wenigen noch vorhandenen Errungen¬ 
schaften der Nelkenrevolution und das 
Wachhalten der Erinnerung an diese 
Revolution eine Aufgabe, die die PCP 
als einen Eckpfeiler ihrer Strategie an¬ 
sieht. „Es ist notwendig nicht zu verges¬ 
sen, dass in Portugal die erste und bis¬ 
lang einzige Volksrevolution in Nach¬ 
kriegseuropa stattfand, die, wenn auch 
unvollendet, große Veränderungen in 
der portugiesischen Gesellschaft be¬ 
wirkt hat.“ So formulierte es Albano 
Nunes, Mitglied des Sekretariats des 
ZK der PCP, in einem vielbeachteten 
Beitrag zur Ideologie und Strategie der 
PCP. 

In der Diskussion spielte die derzei¬ 
tige Politik der Tolerierung einer Min¬ 
derheitsregierung der Sozialistischen 
Partei (PS) durch die PCP eine zen¬ 
trale Rolle. Immer wieder wurde be¬ 
tont, dass die Beseitigung der rechten 
Vorgängerregierung ein Ergebnis der 
Massenkämpfe war, an deren Organi¬ 
sierung die PCP großen Anteil gehabt 
hat. Und immer wieder wurde betont, 
dass es sich keinesfalls um eine Koaliti¬ 
on, um eine „Linksregierung“, sondern 
eben um eine Tolerierung, d.h. um die 
Zustimmung zu Maßnahmen, die die 
Lage der arbeitenden Menschen und 
des Volkes verbessern, handeln würde. 
Dieses Thema durchzog auch das Er¬ 
öffnungsreferat von Jerönimo de Sousa, 
dem wiedergewählten Generalsekretär 
der PCP. 

Die dritte Kraft dieses Tolerie¬ 
rungskonzeptes, der sogenannte Links¬ 
block (BE), spielte in den Diskussio¬ 
nen keine Rolle. In einem bilateralen 
Gespräch mit Carlos Gongalves, Mit¬ 


glied der politischen Kommission des 
ZK, wurden mir als Gründe genannt, 
dass der Linksblock in der Arbeiter¬ 
klasse nicht verankert sei. Seine objek¬ 
tive Funktion bestehe in der Schwä¬ 
chung der PCP, in der derzeitigen por¬ 
tugiesischen Regierungskonstellation 
übernehme er mehr die Rolle eines 
Anhängsels der PS. 

In dieser Konstellation und durch 
Druck der PCP konnten tatsächlich vie¬ 
le Einschnitte bei Löhnen und Gehäl¬ 
tern, Arbeitszeit und sozialen Rechten, 
die die Vorgängerregierung gemeinsam 
mit der Troika und der EU durchgesetzt 
hatte, rückgängig gemacht werden. Die 
immer wieder benannte Liste der Maß¬ 
nahmen ist tatsächlich beeindruckend - 
geschuldet sicher auch einer taktischen 
Situation, in der Troika und EU sich mit 


offenen Angriffen etwas zurückhalten. 
Meine Frage, ob die PCP, die Gewerk¬ 
schaften und Organisationen der Inter¬ 
essenvertretung darauf eingestellt sind, 
dass sich diese Situation ändern könne, 
wurde mit Verweis auf die Fähigkeiten 
zur Massenmobilisierung vorsichtig be- 
jaht. 

Die PCP zeigte sich bei ihrem Par¬ 
teitag als eine tief in der Arbeiterklasse 
und im Volk verankerte, junge, kämpfe¬ 
rische und geschlossene Partei. Einheit¬ 
lich wurden die ideologischen Grund¬ 
lagen, der Marxismus-Leninismus, das 
Festhalten am Ziel des Sozialismus/ 
Kommunismus und die im Programm 
der Partei definierte Strategie einer 
„fortschrittlichen Demokratie“ zur He¬ 
ranführung an die sozialistische Revo¬ 
lution bekräftigt. 


Bezüglich der EU-Mitgliedschaft 
Portugals wird keine endgültige Po¬ 
sition formuliert, sondern die Losung 
„Schluss mit der Unterordnung unter 
EU und Euro“ ausgegeben. 

Am Kongress nahmen über 60 inter¬ 
nationale Delegationen, aus Deutsch¬ 
land die Partei „Die Linke“ und die 
DKP, teil. Das zeigt die internatio¬ 
nale Wertschätzung, die die PCP ge¬ 
nießt. Die Tradition des antikolonialen 
Kampfes der PCP im früheren koloni¬ 
alen Portugal führte vor allem auch zu 
vielen Beziehungen zu Organisationen 
in Afrika, wie der MPLA (Angola) oder 
der Frelimo (Mosambik). 

Es war ein beeindruckender Kon¬ 
gress einer beeindruckenden Schwes¬ 
terpartei. 

Patrik Köbele 


Früher linksradikal Instabile Ergebnisse 

Paolo Gentiloni neuer Regierungschef in Rom Parlamentswahlen in Rumänien 


Im opportunistischen Italien scheint 
nichts unmöglich. Für den nach seiner 
Niederlage im Referendum zur Ab¬ 
schaffung des Senats als zweiter Par¬ 
lamentskammer zurückgetretenen 
Premier Matteo Renzi hat Staatsprä¬ 
sident Sergio Mattarella den bishe¬ 
rigen Außenmister Paolo Gentiloni 
mit der Bildung einer neuen Regie¬ 
rung beauftragt. Gentiloni war in den 
1970er Jahren Mitglied der „Partei der 
proletarischen Einheit für den Kom¬ 
munismus“ (PdUP), schloss sich spä¬ 
ter den Grünen an, stieß dann zur ka¬ 
tholischen Zentrumspartei Marghe- 
rita, mit der er 2007 die Vereinigung 
mit einer Mehrheit der aus der IKP 
hervorgegangenen Linksdemokraten 
zum heutigen buntscheckigen sozial¬ 
demokratischen Partito Democratico 
(PD) mitmachte. Der anpassungsfähi¬ 
ge Karrierist soll offensichtlich auch 
für oppositionelle Linke wählbar sein. 
Ob eine Regierung unter Gentiloni 
bis zum Ende der Legislaturperiode 
im Frühjahr 2018 im Amt bleibt ist 
derzeit noch offen. 

Die Senatsreform hatte sowohl 
das rechtsextreme Lager - die Forza 
Italia (FI) von Expremier Berlusconi, 
die rassistische Lega Nord und die fa¬ 
schistischen Brüder Italiens (Fratelli 
d’Italia - Fdl) - als auch die kleinbür¬ 
gerliche rechtslastige Protestbewegung 
Fünf Sterne (M5S) abgelehnt. Um der 
arbeiterfeindlichen Politik des frühe¬ 
ren rechten Christdemokraten Renzi 
eine Abfuhr zu erteilen, hatten auch 
viele Linke mit „No“ gestimmt. Poli¬ 
tiker des Mitte-Links-Lagers wie der 
mehrmalige Ministerpräsident Ro¬ 
mano Prodi und der parteilose Linke 
Giuliano Pisapia, von 2011 bis 2016 


Bürgermeister von Mailand, hatten 
vor einem „No“ gewarnt, da dieses der 
extremen Rechten „den Weg freima¬ 
chen“ werde. 

Denn FI, Fdl und Lega, aber auch 
die kleinbürgerliche rechtslastige M5S 
fordern jetzt sofort vorgezogene Parla¬ 
mentswahlen. Es steht zu befürchten, 
dass sich die beiden Lager, wenn ihre 
Kandidaten keine Erfolgsaussichten 
haben, gegenseitig unterstützen. So wie 
im Juni 2016, als in Rom Virginia Rag- 
gi von M5S mit Stimmen der Fdl, die 
in der ersten Runde 20 Prozent erhal¬ 
ten hatte, zur Bürgermeisterin gewählt 
wurde. Vorgezogene Parlamentswah¬ 
len könnten frühestens im Juni 2017 
stattfinden. Denn vorher muss das 
Wahlgesetz Italicum, das der stärks¬ 
ten Partei einen Bonus von 340 der 630 
Sitze im Abgeordnetenhaus zugesteht, 
geändert werden. Im Gespräch ist, in 
der jetzigen Fassung untersagte Wahl¬ 
bündnisse wieder zu erlauben, was den 
Linken Chancen einräumen würde, ins 
Parlament zu kommen. 

Zu Neuwahlen wollen sich die Lin¬ 
ken aus der derzeitigen Partei Linke 
und Umwelt (SEL), aus PD und ande¬ 
ren Gruppen, als auch aus der Rifon- 
dazione Comunista (PRC) zu einer 
Italienischen Linken (Sinistra Italia- 
na - SI) zusammenschließen, um mit 
der PD eine neue Mitte Links-Koali- 
tion „Campo progessista“ (Lager des 
Fortschritts) zu bilden. Dazu wird ge¬ 
fordert, die PD müsse jede Zusam¬ 
menarbeit mit aus der FI hervorge¬ 
gangenen Parteien wie des „Neuen 
Rechten Zentrums (NCD) des frühe¬ 
ren Vize-Chefs Berlusconis, Angelino 
Alfano, beenden. 

Gerhard Feldbauer 


Die am 11. Dezember durchgeführte 
Parlamentswahl in Rumänien hat zum 
Ergebnis, dass die zwei größten Partei¬ 
en des Landes, die Sozialdemokratische 
Partei (PSD) und die National-Liberale 
Partei (PNL), im wesentlichen die politi¬ 
sche Verantwortung für die weitere Ent¬ 
wicklung des Landes tragen werden. Sie 
haben nur die Rollen getauscht. Die So¬ 
zialdemokraten verlassen die Opposition 
und bilden die Regierung. Die National- 
Liberalen, die bisher den Ministerpräsi¬ 
denten unterstützt haben, gehen als größ¬ 
te Oppositionspartei ins Parlament. 

Die Sozialdemokraten haben einen 
hohen Sieg eingefahren, rund 46 Prozent 
der Wähler stimmten für sie, sowohl für 
den Senat als auch für die Abgeordneten¬ 
kammer (Ak). Die PNL ist mit 20,3 Pro¬ 
zent für den Senat und 19,9 Prozent für die 
Abgeordnetenkammer zweitstärkste poli¬ 
tische Kraft geworden, obwohl ihnen von 
vielen der Untergang vorausgesagt wurde. 

Die anderen im Parlament vertrete¬ 
nen Parteien können bei wichtigen Ent¬ 
scheidungen das Zünglein an der Waage 
werden. Dazu zählt die Organisation der 
Ungarischen Minderheiten (UDMR), die 
6,3 Prozent und 6,1 Prozent (Ak/Senat) 
erhielt, die neu gegründete Partei des 
ehemaligen Staatspräsidenten Traian Ba- 
sescu, PMP (Partei der Volksbewegung), 
mit 5,0 Prozent und 5,3 Prozent, die von 
US-Milliardär George Soros finanzier¬ 
te USR (Union zur Rettung Rumäni¬ 
ens) mit zweimal 8,6 Prozent sowie die 
ALDE (ein Zusammenschluss verschie¬ 
dener liberaler Flügel) mit 5,6 Prozent 
und 6 Prozent. Die Wahlbeteiligung lag 
im Landesdurchschnitt bei 38,65 Prozent. 
In den westlichen Regionen beteiligten 
sich nur 30 bis 34 Prozent der Wahlbe¬ 
rechtigten an der Wahl. 


Die Ergebnisse widerspiegeln die 
bisherige Instabilität in Rumänien. Das 
Kräfteverhältnis erlaubt zwar beiden 
großen Parteien, politisch Initiative zu 
ergreifen, aber auch die UDMR, die Ba- 
sescu-Partei (PMP) und die USR sind 
zusammen mit anderen politischen Ge¬ 
genkräften zu politischen Aktionen fähig, 
die eine positive Entwicklung des Landes 
und seiner Innen-und Außenpolitik para¬ 
lysieren können. 

Insgesamt bietet die jetzige politische 
Konstellation im rumänischen Parlament 
günstige Bedingungen, um ausländische 
und Wirtschaftsinteressen betreffende 
Entwicklungen zu blockieren. 

Dies um so mehr, als klare und ei¬ 
genständige politische Programme der 
Parteien fehlen. Das Thema Korruption 
beherrschte die gesamte Kampagne. Es 
wurde aber als ein ausschließlich juris¬ 
tisches Problem dargestellt und nicht in 
den Zusammenhang mit der ökonomi¬ 
schen, politischen und sozialen Entwick¬ 
lung in Rumänien gestellt. 

Rumänien muss aus der Rolle des 
Hinterhofs herausgeführt werden, in das 
es während der nun zehnjährigen Zuge¬ 
hörigkeit zur NATO und zur EU hinein¬ 
manövriert wurde. Es ist aber bezeich¬ 
nend, dass die Außenpolitik als Gegen¬ 
stand der Wahlauseinandersetzung fast 
völlig fehlte. Verantwortungsbewuss¬ 
te Kräfte in den Medien weisen darauf 
hin, dass ein grundlegendes Problem der 
künftigen Außenpolitik Rumäniens in 
der Klärung des Verhältnisses zu Russ¬ 
land besteht. Der Rolle eines Interessen¬ 
vertreters der USA und der EU in der 
Schwarzmeerregion sind durch die natio¬ 
nalen Interessen und durch die internati¬ 
onalen Gegebenheiten objektiv Grenzen 
gesetzt. Anton Latzo 
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Trumps Gruselkabinett 

Militär und Kapital wollen sich nicht länger vertreten lassen und übernehmen das Regierungsgeschäft selbst 



Der zukünftige US-Außenminister RexTillerson (rechts) kennt Russlands Präsident Putin aus dem Ölgeschäft. 


E s ist schon eine recht eigenar¬ 
tige, nicht gerade übermäßige 
Kompetenz ausstrahlende Trup¬ 
pe, welche Donald Trump und sein 
Vize Mike Pence da im Weißen Haus 
um sich scharen. Pence, der Anwalt, 
Showmoderator und Gouverneur, ist 
Abtreibungs- und Evolutionstheorie¬ 
gegner sowie Leugner der durch Men¬ 
schen verursachten Klimaerwärmung. 
Und natürlich ist er ein Befürworter 
des „Schlanken Staates 44 von Steuer¬ 
senkungen und Schuldenbremse. Noch 
mehr als Trump ist er einer dieser gera¬ 
dezu klassisch-neoliberalen, glaubens¬ 
stark-neokonservativen Republikaner, 
die sich über die Widersprüchlichkeit 
und die längerfristigen Konsequenzen 
ihres Tuns keine schlaflosen Nächte 
bereiten. Pence wird nachgesagt, dass 
er großen Einfluss auf die Entschei¬ 
dungen Trumps hat. So sieht die Mann¬ 
schaft denn auch aus. 

Da gibt es mit James Mattis einen 
General im Kriegsministerium, einen 
General, John Kelly, für das „Hei¬ 
matschutzministerium 44 und einen 
General, Michael Flynn, als Sicher¬ 
heitsberater. Die ersten beiden sind 
„Marines 44 der letztere ein Geheim¬ 
dienstler. Mit drei Generalen - alles 
militärische Hardliner - auf wichtigen 
Kabinettsposten wird das Pentagon in 
der Trump-Regierung in allen Fragen 
der „Sicherheit 44 , genauer der Kriegs¬ 
führung, maßgebend vertreten sein. 
General David Petraeus und Admiral 
Michael Rogers sollen möglicherwei¬ 
se noch auf wichtigen Positionen dazu 
kommen. Falls es im militärisch-indus¬ 
triellen Komplex tatsächlich jemals 
Bedenken hinsichtlich der (Kriegs-) 
Zuverlässigkeit der neuen Administ¬ 
ration gegeben haben sollte, so dürften 
diese der Vergangenheit angehören. 
Das erste Kabinett Trump erscheint 
als Unterabteilung des Pentagon. 

Ebenso sieht es im Hinblick auf 
die Liste der Ernennungen im Bereich 
Wirtschaft und Finanzen aus, die sich 
wie eine Wunschliste von Goldman 
Sachs liest. Nach Steven Mnuchin (Fi¬ 
nanzen) und Stephen Bannon (Stra¬ 
tegie) soll nun der dritte „Goldman 44 
Gary Cohn, den Nationalen Wirt¬ 
schaftsrat leiten. 

Wenn man aus den bislang be¬ 
kannten Personalien politisch-stra¬ 
tegische Schlüsse ziehen möchte, so 
deutet einiges auf eine weitere Milita¬ 


risierung der ohnehin militarisierten 
US-Außenpolitik hin. Inwieweit sich 
diese Mannschaft tatsächlich, wie von 
Trump versprochen, mit den ausländi¬ 
schen Mächten „vertragen 44 wird und 
mit welchen genau, bleibt abzuwar¬ 
ten. Bislang handelt es sich eher um 
ein Versprechen nach Theodore Roo- 
sevelt: „Rede sanft und trage einen 
großen Knüppel. 44 


Einen interessanten Kontrapunkt 
zur Dominanz des Pentagon bildet die 
Wahl von Ex-ExxonMobile-Chef Rex 
Tillerson, der das Außenministerium 
leiten soll. Tillerson gilt als jemand, 
der auch in Russland gut vernetzt ist, 
als „Putin-Freund 44 (laut „Bild 44 ). Sei¬ 
ne drohende Ernennung hatte einen 
Aufschrei der hiesigen Qualitätspres¬ 
se zur Folge. Mit Tillerson könnte eine 


modifizierte Variante US-amerikani¬ 
scher Geostrategie zum Zuge kom¬ 
men. Klar ist in jedem Falle, dass in 
der US-Perspektive die Hauptgefahr 
für die globale Vorherrschaft von ei¬ 
nem Zusammenschluss der eurasi- 
schen Hauptmächte ausgeht. Nach 
1945 galt es daher, vor allem die 
UdSSR zu isolieren. Dazu wurde ein 
strategisches Bündnis, auch mit „Rot¬ 


china 44 geschlossen. Die USA zahlten 
dafür einen Preis, und dieser hieß Tai¬ 
wan. China stieg mit Billigung des Im¬ 
periums zur globalen Nummer Zwei 
auf. Damit änderten sich allerdings 
die geostrategischen Vorzeichen. 
Nun heißt der stärkste Herausforde¬ 
rer China. Grob formuliert: Ob man es 
nun möchte oder nicht, das schwächer 
werdende Imperium wird gezwungen 
sein, auch auf die ehemaligen Schur¬ 
kenstaaten zuzugehen oder alles zu 
verlieren. Das betrifft Russland, aber 
auch Iran. 

Zbigniew Brzezinski hatte die¬ 
se Möglichkeit schon 2012 in „Stra¬ 
tegie Visions 44 angedeutet. Donald 
Trump hat nun, gewissermaßen an¬ 
knüpfend an Hillary Clintons „Pazifi¬ 
sches Jahrhundert 44 die taiwanesische 
Karte gespielt. Kein Zufall, wie man 
weiß. China sei für die Hälfte des US- 
amerikanischen Außenhandelsdefizits 
verantwortlich, hatte Trump im Wahl¬ 
kampf gesagt. 

Taiwan ist für die Volksrepublik 
nicht verhandelbar. Trump hätte kei¬ 
nen besseren Anlass zum Streit finden 
können. 

Skepsis bleibt angebracht. Die bis¬ 
herigen US-Versuche, konstruktive 
Politik zu machen, sind, abgesehen von 
Mitteleuropa vor 60 Jahren, mehr oder 
weniger alle krachend gescheitert. Mal 
abgesehen davon, dass es nun diese 
Mitteleuropäer sind, die heftig gegen 
eine solche Schwerpunktverschiebung 
opponieren, müsste man, um Erfolg zu 
haben, erst einmal die ideologischen 
Bretter vom Kopf entfernen. Und ob 
das gerade einem Donald Trump ge¬ 
lingt? 

Andererseits stecken die asiati¬ 
schen Bündnissysteme, wie die 1996 
gegründete Shanghai Cooperati¬ 
on, noch in den Anfängen. Dennoch 
bringen Technologiestaaten wie Chi¬ 
na und Indien und Energiestaaten 
wie Russland und Iran ein großes 
Entwicklungspotential ein. China 
hat mit dem Projekt einer „Neuen 
Seidenstraße 44 ein gigantisches Infra¬ 
strukturprojekt für 60 Staaten im Um¬ 
fange von mehreren Billionen Dollar 
angestoßen. Mit der Realisierung die¬ 
ser Projekte dürfte bei vielen die Nei¬ 
gung schwinden, all das Washington 
zuliebe in endlosen Kriegen zerstören 
zu lassen. 

Klaus Wagener 


Deutsch-Südafrikanische Kontinuität 

Deutsche Konzerne bestreiten Unterstützung des Apartheidregimes 


Nach dem Tod Fidel Castros wurde 
in Südafrika an Kubas bedingungslo¬ 
se Unterstützung des Kampfes gegen 
die Apartheid, insbesondere in An¬ 
gola, erinnert. In Vergessenheit ge¬ 
raten dagegen die Unterstützer der 
Apartheid. Dazu gehört auch die Ge¬ 
schichte des deutschen Engagements 
in Südafrika. 

Weil Südafrikas Wirtschaft enorm 
abhängig vom Handel mit dem Aus¬ 
land war, wurde in den 80er Jahren 
weltweit der Ruf nach einem Han¬ 
delsboykott laut, um das Apartheid¬ 
system zu schwächen. Dennoch blieb 
Deutschland über lange Zeit wichtigs¬ 
ter Handelspartner des rassistischen 
Regimes. 14 Prozent aller Warenim¬ 
porte und 25 Prozent aller Auslands¬ 
investitionen in die Wirtschaft Süd¬ 
afrikas kamen zu dieser Zeit aus der 
BRD. Selbst Sanktionen der UNO 
konnten das Wirken deutscher Ban¬ 
ken und Konzerne nicht bremsen - im 
Gegenteil: In den letzten Jahren der 
Apartheid erhöhte Deutschland noch 
einmal seine Investitionen und wur¬ 
de so zum wichtigsten Direktfinanzier 
des Regimes. Das Geld floss fast aus¬ 
schließlich in die dort angesiedelten 
deutschen Banken und Konzerne, die 
ihrerseits zum Erhalt des reaktionä¬ 
ren Regimes beitrugen, so durch Kre¬ 
dite oder Waffenproduktion. 


Als 1994 der Afrikanische Natio¬ 
nalkongress, ANC, an die Macht kam, 
blieb eine Auseinandersetzung mit 
der Rolle der vormals privilegierten 
weißen Minderheit in weiten Teilen 
aus. Fragen nach der Besitzvertei¬ 
lung, nach den Nutznießern und den 
ökonomischen Folgen der Apartheid 
wurden nicht nachdrücklich gestellt. 
Die Opfer bekamen erst nach hart¬ 
näckigen, langjährigen Kämpfen be¬ 
scheidene Entschädigungen in Aus¬ 
sicht gestellt. Die eingerichtete Wahr- 
heits-und-Versöhnungs-Kommission 
gewährte allen Profiteuren und Un¬ 
terstützern des Apartheidsregimes 
Amnestie, wenn sie vollständig Re¬ 
chenschaft über ihre Taten ablegten. 
Nur drei Tage wurden für die Anhö¬ 
rung von Unternehmen angesetzt. 
Auch deshalb, weil nur 55 südafrika¬ 
nische Unternehmen überhaupt eine 
Einlassung eingereicht hatten. Inter¬ 
nationale Profiteure der Apartheid 
wurden trotz vielfältiger Versuche bis¬ 
lang nie zur Rechenschaft gezogen. So 
konnte ein Großteil von ihnen naht¬ 
los an die Geschäftsbeziehungen aus 
früherer Zeit anknüpfen. Bestehende 
staatliche Verträge wurden nicht an¬ 
getastet und die Investitionsmöglich¬ 
keiten für ausländisches Kapital auf 
Druck des Internationalen Währungs¬ 
fonds bald erleichtert. Dafür stehen 


beispielhaft das neoliberale Struk¬ 
turanpassungsprogramm GEAR1996 
oder das Freihandelsabkommen mit 
der EU aus dem Jahr 2000. Maßnah¬ 
men wie „Black Economic Empo- 
werment 44 , die sich öffentlichkeits¬ 
wirksam gegen die alte weiße Elite 
richten sollten, spülten zwar einen 
kleinen Teil schwarzer Mittelständler 
in die unteren Ränge der herrschen¬ 
den Klasse, aber die Kluft zwischen 
armen Schwarzen und reichen Wei¬ 
ßen ist auch in den Jahren nach der 
Apartheid weiter gewachsen. 

Noch heute ist Deutschland 
nach China und USA drittwichtigs- 
ter Handelspartner Südafrikas und 
Südafrika ist die wichtigste afrikani¬ 
sche Handelsnation für die EU. Etwa 
600 deutsche Banken und Konzerne 
mit ca. 90 000 Beschäftigten sind im 
südlichsten Land Afrikas ansässig. 
Schwerpunkte sind dabei die Auto¬ 
industrie, die chemische Industrie, 
der Maschinenbau und die Elektro¬ 
technik. Unter den deutschen Kon¬ 
zernen in Südafrika sind auch Daim¬ 
ler und Rheinmetall. Beide gerieten 
in den letzten Jahren in die Presse, 
weil die südafrikanische Opferorga¬ 
nisation Khulumani die Konzerne 
General Motors (GM), Ford, IBM, 
Daimler und Rheinmetall als direk¬ 
te Unterstützer des rassistischen Un¬ 


terdrückungsapparats auf Entschä¬ 
digungszahlungen verklagen wollte. 
Grundlage der Klage war das US- 
amerikanische Alien Tort Statue aus 
dem Jahr 1789, wonach auch Völker¬ 
rechtsverstöße in anderen Ländern in 
den USA geahndet werden können. 
Während GM in eine außergericht¬ 
liche Einigung einwilligte, wurden 
die Klagen gegen die übrigen Un¬ 
ternehmen vor drei bzw. zwei Jahren 
von einem New Yorker Gericht ab¬ 
gewiesen. Sie beträfen nicht in aus¬ 
reichendem Maße die Belange der 
USA. Die Bundesregierung drückte 
bereits 2009 die Befürchtung aus, dass 
zugelassene Zivilklagen gegen Men¬ 
schenrechtsverletzungen internatio¬ 
naler Konzerne auch in Zukunft ein 
Handelshemmnis darstellen könnten. 

Daimler und Rheinmetall bestrei¬ 
ten noch immer eine direkte Unter¬ 
stützung des Apartheidsregimes. Da¬ 
bei sind ihre Machenschaften und 
Verstöße gegen gültige Waffenembar¬ 
gos bis hin zur UNO gut dokumen¬ 
tiert. Daimler produzierte zur Zeit der 
Apartheid unter anderem Polizeiaus¬ 
rüstung, Dieselmotoren für schwere 
Nutzfahrzeuge und bis zu 6000 soge¬ 
nannte Unimogs, mit denen Repres¬ 
sionskräfte gegen Demonstranten 
ausrückten. Heute betreibt Daimler 
ein großes Werk im Ostkap, einer der 


ärmsten Regionen des Landes. Rhein¬ 
metall hatte in den 70er Jahren eine 
komplette Munitionsfabrik nach Süd¬ 
afrika geliefert und bildete die südaf¬ 
rikanische Armee im Waffengebrauch 
aus. Flugabwehrkanonen und Muniti¬ 
on wurden rechtswidrig bis zuletzt an 
das Apartheidregime exportiert. Ak¬ 
tuell hat Rheinmetall sechs Nieder¬ 
lassungen in Südafrika und ist dank 
Übernahme eines südafrikanischen 
Unternehmens 2010 mittlerweile 
führender Munitionsanbieter in Süd¬ 
afrika. 

Ein Großteil der herrschenden 
Klasse hat das Ende der Apartheid 
gut überstanden. Die Banken und 
Konzerne, die zur Zeit der Apart¬ 
heid durch direkte Unterstützung des 
Repressionsapparats oder dank der 
niedrigen Löhne für schwarze Ar¬ 
beitskräfte hohe Profite machten, do¬ 
minieren noch heute die südafrika¬ 
nische Wirtschaft. Sie haben sich an 
die Verhältnisse angepasst und sind 
politisch mittlerweile in den größten 
Parteien des Landes, der Democra- 
tic Alliance, aber auch dem ANC, 
zuhause. Der zwölf Jahre währende 
Kampf von Khulumani gegen Kon¬ 
zerne wie Daimler und Rheinmetall 
zeigt, wie schwierig es ist, die alten 
Eliten mit ihren eigenen Mitteln zu 
schlagen. Paul Rodermund 
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Kämpfende Arbeiterklasse 

Griechisches Parlament beschließt Verschlechterungen - Generalstreik am 8. Dezember 


U m im griechischen Parlament 
eine Mehrheit für seine Anträge 
zur Auspressung der Arbeiter¬ 
klasse zu bekommen, kann sichTsipras 
auf die Fraktionen seiner Syriza (144 
Sitze) und des rechtspopulistischen 
Koalitionspartners ANEL (Anexartiti 
Ellines = Unabhängige Griechen) mit 
zehn Sitzen stützen. 50 Stimmen von 
den 144 sind der Syriza allerdings nur 
durch eine Besonderheit des griechi¬ 
schen Wahlrechts zugeflossen: Es be¬ 
glückt die stärkste Fraktion mit einem 
Bonus in dieser Höhe. Das Parlament 
hat insgesamt 300 Plätze. Die Regie¬ 
rungsmehrheit ist also trotz Mehrheits¬ 
bonus nicht sehr breit. 

Aber Tsipras hat seine Fraktion 
im Griff. Seine Gegner sind längst aus 
Fraktion und Partei ausgetreten. Als 
Parteivorsitzender war er jüngst im 
Oktober mit 92,39 Prozent der De¬ 
legierten bestätigt worden. Es gab 
2548 Stimmen für ihn, 176 Enthaltun¬ 
gen und 34 Gegenstimmen. Seine Hoff¬ 
nungen für die Zukunft gipfelten in der 
aus anderer Quelle bekannten Aussage 
„Wir werden es schaffen!“ 

„Es“ ist ein Synonym für die Zitro¬ 
nenpresse, mit der die ohnehin belas¬ 
teten Griechen ausgequetscht werden. 
Andere sprechen von „Sparprogramm“, 
wieder andere von Reformen. Tsipras 
sagt, es war der „Plan des Finanzminis¬ 
ters Deutschlands, der Plan Wolfgang 
Schäubles“. Konkret geht es um die 
„Liberalisierung des Arbeitsmarktes“, 
leichtere Entlassungen und die Ein¬ 
schränkung von Gewerkschaftsrechten. 
Diesen Plan von Schäuble und Co. will 
Tsipras umsetzen. Für die „Entschul¬ 
dung“ werden die Steuern angehoben. 
So die Beschlusslage am Donnerstag 
letzter Woche im Parlament. 

Ausverkauf mit System: Erst am 
27. September hatte die Parlaments¬ 
mehrheit den Verkauf von Wasser- und 



Gaswerken beschlossen. Weiter war auf 
der Tagesordnung: die „Reform“ des 
Sozial- und Pensionssystems. Entgegen 
der zurückhaltenden Berichterstattung 
der deutschen Leitmedien gehen Pro¬ 
teste und Streiks weiter: In der letzten 
Woche gab es am 8. Dezember wieder 
einen Generalstreik. Rein formell wur¬ 
de der Streik von den beiden Dachver¬ 
bänden der Beschäftigten im privaten 
Sektor (GSEE) und im Öffentlichen 
Sektor (ADEDY) aufgerufen. Die Ar¬ 
beit für den Erfolg des Streiks wird 
allerdings fast ausschließlich von den 
Gewerkschaften, den regionalen Ar¬ 
beiterzentren und landesweiten Bran¬ 
chenverbänden gemacht, welche die 
Kampfziele der PAME unterstützen. 
Dazu gehören die Industriegewerk¬ 
schaften der Druck- und Papierindus¬ 
trie, Pharmaindustrie, Lebensmittel¬ 
und Getränkeindustrie, Textilindus¬ 
trie, Bauwesen. Der Seeleute-Streik 
wird vorwiegend organisiert und be¬ 
wacht von den klassenkampforientier¬ 
ten Gewerkschaften der Schiffsmecha¬ 
niker, der Maschinenbesatzungen und 
der Schiffsköche. 

In der Nacht zum letzten Sonntag 
wurde namentlich über die „Refor¬ 
men“ abgestimmt. Der Sprecher der 
Parlamentsfraktion der KKE, Nikos 
Karathanasopoulos, verurteilte sie als 
Teil eines Klassenhaushaltes, eines In¬ 
struments für die Umverteilung des 
produzierten Reichtums zugunsten des 
Kapitals. Der Haushalt sieht vor: Stei¬ 
gerung der Steuereinnahmen von den 
natürlichen Personen um 14 Prozent, 
durch indirekte Steuern von 5,8 Pro¬ 
zent und Verringerung der Steuer¬ 
einnahmen von den Unternehmen 
um 7 Prozent. Insgesamt sollen durch 
verschiedene Maßnahmen zusätzliche 
Steuern in Höhe von 4 Milliarden Euro 
eingetrieben werden. 

Uwe Koopmann 

In mehr als 550 Versammlungen und 
Aktionen am Arbeitsplatz in ganz 
Griechenland wurde der General¬ 
streik am 8. Dezember vorbereitet 
(Bild links und rechts unten). In mehr 
als 60 Städten gab es Demonstratio¬ 
nen. Die Seeleute verlängerten ihren 
Streik bis zum Tag des Generalstreiks. 

In Piräus, wo sich der größte Ha¬ 
fen Griechenlands befindet, fand am 
8. Dezember eine Großdemonstrati¬ 
on zur Unterstützung der streikenden 
Seeleute statt (Bild mitte). 

Alle Fotos: PAME 
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Olaf Matthes über postfaktische Angstmache 

Der Russe und die Wahrheit 


W enn Putin mit dem Finger 
schnippt, schlagen die Algo¬ 
rithmen die Hacken zusam¬ 
men. Eine Division von Meinungsma- 
cher-Bots formiert sich zum Marsch 
auf die Kommentarfunktion der Ta- 
gesschau-Website. Aus sibirischen und 
digitalen Weiten stoßen die Kreml-Ha¬ 
cker vor, um die Breschen zu schlagen, 
durch die sie das Allerheiligste unse¬ 
rer „Offenen Gesellschaft“ aussaugen: 
Dokumente über die Geheimnisse der 
Regierenden. So ungefähr, erfahren 
wir von den Medien des Mainstreams, 
könne der Bundestagswahlkampf im 
kommenden Jahr ablaufen. Die prä¬ 
faktische Grundlage dafür sind zum 
Beispiel die „Beweise“die die CIA für 
die russische Einmischung in den US- 
Präsidentenwahlkampf vorgelegt hat. 


Der künftige Präsident Trump will 
allem Anschein nach einen weniger 
aggressiven Kurs gegenüber Moskau 
einschlagen als sein Vorgänger. Dass 
Trump nicht für eine friedliche Alter¬ 
native, sondern nur für eine andere 
Variante der Großmachtpolitik steht, 
zeigen seine antichinesischen Provoka¬ 
tionen. Trump macht einen Konzern¬ 
vertreter, der sich von einem Ende der 
Russland-Sanktionen höhere Profite 
für US-Konzerne versprechen könnte, 


zum Außenminister. Auf diesen groben 
Klotz setzen Politiker und Meinungs¬ 
macher einen groben Keil - dass ARD 
und CIA sich bemüßigt fühlen, die 
Angst vorm Cyber-Russen zu schüren, 
hängt damit zusammen, dass die Regie¬ 
renden über ihre Haltung zum analogen 
Russen streiten. 

Gleichzeitig wundern sie sich dar¬ 
über, dass die herkömmlichen Erklä¬ 
rungsmuster des bürgerlichen Main¬ 
streams von großen Teilen der Bevöl¬ 


kerung nicht akzeptiert werden. Die 
Lügner, die die deutsche Aggressionsar¬ 
mee als Hilfswerk zum Brunnenbauen, 
Frauenbefreien und Kinderretten prä¬ 
sentieren, wundern sich, dass es Men¬ 
schen gibt, die die Lügen von Hetzern 
und Verschwörungstheoretikern glau¬ 
ben. Wie schön, dass sie uns auch erklä¬ 
ren, wer für den „postfaktischen“ Dis¬ 
kurs verantwortlich ist: Der Russe, des¬ 
sen Staatspropagandisten Fake News 
verbreiten. 


Und sie erklären uns, wie im kom¬ 
menden Wahlkampf der Wahrheit zu 
ihrem Recht zu verhelfen sei: Unions¬ 
politiker forderten schärfere Strafen 
für die Verbreitung von Falschmeldun¬ 
gen. Facebook-Chef Mark Zuckerberg 
kündigte an, dass das soziale Netz¬ 
werk künftig stärker gegen gefälschte 
Nachrichten vorgehen wolle. Das EU- 
Parlament hat im November in einer 
Resolution die EU-Kommission auf¬ 
gefordert, Strategien gegen russische 
Propaganda zu entwickeln, der BND 
hat dafür schon Anfang des Jahres eine 
Arbeitsgruppe gebildet. Jeder hat das 
Recht auf eine eigene Meinung - aber 
zwischen Wahrheit und postfaktischer 
Desinformation sollen Konzerne, Ge¬ 
heimdienste und Regierungen unter¬ 
scheiden. 



Deutsche Parlamentarier solidarisch mit türkischer HDP Bundestagsabgeordnete aller Fraktionen demonstrier- 
ten am Dienstag vor dem Reichstag in Berlin mit Fotos von HDP-Politikern. In einer Erklärung der Initiatoren Sevim Dagdelen 
(Linke), Frank Heinrich (CDU), Cansel Kiziltepe (SPD),Tom Koenigs (Grüne) und Frank Schwabe (SPD) heißt es: „Wir verlangen, 
dass insbesondere die Rechte der Abgeordneten respektiert werden.“ An der Manifestation beteiligten sich auch die Frakti¬ 
onsvorsitzenden Sahra Wagenknecht und Dietmar Bartsch (Die Linke),Thomas Oppermann (SPD) und Anton Hofreiter (Grüne). 


Die Scharfmacher 

Nach Trumps Wahlsieg eine Kampagne für eigene Atomwaffen • 
Kolumne von Arnold Schölzel 


Ein Atomraketenkrieg beginnt zwar als 
Fortsetzung einer bestimmten Politik, al¬ 
lerdings bedeutet er zugleich deren Ende 
und das von jeder Politik. Seit Jahrzehn¬ 
ten suchen die imperialistischen Länder 
des Westens nach einem Ausweg aus die¬ 
sem Dilemma. Neutronenwaffe und in 
der BRD stationierte Marschflugkörper 
genügen als Stichworte. Der Autor der 
Formulierung, „dem sowjetischen Huhn 
den Kopf abschneiden“ (Colin S. Gray in 
der Washington Post vom 14. Mai 1982), 
lebt noch. Nach dem Ende der Sowjet¬ 
union, in Zeiten der „einzigen Welt¬ 
macht“, spielten Debatten darum eine ge¬ 
ringere Rolle. Das änderte sich entschei¬ 
dend unter Barack Obama. Er hinterlässt 
nicht nur die im Juli 2016 in Warschau be¬ 
schlossene offene Rückkehr der NATO 
zur Erstschlags- und Abschreckungsdok¬ 
trin, sondern auch ein als Modernisierung 
ausgegebenes Programm zur Einführung 
neuer Atomwaffen. 

Begleitet von einer antirussischen 
Hysterie, die aus den deutschen Ge¬ 
heimdiensten heraus offen gesteuert 
wird, wird nun, ganz im Sinne dieser Po¬ 
litik in der Bundesrepublik, eine Debat¬ 
te über atomare Waffen losgetreten. Be¬ 
gründet wird sie mit angeblichen Zwei¬ 
feln, ob die USA unter Donald Trump 
an ihrem sogenannten atomaren Schirm 
über „Europa“ noch festhalten. 

Am 28. November preschte FAZ- 
Herausgeber Berthold Köhler mit einem 
Leitartikel unter der Überschrift „Das 
Undenkbare“ und der Behauptung vor, 
nach Trumps Wahlsieg drohe eine „geo- 
politische Kontinentalverschiebung“. 
Das zwinge Deutschland zu einer Re¬ 
vision seiner Sicherheitspolitik. Bleibe 
der neue Präsident bei seiner Linie, „die 
Verteidigung Europas in einem Maße 



Arnold Schölzel ist stellvertretender 
Chefredakteur der Tageszeitung 
„junge weit“. 


den Europäern zu überlassen, das sie seit 
1945 nicht mehr kennen“, dann gehöre 
zu den Folgen „das für deutsche Hirne 
ganz und gar Undenkbare, die Frage ei¬ 
ner eigenen nuklearen Abschreckungs¬ 
fähigkeit, welche die Zweifel an Ameri¬ 
kas Garantien ausgleichen könnte“. 

Das ist zweifellos groß und lang¬ 
fristig gedacht, wie es sich beim Kampf 
um einen Platz an der Atomsonne ge¬ 
hört. Am 10. Dezember setzte nun der 
„Spiegel“ nach, nicht so polternd wie 
Köhler, sondern verdruckst, wie beim 
Magazin für Kriege mit menschlichem 
Antlitz üblich. In Europa beginne, 
dozierten die Hamburger, nach dem 
Wahlsieg Trumps „eine Debatte über 
die nukleare Selbstverteidigung“. Sie 
stützen sich auf Geraune im NATO- 
Hauptquartier, wo das Thema aber so 
geheim sei, dass nur der „Spiegel“ da¬ 


von weiß. Gewichtiger erscheint da ein 
Interview, das der CDU-Obmann im 
Auswärtigen Ausschuss Roderich Kie¬ 
sewetter, bereits am 16. November dem 
englischen Dienst von „Reuters“ gege¬ 
ben hatte und aus dem der „Spiegel“ zi¬ 
tierte: „Wenn die USA keine nuklearen 
Sicherheitsgarantien mehr für Europa 
abgeben wollen, braucht Europa trotz¬ 
dem einen nuklearen Schirm“. 

Testballons? Die Autoren des 
„Spiegel“-Artikels legten lang und 
breit dar, warum weder Frankreich noch 
Großbritannien ihre Atomwaffen für ei¬ 
nen westeuropäischen „Schirm“ zur Ver¬ 
fügung stellen würden und warum ein 
deutscher Zugriff auf Atomwaffen ein 
Verstoß gegen Verträge wie den Zwei- 
plus-vier-Vertrag von 1990 (der bei kei¬ 
nem der vom „Spiegel“ unterstützten 
Angriffskrieg mit deutscher Beteiligung 
von Jugoslawien bis Syrien beachtet 
wurde) und den Atomwaffensperrver¬ 
trag wäre. Am 11. Dezember ergänzten 
das vier Gastautoren auf Spiegel On¬ 
line unter der Überschrift „Deutschland 
braucht keine Atomwaffen“. 

Zufall ist die Inszenierung nach der 
Ära Obama, nach Beginn des zweiten 
Kalten Krieges, nicht. Sie wurde im Um¬ 
feld des Obama-Aufenthalts in Berlin 
und dem dort abgehaltenen G-6-Gipfel 
(USA, Deutschland, Frankreich, Groß¬ 
britannien, Italien, Spanien) in die Öf¬ 
fentlichkeit gebracht. Und sie passt in 
die Grundrichtung westlicher Politik 
der vergangenen acht Jahre: Mehr Auf¬ 
rüstung der Westeuropäer gegen Russ¬ 
land und das Äußerste nicht mehr aus¬ 
schließen. Die Geschichte besagt: Ist das 
Arsenal erst einmal voll, setzen sich re¬ 
gelmäßig die Scharfmacher im Imperi¬ 
alismus durch. 


Uli Brockmeyer zu den gespaltenen Nationen 


Die EU ist das Problem 


Nach der Präsidentenwahl in Öster¬ 
reich und dem Referendum in Itali¬ 
en geht es in der EU wieder zu wie 
auf einem Hühnerhof. Nun übertref- 
fen sich alle möglichen Experten für 
die Meinung des Volkes mit ihren 
Einschätzungen. Von einer „gespal¬ 
tenen Nation“ ist die Rede, sowohl in 
Italien als auch in Österreich. Das ist 
meilenweit an der Realität vorbei. Ge¬ 
spaltene Nationen gibt es tatsächlich, 
gespalten in „Oben“ und „Unten“, in 
Arm und Reich - wobei sich die Sche¬ 
re im Zuge der kapitalistischen Krise 
der letzten acht Jahre immer weiter 
geöffnet hat. 

Die Regierenden haben keine Ide¬ 
en, wie sie mit der Lage klarkommen 
sollen. Reihenweise fallen und wa¬ 
ckeln die Politiker der „etablierten 
Parteien“, und an deren Stelle drängen 
sich Möchtegern-Politiker und politi¬ 
sche Abenteurer, die zwar mit schö¬ 
nen Worten aufwarten, aber ebenfalls 
keine Lösung anbieten können, denn 
sie suchen sie innerhalb der EU, in¬ 
nerhalb von Euroland, innerhalb der 
NATO - kurz: innerhalb des kapita¬ 
listischen Systems. Dieses System wird 
uns als quasi gottgegeben hingestellt, 
und manche Politiker wagen sogar uns 
zu erzählen, es gehe uns allen so gut 
wie niemals zuvor. Die „Globalisie¬ 


rung“ sei ein Segen, sie sei nicht aufzu¬ 
halten, und das unsinnige Wort „Glo¬ 
balisierungsgegner“ wurde zu einem 
Wort des Schimpfes und der Schande 
stilisiert. 

Was aber ist Globalisierung? Glo¬ 
balisierung bedeutet unumschränkte 
Herrschaft der mächtigsten Banken 
und Konzerne rund um den Globus, 
zum Zwecke der Erzielung maximaler 
Profite für die Wenigen, die zu dem ein 
Prozent gehören. Während die immer 
mehr Reichtum anhäufen, geht das zu 
Lasten der 99 Prozent der Menschen - 
obwohl man ihnen etwas anderes er¬ 
zählt. Dass eine solche Entwicklung 
nicht unendlich sein kann, ist eigent¬ 
lich klar - obwohl man uns das Ge¬ 
genteil erzählt. 

Was unsere Gesellschaft braucht, 
ist das Gegenteil von „Globalisie¬ 
rung“. Das ist nicht etwa die Hinwen¬ 
dung zu Nationalismus, sondern eine 
Entwicklung, die den Interessen aller 
Völker dient. Das nennen wir Kom¬ 
munisten Internationalismus, aber die 
Voraussetzung dafür ist die Abschaf¬ 
fung der Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen. Einen Ausweg 
innerhalb und mit der EU zu suchen, 
ist ein vergebliches Unterfangen, denn 
die EU löst keine Probleme, sie ist Teil 
des Problems. 


Guntram Hasselkamp zum Burka-Verbot der CDU 


AfD rechts überholen 


Das christliche Abendland ist geret¬ 
tet - dank Angela Merkel. „Die letz¬ 
te Verteidigerin des freien Westens“ 
(New York Times) hat uns vor der 
muslimischen Expansion bewahrt. 
Man darf sich das in etwa vorstel¬ 
len wie 732 bei Tours und Poitiers, 
als Karl, „der Hammer“, Marteil den 
Vormarsch der „Sarazenen“ stopp¬ 
te. Ohne Karl würden wir alle längst 
Turban und Schleier tragen. Und ohne 
Frau Merkel eben die Burka. Naja, die 
Frauen zumindest. 

So in etwa hat es sich zumindest 
auf dem Essener Parteitag der CDU 
angehört: „Eine Situation wie die des 
Spätsommers 2015 (als der moderne 
Sarazene, Burka-gerüstet, massenhaft 
ins Land einfiel) kann, soll und darf 
sich nicht wiederholen. Das war und 
ist unser und mein erklärtes politisches 
Ziel.“ „Wir schaffen das.“ Und wenn 
wir Mario Draghi noch mal eine Hand¬ 
voll Euro für Sultan Erdogan drucken 
lassen und noch ein paar Fregatten 
mehr ins Mittelmeer schicken. Hätte 
sie noch sagen können. Hätte der Saal 
vielleicht getobt. 

„Wer betrügt, der fliegt“, hatte die 
CSU gefordert. Angela, „die Hämme¬ 
rin“, Merkel hat daraus schlicht „wer 
kommt, der fliegt“ gemacht. Oder in 
der Regierungs-PR: „Wer keine Blei¬ 
beperspektive hat, muss das Land eben 
wieder verlassen.“ Flüchtlingsausweis, 
Integrationsgesetz, Abschiebung so¬ 
fort, Transitzonen, Ausreisegewahr¬ 


sam, „Haftgrund für Abschiebehaft“. 
Es wäre doch gelacht, wenn man die 
AfD nicht rechts überholen könnte. 

Das Problem ist: so richtig gefähr¬ 
lich sehen die modernen Sarazenen 
nicht aus. Eher arm und hilfsbedürftig. 
Derartig brutal mit Menschen in Not 
umzuspringen ist nur etwas für Sadis¬ 
ten oder vielleicht für allerchristliche 
Funktionsträger. Die von derartigen 
Heimsuchungen verschont gebliebe¬ 
ne Seele braucht ersatzweise da etwas 
Erbauliches. Die Rettung von Frauen 
beispielsweise. 

Wie der ZDF-gestählte Mitteleu¬ 
ropäer weiß, hat die muslimische Frau 
nichts zu lachen. Schon wenig unter 
dem Kopftuch, noch weniger unter 
dem Hidschab, und erst recht nichts 
unter der Burka. Daher gilt es sie zu 
retten. Einfach, per Verbot. Erst recht, 
wenn sie das nicht will. Ein offensicht¬ 
lich besonders perfider Fall von Unter¬ 
drückung. 

Dass es hierzulande so gut wie 
keine Burka-Trägerinnen gibt, tut da 
nichts zur Sache. Es gibt ja auch so gut 
wie keine Ausländer in Sachsen, oder 
Bundeswehr-Brunnenbohrer in Afgha¬ 
nistan, oder Massenvernichtungswaf¬ 
fen im Irak. Das „postfaktische Zeital¬ 
ter“. Statt politischer Lösungen gibt es 
Regierungs-PR. Übrigens, schon Karl 
Martell ging es mehr um die Befrie¬ 
dung seiner innerfränkischen Konkur¬ 
renz im Süden als um die „Rettung der 
Christenheit“. 
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Arbeiterklasse und Rechtsextremismus 

Eine Untersuchung mit etlichen Mängeln 



D as Buch „Rückkehr nach Reims“ 
von Didier Eribon ist im Wesent¬ 
lichen eine stark psychoanaly¬ 
tisch angelegte Autobiographie eines 
französischen Linksintellektuellen, den 
vor allem zwei Probleme bewegen: von 
seiner Herkunft aus einem kommunis¬ 
tischen Arbeitermilieu in der Provinz, 
der Bruch mit diesem Milieu und der 
gesellschaftliche Aufstieg bis zum Uni¬ 
versitätslehrer, und der Umgang mit 
seiner Homosexualität. 

Der 1953 geborene Autor konnte als 
erster aus der Familie ein Gymnasium 
absolvieren. Als Oberschüler schloss 
er sich für einige Jahre einer trotzkis- 
tischen Organisation an. Der Bruch mit 
dem Vater erfolgt wegen dessen sehr au¬ 
toritärem Verhalten in der Familie und 
dessen homophober Grundhaltung. Eri¬ 
bon studiert Philosophie und Soziologie, 
scheitert mit dem Versuch, Oberschul¬ 
lehrer zu werden, publiziert Artikel zu 
philosophischen und literarischen The¬ 
men und wird Mitarbeiter linksliberaler 
Zeitungen. Sein Buch über die Biogra¬ 
phie des Philosophen Michel Foucault 
wird zu einem Erfolg und auch seine 
Arbeiten zur Homosexualität machen 
ihn bekannt. Er bekommt Einladun¬ 
gen zu Vorträgen und Gastvorlesungen 
in anderen Ländern, auch in die USA. 
Schließlich öffnet ihm dies den Weg zu 
einer Professur auch in Frankreich, an 
der Universität von Amiens. 

Eribons Buch ging der Ruf voraus, 
dass darin auch Aufschlussreiches zu 
lesen sei, warum ein Teil der französi¬ 
schen Arbeiterschaft zum Front Natio¬ 
nal (FN) überlief. Allerdings wird die¬ 
ses Thema nur in einem relativ kleinen 
Teil des Buches abgehandelt, nämlich 
auf rund 30 Seiten im Kapitel III. Und 
da das Buch in Frankreich schon 2009 
veröffentlicht worden ist, konnte es den 
neuesten Stand nach der Amtszeit des 
Sozialisten? Hollande mit ihren ent¬ 
täuschenden Ergebnissen nicht mehr 
erfassen. 

Der Autor stützt sich ausschließlich 
auf persönliche Eindrücke aus dem fa¬ 
miliären Umfeld. Seine Kernthese lau¬ 
tet, dass die „offizielle Linke?“ selbst 
einen „riesigen Anteil? Schuld daran 
habe, dass Arbeiter sich dem FN zuwen¬ 
deten. Seit dem „sozialistischen“ Präsi- 


Front National - die neue Arbeiterpartei? 

denten Mitterrand und der Beteiligung 
der Kommunisten an der damaligen 
Regierung 1982 sei ein Prozess des Ab¬ 
rückens der Linken von ihren „Grün¬ 
dungsmerkmalen“, nämlich einer klas¬ 
senmäßigen Betrachtung gesellschaftli¬ 
cher Verhältnisse zu verzeichnen. Dies 
habe bis zur Übernahme neoliberaler 
Politikrezepte in „linke?“ Regierungs¬ 
politik geführt. Viele Arbeiterwähler 
hätten sich dadurch im Stich gelassen 
gefühlt. Mit der Zeit sei das frühere 
Selbstverständnis als soziale Klasse 
schließlich durch ein neues Selbstver¬ 
ständnis als „Franzosen“ im Gegensatz 
zu „Immigranten“ ersetzt worden. Die 
Zustimmung zum FN müsse „zumin¬ 
dest teilweise als eine Art politische 
Notwehr der unteren Schichten“ inter¬ 
pretiert werden, die sich von den Lin¬ 
ken nicht mehr vertreten fühlen. 

Damit spricht Eribon zweifellos we¬ 
sentliche Elemente dessen an, was sich 
in Teilen der französischen Arbeiter¬ 
klasse in den letzten Jahrzehnten voll¬ 


zogen hat. In der Tat hatten die „Links¬ 
regierungen“? unter Mitterrand und 
dann wieder unter Jospin 1997 bis 2002 
für die Mehrheit der arbeitenden Be¬ 
völkerung überwiegend enttäuschende 
Ergebnisse. Die Hollande-Periode hat 
diese Gefühle weiter verstärkt. 

Dennoch wäre eine differenzierte¬ 
re Betrachtung in mancher Hinsicht 
wünschenswert gewesen. Die Darstel¬ 
lung leidet an pauschalisierenden Ver¬ 
allgemeinerungen. Immer wieder wird 
allgemein von „der Linken?“ von der 
„offiziellen Linken“ oder „institutio¬ 
nalisierten Linken“ gesprochen. Die 
französischen „Sozialisten?“ (Sozial¬ 
demokraten) mit ihren verschiedenen 
Strömungen werden ziemlich unter¬ 
schiedslos mit den Kommunisten und 
anderen antikapitalistischen Linken in 
einen Topf geworfen. 

Hart geht der Autor mit den Links¬ 
radikalen der 68er Bewegung ins Ge¬ 
richt. Die selbsterklärte „Avantgarde 
der Arbeiterklasse“? habe ihr früheres 


Engagement gar nicht schnell genug als 
Jugendsünde abtun können, um „in der 
Komfortzone der sozialen Ordnung“ 
anzukommen. 

Aber auch die Kommunistische 
Partei (PCF) wird pauschal in die Kri¬ 
tik an „den Linken“ einbezogen. Ihr 
wird „Entwicklungsunfähigkeit?“ be¬ 
scheinigt, weil sie „ungenügend entsta- 
linisiert“ gewesen sei. Man fragt sich, 
ob der Autor nicht Restbestände frü¬ 
herer trotzkistischer Ansichten repro¬ 
duziert, wenn er der PCF unterstellt, 
dass es ihr „in erster Linie darum ging, 
den Marsch der Revolution aufzuhal¬ 
ten.“ Auch das alte antikommunisti¬ 
sche Argument, dass die PCF „großzü¬ 
gig von Moskau finanziert“ worden sei, 
wird wieder aufgewärmt. Die inneren 
Entwicklungsprozesse in der PCF seit 
Ende der 80er Jahre und die daraus je¬ 
weils herrührenden politischen Hand¬ 
lungsorientierungen sind dem Autor 
offenbar einfach entgangen oder zu 
unbedeutend erschienen, um sie einer 


differenzierteren Betrachtung zu un¬ 
terziehen. 

Eine umfassendere wissenschaft¬ 
liche Untersuchung des Zulaufs zum 
FN hätte auch die objektiven Ursa¬ 
chen stärker ins Visier nehmen müs¬ 
sen als dies in Eribons Buch geschieht: 
die rasanten technologischen Umbrü¬ 
che, die Strukturveränderungen in der 
Wirtschaft, die Verwandlung ganzer 
Industrieregionen in Notstands- und 
Armutsgebiete und nicht zuletzt die 
Strukturveränderungen in der Arbei¬ 
terklasse selbst mit ihren Folgen für die 
Bewusstseinsentwicklung. Ebenso blei¬ 
ben internationale Faktoren wie der 
Zusammenbruch der sozialistischen 
Staaten Osteuropas und seine ideolo¬ 
gischen Auswirkungen des generellen 
Glaubwürdigkeitsverlusts sozialisti¬ 
scher Ideen in Eribons Darstellung un¬ 
beachtet. Auch die massive Förderung 
fremden- und einwanderungsfeindli¬ 
cher Stimmungen durch die etablierten 
bürgerlichen Parteien und Massenme¬ 
dien, das Interesse führender Kapital¬ 
kreise am Aufbau rechtsextremer Par¬ 
teien als Reserveformationen für ihre 
Politik sind nicht berücksichtigt. 

Eribons Buch liefert also zweifel¬ 
los eine zum Nachdenken auffordern¬ 
de kritische Analyse eines Teils des 
Problems. Aber was ist nun zu tun? 
Eine bloße Rückwende zur „klassen¬ 
kämpferischen“ Agitation früherer Jah¬ 
re kann es ja wohl nicht sein - sonst 
müssten linksradikale Formationen 
wie die aus dem Trotzkismus abstam¬ 
mende „Nouveau Parti Anticapitalis- 
te“ heute weitaus stärker sein. Eribon 
schreibt, die Aufgabe sei es nun, „einen 
theoretischen Rahmen und eine poli¬ 
tische Sichtweise auf die Realität zu 
konstruieren?, die es ermöglichen, die 
„negativen Leidenschaften, die in der 
Gesellschaft insgesamt und insbeson¬ 
dere in den populären Klassen zirku¬ 
lieren“, weitgehend zu neutralisieren?. 
Das bleibt abstrakt und ziemlich vage. 

Georg Polikeit 

Didier Eribon, Rückkehr nach Reims, 
Suhrkamp Verlag Berlin,i. Auflage 2016, 
237 S.,18 Euro,-franz. Originaltitel: Re¬ 
tour ä Reims, erschienen 2009 bei Lib- 
rairie Artheme Fayard, Paris. 


Die Nachhaltigkeit des Bitterfelder Weges 

Zur Bewegung der schreibenden Arbeiter in der DDR 


Der Bitterfelder Weg gehört zu den 
umstrittensten Kapiteln der jünge¬ 
ren Literatur- und Kulturgeschichte. 
Der Autor, Prof. Dr. Rüdiger Bern¬ 
hardt, ist wie kaum ein anderer befä¬ 
higt, dazu Stellung zu nehmen. Er ist 
von Anfang in und für die Bewegung 
der schreibenden Arbeiter tätig gewe¬ 
sen. Zu erwähnen sind die Leitung des 
Zirkels schreibender Arbeiter in den 
Leuna-Werken bei Halle ab 1966, sei¬ 
ne Arbeit in der Leitung der Zentra¬ 
len Arbeitsgemeinschaft und hier vor 
allem die Redaktion der Zeitschrift 
„ich schreibe“. Auch als Wissenschaft¬ 
ler hat er die Bewegung in vielfältigen 
Publikationen begleitet - das von ihm 
verantwortete Handbuch „Vom Hand¬ 
werk des Schreibens“ (1976 und 1983) 
ist damals auch in der Bundesrepublik 
hochgeschätzt worden. 

Der Band versammelt die wich¬ 
tigsten Aufsätze und Vorträge des 
Verfassers zum Thema vornehmlich 
seit 1989/90. Ihre Anordnung im Buch 
macht seine Absicht klar. Sie folgen 
nicht dem Datum ihrer Publikation, 
sondern sind thematisch angeord¬ 
net. Am Anfang steht ein Porträt des 
Schriftstellers Willi Bredel, der als Vor¬ 
läufer angesehen werden kann, den Ab¬ 
schluss bilden Porträts und Analysen 
von Werken zeitgenössischer Schrift¬ 
steller, die in der Bewegung begonnen 
haben. Das signalisiert: Der Verfasser 
blickt als Literaturwissenschaftler auf 
die Bewegung zurück. 

Dabei hat er sich sogleich mit den 
vielfältigen oberflächlich-abwertenden 


Darstellungen der Zirkel schreibender 
Arbeiter, die in der Literaturgeschichts¬ 
schreibung heute vorherrschen, ausein¬ 
anderzusetzen. Während die einen Kri¬ 
tiker behaupten, die Zirkel hätten die 
Aufgabe gehabt, parteiliche sozialisti¬ 
sche Schriftsteller auszubilden, meinen 
andere, es ginge ihnen vorrangig um die 
Schaffung von propagandistischen Tex¬ 
ten für Jubiläen, Festspiele oder Fest¬ 
schriften, gar um das Verfassen der ver¬ 
breiteten Brigadetagebücher. 

Der Verfasser weist das überzeu¬ 
gend zurück. Die Brigadetagebücher 
waren zwar in der gleichen Zeit pro¬ 
pagiert worden, aber durchgängig au¬ 
ßerhalb der Bewegung entstanden. Die 
Zirkel strebten grundsätzlich nicht ein 
vorgegebenes, von außen festgelegtes 
literarisches Ergebnis an, für sie war 
der Schreibprozess entscheidend. In 
ihnen konnten die Mitglieder ihre Fä¬ 
higkeiten ausprobieren, ihre Arbeiten 
vorstellen, sich mit anderen Schreiben¬ 
den austauschen. Die Zirkel waren ech¬ 
te Werkstätten von Schreibenden, ein 
literarischer Kommunikationsraum für 
Arbeiter und andere Werktätige. Ihren 
Arbeiten eignete das, was die literari¬ 
sche Arbeit unverwechselbar macht, 
die unterschiedliche individuelle Ge¬ 
stalt. In den Porträts zweier Zirkel, 
dem Zirkel „Maxim Gorki“ im Zen¬ 
tralen Haus der Deutsch-Sowjetischen 
Freundschaft in Berlin und dem vom 
Verfasser geleiteten Zirkel der Leuna- 
Werke, wird dies anschaulich und ex¬ 
emplarisch für die Arbeit aller Zirkel 
vorgestellt. 


Die Breite der Arbeit in den Zirkeln 
wird in ihren Publikationen greifbar. 
Hier finden sich vorzüglich Themen 
aus der Welt der Arbeit und dem All¬ 
tag der Schreibenden. Auch andere, die 
Zeit bestimmende Themen des Lebens, 
werden intensiv bearbeitet wie die Vor¬ 
züge und Probleme der Neubaustädte, 
Naturerfahrung und Naturerlebnisse 
in den industriellen Ballungsgebieten. 
Und nicht zuletzt waren individuelle 
Befindlichkeiten ein breites Feld der 
Arbeiten. Natürlich wurden auch von 
den Betrieben angeforderte Texte pro¬ 
duziert. Man vermisst im Buch leider 
eine aus der praktischen Arbeitserfah¬ 
rung mit dem Zirkel hergeleitete aus¬ 
führliche Abwägung dieser Anforde¬ 
rungen gegen das individuelle Schaffen, 
was über die angeführte grundsätzliche 
Stellungnahme hinaus mehr Klarheit 
geschaffen hätte. 

Mit Recht verweist der Verfasser 
darauf, dass der der Bitterfelder Weg 
keine willkürlich ausgerufene Kam¬ 
pagne der Parteiführung war, sondern 
dass die Führung eine vorhandene Be¬ 
wegung aufgegriffen und sie zu einer 
offiziellen Kampagne gemacht hat. 
Damit konnten freilich in den volksei¬ 
genen Betrieben die praktischen Vor¬ 
aussetzungen für die Arbeit von Zir¬ 
keln geschaffen werden, die eine weite 
Verbreitung der Zirkelarbeit möglich 
machten. 

Es ist oft versucht worden, das Aus¬ 
maß der Bewegung mit Zahlen zu cha¬ 
rakterisieren. Die Anzahl der Publika¬ 
tionen - in der Öffentlichkeit am be¬ 


kanntesten sind die Anthologien - ist 
leider nicht mehr feststellbar, auch die 
Nationalbibliografie verzeichnet viele 
nicht. Eine nicht überschaubare Zahl 
von Texten ist darüber hinaus vor allem 
auch in den Medien platziert worden. 
Ungewissheit gibt es über die Zahl der 
Zirkel selbst. Es finden sich im Buch 
mehrere Stellen dazu - sicher ist die 
Abschätzung, dass ihre Zahl mit der 
Festigung der Zirkel um die 300 bei 
etwa 2500 Mitgliedern lag. Die Bedeu¬ 
tung der Bewegung schreibender Ar¬ 
beiter ist freilich nicht in ihrer Anzahl 
zu erfassen, sondern in ihrem Beitrag 
zum literarischen Leben. 

Da geht es nicht nur um die schrei¬ 
benden Arbeiter selbst. Der Verfasser 
zeigt auf, dass es keinen Schriftsteller in 
der DDR gab, der nicht auf irgendeine 
Weise, manchmal nur vorübergehen¬ 
de Kontakte zu Zirkeln hatte, es aber 
auch Autoren gab, die in ihnen eine 
existenzsichernde Arbeit fanden. Ein¬ 
drucksvoll ist das Kapitel über Franzis¬ 
ka Linkerhand, in dem die Verbindung 
und die Problematik von Zirkelarbeit 
und schriftstellerischem Schaffen expli¬ 
zit vorgestellt wird. 

Diese Begegnung der Schriftsteller 
mit der Welt der Arbeit und dem Alltag 
der Arbeitenden war für die Entwick¬ 
lung der Literatur der DDR bedeut¬ 
sam. Hier wurzelt die die andauernde 
Auseinandersetzung der Schriftsteller 
mit der sozialen Wirklichkeit jenseits 
aller politischen Wunschvorstellungen. 
Sie war keine vorübergehende Episo¬ 
de in der literarischen Entwicklung, 


sie war die Basis für die realistische 
Grundhaltung der DDR-Literatur. 

Abgeschlossen wird der Band mit 
zwei ausführlichen Porträts von Schrift¬ 
stellern, die ihren Anfang in der Bewe¬ 
gung schreibender Arbeiter genommen 
haben. Der eine ist Erhärt Ellert ali¬ 
as Lutz Reichelt, dessen Werk einen 
Nachhall der vergangenen Praxis birgt, 
der andere Lutz Seiler, dessen Roman 
„Kruso“ die philosophischen Dimensi¬ 
onen fortführt. Besser kann die Nach¬ 
haltigkeit der Bewegung schreibender 
Arbeiter kaum belegt werden. 

Dietrich Löffler 

Rüdiger Bernhardt, Vom Schreiben auf 
dem Bitterfelder Weg. Die Bewegung 
schreibender Arbeiter-Betrachtungen 
und Erfahrungen, Neue Impulse Verlag, 
Essen, 2016,353 Seiten, 19,80 Euro, ISBN: 
978-3-910080-86-7 



I Rüdiger Bernhardt 

Vom Schreiben 
auf dem 

Bitterfelder Weg 









m unsere zeit 


Kultur 


Freitag, 16. Dezember 2016 


Gesellschaftliche Entwürfe, 
bedacht und bedichtet 

Zu Volker Brauns neuem Gedichtband „Handbibliothek der Unbehausten“ 


N ur selten sind im neuen Gedicht¬ 
band des Büchner-Preis-Trägers 
Volker Braun „Handbibliothek 
der Unbehausten“ Daten mit politischer 
Bedeutung zu finden. Aber politisch im 
besten Sinne des Wortes, also program¬ 
matisch, weil auf Bestandsaufnahme 
und Veränderung zielend, sind fast alle 
Gedichte, ausgenommen die wenigen, in 
denen der Dichter Privates beschreibt: 
Stammbaum und Alter. Im Gedicht 
„Gespräch über die Bäume im Gezi- 
Park“ (2013) geht es um die Räumung 
des Taksim-Platzes in Istanbul, als sich 
der Protest von Umweltschützern gegen 
das Fällen von Parkbäumen zum natio¬ 
nalen Protest gegen die Zerstörung der 
Demokratie steigerte. Braun schließt 
im Titel und im Gedicht durchgehend 
an Brechts „An die Nachgeborenen“ 
an, ein berühmter Text der deutschen 
Exilliteratur. Indem Braun das Brecht- 
Gedicht wörtlich aufnimmt und erwei¬ 
tert - das Gespräch schließt statt „vie¬ 
ler“ nun „alle Untaten“ ein - setzt es die 
gegenwärtige politische Entwicklung in 
der Türkei zum deutschen Faschismus 
in Beziehung. Im Gedicht „Das beschä¬ 
digte Parlament“ ist ein Vorfall im Bun¬ 
destag für Braun Anlass, den gefallenen 
Zivilisten in Afghanistan ein Podium zu 
schaffen; Abgeordnete der Linken hiel¬ 
ten Zettel hoch, auf denen die Namen 
toter Zivilisten von Kundus standen, die 
Abgeordneten wurden ausgeschlossen: 
„Fürchtet man, dass die namentlich Ge¬ 
nannten/Zählen, wie gültige Stimmen 
...?“ Auf solche politischen Vorgänge 
bezogen sind eine Handvoll der Ge¬ 
dichte. 

Der Titel des Bandes wirkt aktuell, 
weil er an die Unbehausten erinnert, die 
auf der Flucht vor Krieg und Verfolgung 
in der Welt unterwegs sind. Braun hat 
auch sie im Blick, allerdings nicht als 
separaten Vorgang, sondern als Teil ei¬ 
ner Welt und einer Gesellschaft, die zur 
Wildnis geworden sind, weil sie „aber¬ 
tausend“ Jahre Unwissen und geistige 
Unfähigkeit, damit auch geistiges Un¬ 
behaustsein, nicht beseitigen konnten, 
„Und kein Jahr kann es so weitergehn“ 


(„Erfahrung“). Die Geschlossenheit der 
Konzeption, in der reale Politik und po¬ 
litischer Entwurf vereinigt werden, stellt 
eine neue Stufe im Schaffen Brauns dar. 
Sie ist die Folge einer Entwicklung, die 
die Welt in „Wilderness“ - in Wildnis, 
so ein Zyklus des Bandes - versinken 
lässt. Brauns lyrisches Subjekt fand sei¬ 
nen neuen Ansatz „am Kilometer Null 
der Empörung“ („Wilderness 5“) auf 
der Puerta del Sol (Tor der Sonne), ei¬ 
nem bekannten und vielbesuchten Platz 
in Madrid, wo sich der Kilometer 0 der 
fünf Hauptstraßen Spaniens befindet. 
Aber in Klammer steht „Dschuang 
Dsi“. Mit dem Hinweis auf den chinesi- 


Der Dichter Volker Braun 

sehen Dichter (365-290 v.d. Z) und sein 
gleichnamiges Werk weist der Dichter 
dem Leser den Weg durch die mit lite¬ 
rarischen, historischen und philosophi¬ 
schen Verweisen durchwirkten Texte. 
Der Leser wird in die Sicherheit einer 
„Handbibliothek“ eingeführt, die ver¬ 
bürgtes, überprüfbares und gesichertes 
Wissen enthält, das abrufbar ist. Aber 
dieses Wissen ist nicht mehr an einen 
Ort gebunden, denn die Welt ist wild 
geworden und der Mensch wird zum 
Unbehausten. Bedrohungen sind näher 
gerückt, aber hoffnungslos ist Brauns 
lyrisches Subjekt deshalb nicht, im Ge¬ 
genteil: „Was ist die Zeit, die Macht? 
Sie ist vermodert/Während des neuen 
Tages Sonne lodert“ („Die Leguane“). 


Das Bild findet sich ähnlich in Fried¬ 
rich Schillers „Der Spaziergang“: „die 
Sonne Homers, siehe! sie lächelt auch 
uns“. Die Sonne mythischer Vergan¬ 
genheit leuchtet, während Schiller den 
geschichtlichen Prozess seiner Zeit in 
Verbrechen und Verderben angekom¬ 
men sah. An diese Idee scheint Braun 
anzuknüpfen, Weiterführungen der 
Menschheit sieht er im Rückgriff auf 
Bewährtes: Erinnerungen an das alte 
China, die Antike und die Klassik wer¬ 
den wach, dialektisch reflektiert unter 
Bezug auf Hegel („Chimerika 2“). Zi¬ 
tatmontagen und Anleihen bei anderen 
sind Hinweis auf das geistige Panorama, 


das Braun in diesen Überlegungen mit¬ 
gedacht wünscht. Die Wanderung ist 
„Wandlung“ - ein wichtiger Begriff in 
Brauns Lyrik; sie ist das dauernde Be¬ 
wegungsprinzip der Menschheit, die nie 
an ein Ziel kommt, sondern es stets vor 
Augen hat. Die Wanderung führt durch 
räumliche und zeitliche Gegenden, folgt 
literarischen Wanderungen wie Dantes 
Weg in das Inferno („Göttliche Komö¬ 
die“) und trifft dort auf Schatten der Be¬ 
lehrung und Erkenntnis Suchenden, da¬ 
runter Brecht und Eisler, Cremer, Busch 
und andere. 

Die Gedichte sind nicht hoffnungs¬ 
los, aber sie stammen von einem lyri¬ 
schen Subjekt, das um die Gefährdun¬ 
gen der Menschheit ebenso weiß wie um 


den Untergang, das von Enttäuschun¬ 
gen zu sprechen weiß, die es erfahren 
musste und die auch sein Leben in Frage 
stellten, vor allem seine Mühen um eine 
neue Gesellschaft: „Kassensturz“ ist das 
Ergebnis der Veränderungen von 1989 
bis 1990. In dem sprachlich saloppen, 
unpoetisch kalauernden Gedicht hat 
das lyrische Subjekt sich dem aktuellen 
umgangssprachlichen Ton der neuen 
Realität angepasst: „an das Eingemach¬ 
te“ und „Ich krieg die Krise“ usw. 2006 
beschrieb er in einer Rede die „dresdner 
Denkart“ als Einheit von „Arbeit und 
Leistung“, heute muss er auch das für 
gescheitert erklären: „Dummheit/Ists 
die dauern will“ (Das Elbtal). Andern¬ 
orts war das anders. „Das Mannsfeld“ 
(sic!) und „Die Mettenschicht“ - bei¬ 
de Gedichte betreffen das Thema von 
Brauns Erzählung „Die hellen Haufen“ 
(2011) - benennen noch einmal die Fol¬ 
gen des Verlustes der Arbeit, erinnern 
an „Jahre hundert“, in denen gearbei¬ 
tet wurde. Die Erinnerung ist so leben¬ 
dig, „als hätte unser Wünschen nie ein 
Ende“. Arbeit wird zum Größten gestei¬ 
gert: „Das höchste Wesen lebt in dem 
Gedicht/Vom Steiger, welcher kommt 
mit seinem Licht.“ 

Volker Brauns Vertrauen gehört 
weder den „Wir sind das Volk-Rufern“ 
noch deren Wünschen, es gehört der Zu¬ 
kunft. Das bedeutet die Veränderung 
und Überwindung der heutigen Gesell¬ 
schaft, „bis kein Halten mehr ist, dann 
schafft sie sich ab/und ist gewesen“ (Die 
Gesellschaft). Für einen Neuanfang 
blickt der Dichter auf mythische und 
aufklärerische Positionen, Anfänge und 
Themen zurück. Deshalb greift er auch 
bei der eigenen Sehnsucht ins Rustikal- 
Natürliche (Das wünsch ich mir: Das 
Bretterhaus am Teich); gesellschaftliche 
Entwürfe führt er, mit an Georg Büch¬ 
ner erinnernden Bildern, auf Ursprün¬ 
ge zurück („Ein Riss/Geht hindurch 
bis zum Bodensatz/Die Grundsuppe 
aufgerührt.“ Die Gesellschaft). Es geht 
Volker Braun nicht um ein Ziel (Der 
Überfluss), sondern um die Bewegung, 
die von Entstehen und Vergänglichkeit 


erhalten wird. Brauns lyrisches Subjekt 
denkt eine Zukunft, die durch den Un¬ 
tergang der USA und den Aufstieg Chi¬ 
nas bestimmt wird: „Der Wahre Weg, ihr 
geht ihn, Söhne Maos./Die große Ord¬ 
nung und das große Chaos.“ („Beim 
Wiederbetreten der Zickzackbrücke“). 

Im Eröffnungsabschnitt und im Er- 
öffnungs- und Schlussgedicht des ersten 
Abschnitts ist Goethe, wie auch in ande¬ 
ren Texten, gegenwärtig: Der erste Ab¬ 
schnitt der fünf Teile (vier Abschnitte, 
ein Anhang) trägt den Titel „Dämon“, 
das erste Gedicht des Abschnitts heißt 
„Bestimmung“. Die Form wirkt bekannt, 
achtversig erinnert sie an die Stanze, das 
Druckbild an Goethes „Urworte. Or- 
phisch.“ Auch der Titel „Bestimmung“ 
ist ein solches Urwort. Das den ersten 
Abschnitt beschließende Gedicht heißt 
dann tatsächlich so wie Goethes Ge¬ 
dicht „Dämon“; Ähnlichkeiten - etwa 
die Verszahl - auch hier. Aber die Sil¬ 
benzahl stimmt nicht überein; sie und 
die deutliche Gliederung des Gedich¬ 
tes in zwei Vierzeiler verweisen auf die 
Romanze. Es entsteht eine Spannung 
zwischen klassischem Vermächtnis und 
romantisch anmutender Sehnsucht, an¬ 
klingend im ersten eröffnenden Vers: 
„Ja, mein Sehnen geht ins Ferne“. Auch 
die in diesem Band sehr viel häufiger 
als sonst bei Volker Braun auftreten¬ 
den Reime in den Gedichten, auch als 
Paarreime, verweisen auf dieses Kon¬ 
zept. An Eichendorffs Gedicht Mond¬ 
nacht mit seiner weiträumig schweifen¬ 
den Sehnsucht kann man denken, die 
„nach Haus“ möchte. Aber Braun, der 
solche Sehnsucht „nach Haus“ kennt, 
sieht seine Bestimmung darin, nicht sei¬ 
ner Fernensehnsucht zu folgen, sondern 
seiner „Bestimmung“, die irdisch ist und 
der Sehnsucht reale Ziele setzt: „Einge¬ 
näht in mein Gewebe/Hat sie ihren Ort 
gefunden“. Das Eröffnungsgedicht „Be¬ 
stimmung“ ist das Programm des Ban¬ 
des. Rüdiger Bernhardt 

Volker Braun: Handbibliothek der Un¬ 
behausten. Neue Gedichte. Berlin. Suhr- 
kamp Verlag 2016,109 S., 20.- Euro 



Die Angst vor dem Fremden 

Aktuelle Bücher gegen Antisemitismus und Fremdenfurcht 


Die Ukraine, genauer, Kiew war das 
Zuhause des „unsichtbaren Vaters“ Le - 
onid Kapitelman, bevor er nach Leip¬ 
zig flüchtete, wo er ein Geschäft mit 
russischen Spezialitäten eröffnete. Der 
studierte Mathematiker hasst Kiew. Es 
war nie seine Heimat, nur ein Zuhau¬ 
se. In Leipzig angekommen wird Leo- 
nid nach und nach unsichtbar, wie sein 
Sohn, identisch ist mit dem Autor des 
Buches, verzweifelt feststellt. Ist er un¬ 
sichtbar geworden, fragt der Sohn, „weil 
das Leben als Jude in der Ukraine und 
im Ostdeutschland der Neonazis ganz 
viel von ihm ausgelöscht hat. Ist mein 
Vater so, wie er ist, weil er ein Jude ist?“ 

Ein Jude der im Jahr 2015 Angst 
hat, in Leipzig als Jude erkannt zu wer¬ 
den, wird unsichtbar. Im WK 8, einer 
in den 1970er und 80er Jahren planmä¬ 
ßig angelegten Großwohnsiedlung im 
Westen von Leipzig, lebt die Familie 
Kapitelman. Sohn Dmitrij und seine 
Freunde werden hier regelmäßig von 
Nazis brutal verprügelt, was der Autor 
detailliert, aber leichtflüssig als Humo¬ 
reske schildert. Seinem ängstlichen Va¬ 
ter erzählt er nie von den Überfällen, 
da er fürchtet, das Haus sonst nie mehr 
verlassen zu dürfen. 

Dmitrij, der bei allen Schwierigkei¬ 
ten den Eindruck vermittelt, mit bei¬ 
den Beinen auf der Erde zu stehen, 
will wissen, warum sein Vater, der in 
der Ukraine noch ein fröhlicher Mann 
gewesen war, unsichtbar geworden ist. 
Er plant deshalb eine Reise nach Isra¬ 
el, wo Papas Freunde Zuflucht gesucht 
haben. Vielleicht, so denkt der Sohn, 
wird er dort wieder sichtbar. „Was soll 


ich denn in Israel?“ fragt Vater Leonid. 
„In Israel schießen sie. Das ist mir zu 
gefährlich!“ 

Sie reisen dennoch. Geplant sind 
zwei Monate. Der Sohn beobachtet in 
Israel, wie sein Vater wieder sichtbar 
wird. Er fühlt sich wohl in diesem Land, 
er, der von sich sagt, er sei überhaupt 
nicht religiös, kann wieder lachen. In 
Israel ist er einer unter vielen. Sie alle, 
so glaubt der Vater, halten zusammen. 
Sie kämpfen gemeinsam gegen einen 
Feind, die Araber, die das Leben der 
Juden bedrohen. 

Bald schon sieht Leonid hinter je¬ 
dem Araber einen Terroristen. Dmitrij, 
dessen Mutter keine Jüdin ist, wird in 
Israel nicht wirklich akzeptiert. Eigent¬ 
lich ist er in den Augen der Israelis kein 
richtiger Jude. Dennoch fühlt er sich in 
Heimatgefühle verwoben, dass er plant 
in Israel zu bleiben. Grünau empfindet 
er aus der Entfernung als grausame 
Wirklichkeit. Das spürt er erst in Isra¬ 
el. Doch vor seiner Entscheidung will 
er, zum Entsetzen seines Vaters, die an¬ 
dere Seite erleben und spüren. Er fährt 
ins Westjordanland, wo er sich mit ei¬ 
ner Gruppe palästinensischer Studen¬ 
ten anfreundet, die mit ihrem Professor 
auf einer kunsthistorischen Exkursion 
sind. Sie wissen zunächst nicht, dass er 
sich als Jude definiert, und nehmen ihn 
herzlich auf. In einem Gespräch sagt 
Hasan zu ihm: „Ich hasse nicht die Ju¬ 
den. Ich hasse die Zionisten, die mir 
mein Land genommen haben. Die rau¬ 
ben uns die Lebensgrundlage ... Ich 
weiß, dass wir alle Menschen sind. Dass 
wir alle gleich sind ... Und trotzdem 


schaffe ich nicht, zu vergeben.“ Dmit¬ 
rij, der sich in eine der Studentinnen 
verliebt, beginnt den Zorn der Paläs¬ 
tinenser zu begreifen. Selbst als er sei¬ 
ne jüdische Herkunft preisgibt, bleibt 
Hasan ihm freundschaftlich verbunden. 

Dmitrij, der sich in eine der paläs¬ 
tinensischen Studentinnen verliebt, 
bleibt zwar länger in Israel als sein 
Vater, aber auch er kehrt zurück nach 
Leipzig. Seine Erkenntnis: „Eine Ge¬ 
sellschaft ohne Fremdenfurcht, Neid 
und Ungerechtigkeit gibt es nicht. Auch 
nicht in Israel.“ 

Dem Autor, der 1986 in Kiew ge¬ 
boren wurde und der 2016 mit dem 
„Klaus-Michael Kühne-Preis“ für das 
beste Romandebüt ausgezeichnet wur¬ 
de, ist es mit leichter Feder gelungen, 
die Antisemitismusvorwürfe, die Kri¬ 
tiker der Staatspolitik Israels heute al¬ 
lerorten treffen können, zu entkräften 

★ 

Alma Mendels Eltern sind wohlhaben¬ 
de Juden, die zunächst glauben, Hitler 
werde Polen nicht überfallen. Sie seien, 
geschützt durch großes Vermögen, si¬ 
cher in ihrer Heimat. Ganz sicher schei¬ 
nen sie sich doch nicht zu sein, dass die 
Familie vom Antisemitismus der Fa¬ 
schisten verschont bleibt. Deshalb schi¬ 
cken sie ihre gerade zehnjährige Toch¬ 
ter Alma zu jüdischen Verwandten in 
die USA, wo Alma in der Familie von 
Isaac Belasco herzlich aufgenommen 
wird. Dem Sohn Samuel Mendel raten 
sie nach England zu gehen, wo er in 
den Reihen der Royal Air Force zum 


Piloten ausgebildet wird. Die Eltern 
erleiden wenige Jahre später das glei¬ 
che Schicksal wie Millionen Juden. Sie 
werden 1942 zunächst ins Warschau¬ 
er Ghetto gesperrt und später im KZ 
ermordet, was Alma lange Zeit ver¬ 
schwiegen wird. 

Alma wächst heran zu einer ver¬ 
wöhnten, aber selbstbewussten Frau. 
Sie verliebt sich in den Sohn des Gärt¬ 
ners, Ichimei Fukuda, einen japani¬ 
schen Jungen ihres Alters. Als Japan 
den USA den Krieg erklärt, widerfährt 
den Fukudas die Internierung. „Bis Au¬ 
gust deportierte man über einhundert¬ 
zwanzigtausend Männer, Frauen und 
Kinder; Alte wurden aus Hospitälern, 
Säuglinge aus Waisenhäusern und psy¬ 
chisch Kranke aus Pflegeeinrichtungen 
verschleppt und in zehn Internierungs¬ 
lager in abgeschiedene Regionen im 
Landesinnern gesperrt.“ Isaac Belasco, 
der dem Gärtner ein Freund gewor¬ 
den ist, bemüht sich sehr um die Ret¬ 
tung der Familie Fukuda, die für Jahre 
eingesperrt bleibt. Alma und Ichimei, 
die sich beim Abschied tägliche Briefe 
versprochen hatten, was ihnen ab und 
an auch gelingt, versprechen sich ewi¬ 
ge Treue. Die Briefe von Ichimei, der 
besser malen als schreiben kann, wer¬ 
den strengstens zensiert. Trotz großer 
Anstrengung verlieren sich die beiden 
aus den Augen. 

Als sie sich nach langer Zeit wieder 
treffen, entflammt große Leidenschaft 
zwischen ihnen, die sich als Kinder lie¬ 
ben lernten. Sie treffen sich heimlich in 
einer miserablen Absteige, denn ihre 
Liebe darf nicht öffentlich werden. 


Obwohl Isaac Berlasco ein großzüger, 
liebevoller und gutmütiger Vater für 
Alma geworden war, einen Japaner zu 
heiraten, das war für die jüdische Fa¬ 
milie Belasco undenkbar. Es müsse ein 
Jude sein, so lautete die unausgespro¬ 
chene Vorstellung. Alma und Ichimei 
trennen sich, doch Almas Liebe zu ihm 
bleibt bis zu ihrem Tod. 

Isabel Allende gelingt mit diesem 
Buch ein Liebesroman, der zu bestä¬ 
tigen scheint, was Dmitrij Kapitelman 
behauptet: es gibt keine Gesellschaft, 
die frei ist von Fremdenfurcht. Doch 
wird diese Behauptung in einem so 
zart und spannend geschriebenen Ro¬ 
man gelesen und gedacht, so vermag 
sie schon die Veränderung dieser Un¬ 
menschlichkeit einzuleiten. Jedenfalls 
in den Köpfen der Leser. 

Jürgen Meier 


DMITRIJ 

KAPITELMAN 

Das Lächeln 
meines 
unsichtbaren 
Vaters 




Dmitrij Kapitelman: Das Lächeln mei¬ 
nes unsichtbaren Vaters. 288 Seiten, 
20,- Euro 


Isabel Allende:„Der japanische Liebha¬ 
ber“ . suhrkamp taschenbuch 4730,336 
Seiten, 10,99 Euro 
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Von der Monarchie in die Moderne 


Laos’ langer Weg in Richtung Sozialismus * 2. Bericht der Reisen nach Vietnam und Laos 


D ie Demokratische Volksrepu¬ 
blik Laos ist ein Staat, der mit 
237 000 qkm in der Fläche etwa 
zwei Drittel der BR Deutschland aus¬ 
macht, aber kaum 6,5 Millionen Men¬ 
schen bevölkern dieses Land, das als 
einziges in der Region Südostasien kei¬ 
nen Meereszugang hat und zwei lange 
Grenzen mit Vietnam und Thailand 
und drei kurze mit China, Myanmar 
und Kambodscha teilt. Mit der Volks¬ 
republik China, der Sozialistischen Re¬ 
publik Vietnam und der Koreanischen 
Demokratischen Volksrepublik zählt 
die DVR Laos zu den vier Staaten in 
Asien, die gemeinhin zu den verblie¬ 
benen „sozialistischen“ gezählt wer¬ 
den - neben Kuba. Wie viel Sozialismus 
steckt in diesem Land, dessen jüngere 
Geschichte viel mit der Vietnams ge¬ 
mein hat? 

★ 

Dennoch sind Laos und Vietnam in 
kultureller Hinsicht recht unterschied¬ 
lich: Pflegt man in Vietnam vorwiegend 
den Ahnenkult, so hängen in Laos ge¬ 
schätzt 85 Prozent dem Buddhismus 
an. Unsere kleine Delegation wird in 
der Hauptstadt Vientiane mit Ehren¬ 
bezeigungen empfangen, wir nehmen 
in einer schwarzen Limousine auf den 
Rücksitzen Platz. Vorne sitzen der Fah¬ 
rer und ein freundlicher, kräftiger, jun¬ 
ger Mann, der während unseres Auf¬ 
enthalts in der laotischen Hauptstadt 
unser Schatten sein wird - immer lä¬ 
chelnd, zuvorkommend und wachsam. 

Ob uns überhaupt eine Gefahr 
droht? Alle, die schon einmal in Laos 
gewesen waren, sagten vorher: wun¬ 
derschön und ruhig. Und nach sechs 
Tagen Hanoi bemerken wir schnell 
den Unterschied zum Nachbarland: 
die Regeln des Straßenverkehrs wer¬ 
den tatsächlich beachtet. Womöglich 
ist Vientiane eine der phonärmsten 
Hauptstädte der Welt; und Eile scheint 
höchstens Sache der Touristinnen und 
Touristen. 

Wie mag Barack Obama diese 
Ruhe empfunden haben, als er vor ei¬ 
nigen Monaten in Laos war? Immerhin 
stellte er fest, dass die USA zwischen 
1964 und 1973 einen „geheimen Bom¬ 
benkrieg“ gegen Laos geführt haben, 
als sie Vietnam zerpflügten und irgend¬ 
wann bemerkten, dass der Ho-Chi- 
Minh-Pfad größtenteils durch Laos 
verlief. Wenig bekannt ist, dass auch 
in Laos Menschen mit Agent Orange 
vergiftet wurden. Obwohl es nie eine 
Kriegserklärung der USA gab, war da¬ 
bei neben den vietnamesischen Patri¬ 
oten auch die laotische Befreiungsbe¬ 
wegung das Ziel: der kommunistisch 
orientierte Pathet Lao, der 1975 die 
Macht erkämpfte. 

Drei Millionen Tonnen Bomben 
auf damals drei Millionen laotische 
Menschen - tausend Kilo pro Per¬ 
son; insgesamt mehr als im Zweiten 
Weltkrieg auf Deutschland und Japan 
zusammen abgeworfen wurden. 250 
Millionen Bomben - was bedeutet, 
dass jede B-52 alle acht Minuten, 24 
Stunden täglich, neun Jahre lang, ihre 
Fracht über Laos abwarf. Klägliche 98 
Millionen US-Dollar ließ Obama dort; 
für ein dreijähriges Programm zur Ent¬ 
sorgung der seit über vier Jahrzehnten 
dort lagernden Blindgänger, von denen 
viele erst jetzt explodieren und immer 
noch töten. Hundert Jahre, so sagt die 
Regierung, werde es allerdings noch 
dauern, alle Bomben zu finden und zu 
beseitigen. 

Seit dem Krieg sind die Elefanten, 
das Symboltier des Landes, fast gänz¬ 
lich Richtung Thailand verschwun¬ 
den - dauernde Bombenexplosionen 
machten sie zu Vertriebenen; nur etwa 
dreihundert gibt es noch in Laos. Die 
Menschen blieben und sahen zu, wie 
sie mit den Überbleibseln des Krieges 
klarkamen. Ein PeaceBomb-Projekt 
bietet Tourist/inn/en aus Bomben¬ 
splittern gefertigtes Kunsthandwerk 
an: „Buy back the bombs“. 

★ 

Laos hat eine gut tausendjährige Ge¬ 
schichte, im 14. Jahrhundert wurde das 



werden, aber auch in den Sonderwirt¬ 
schaftszonen den Gesetzen unterlie¬ 
gen. 48 Stunden pro Woche heißt die 
Regel. Im Bergbau können es auch 60 
Stunden sein, wobei nach vier Wochen 
jeweils zwei komplette freie Wochen 
folgen, sodass sich das Mittel auf 40 
Stunden wöchentlich einpendelt. Der 
mittlere Lohn eines/er Arbeiter/in be¬ 
trägt umgerechnet 150 bis 180 US-Dol¬ 
lar. Der Urlaub beträgt 15 Arbeitsta¬ 
ge, also drei Wochen. Das Rentenein¬ 
trittsalter liegt für Frauen bei 55, bei 
Männern bei 60 Jahren. Der Mutter¬ 
schutz beträgt drei Monate im öffent¬ 
lichen Dienst, in der Privatwirtschaft 
fünf Monate. 

★ 

Bei der „Lao Brewery Company“ gehen 
die Uhren etwas anders. Nicht nur, dass 
uns der Braumeister des „BeerLao“, 
Sitthixay Ketthavong, in exzellentem 
Deutsch begrüßt, weil er seine Ausbil¬ 
dung in Dresden gemacht hat, sondern 
die Entlohnung der 800 Beschäftigten 
im größten Industriebetrieb ist mit etwa 
300 US-Dollar monatlich fast doppelt 
so hoch wie anderswo im Land. Die 
Wochenarbeitszeit ist mit 44 Stunden 
zudem etwas geringer, kein Wunder, so 
der Braumeister, dass eine Anstellung 
hier begehrt ist. Man hat auf dem riesi¬ 
gen Gelände modernste Brauereianla¬ 
gen vor sich, die vorwiegend aus deut¬ 
scher Produktion sind; Arbeitsschutz 
und Nachhaltigkeit werden groß ge¬ 
schrieben. Das Unternehmen ist zu 50 
Prozent im Besitz der dänischen „Carls¬ 
berg AG“. 98 Prozent des in Laos konsu¬ 
mierten Bieres werden hier hergestellt; 
der kleine Rest ist Importware. Inzwi¬ 
schen sucht die Lao Brewery Company 
ausländische Absatzmärkte. Die Quali¬ 


LRVP, führt uns bei einem informa¬ 
tiven Empfang in der Abteilung für 
internationale Beziehungen des Zen¬ 
tralkomitees durch die Geschichte des 
Landes. Immer habe es Widerstand 
gegen ausländische Einmischung ge¬ 
ben müssen, zunächst im 18. Jahrhun¬ 
dert gegen die durch Siam (entspricht 
in etwa dem heutigen Thailand), und 
dann gegen die französische Okku¬ 
pation mit dem Jahr 1893. Mit der 
KP Indochinas und der Anleitung 
des Unabhängigkeitskampfes durch 
Ho Chi Minh wurde der Kampf dann 
auch ideologisch geführt. Japan löste 
Frankreich im Zweiten Weltkrieg als 
Unterdrücker ab. Laos erklärte seine 
Unabhängigkeit, doch am 12.10.1945 
kamen die alten Okkupanten zurück. 
Der zweite Unabhängigkeitskrieg ge¬ 
gen Frankreich war 1954 entschieden, 
aber wie im Falle Vietnams ersetzten 
die USA in der Folge Frankreich. Wei¬ 
tere zwanzig Jahre waren unter hohem 
Blutzoll nötig, die US-Truppen aus 
zehn von ihnen besetzten Provinzen 
zu vertreiben. Drei nationale Koaliti¬ 
onsregierungen (1957,1962 und 1973) 
mit Rechten, Linken und Zentristen 
ging die 1955 gegründete, damals noch 
„Partei des Laotischen Volkes“ (LPP) 
genannte, den Pathet Lao als ihren be¬ 
waffneten Arm führende Widerstands¬ 
kraft dabei ein. 

1975 war unter Führung von Kay¬ 
sone Phomvihane der Sieg parallel zu 
dem des vietnamesischen Volkes er¬ 
rungen. In den folgenden Monaten 
wurde die Monarchie gestürzt und die 
sozialistische Gesellschaft ausgerufen. 
Genosse Phomvihane war Generalse¬ 
kretär der LPP seit 1955 und von 1975 
bis 1991 Premierminister, dann bis zu 
seinem Tod 1992 Präsident der DVR 
Laos. Vor dem Gebäude, in dem uns 


schaftliche Öffnung vor, zu der es dann 
jedoch erst ab dem 4. Parteitag 1986, 
parallel zum „Doi Moi“ Vietnams und 
unabhängig von der Perestroika der 
UdSSR, kam. Der so genannte Neue 
Ökonomische Mechanismus (NEM) 
als Grundlage für eine „sozialistische 
marktorientierte Wirtschaft“ brachte 
Privatisierungen in der Landwirtschaft 
und steigerte das Pro-Kopf-Einkom¬ 
men von umgerechnet jährlich 114 US- 
Dollar (1985) auf 2 027 US-Dollar im 
Jahr 2016. Das Wachstum betrug zwi¬ 
schen 2011 und 2015 7,9 Prozent; die 
Lebensbedingungen haben sich da¬ 
durch verbessert. Heute liegt die Le¬ 
benserwartung bei 65 Jahren, und nur 
noch 6,6 Prozent der Haushaltungen 
werden als arm bezeichnet. Das heuti¬ 
ge Motto der Wirtschaftspolitik heißt 
„Marktwirtschaft unter Führung der 
Partei und der Regierung“. Dabei ste¬ 
hen Staatssektor und kleine und mitt¬ 
lere Privatunternehmen im Fokus. 

★ 

Sechs Prinzipien bilden die Basis für 
die Wirtschaftspolitik: 1. Sozialismus 
als Leitlinie, 2. Marxismus-Leninismus 
im Rahmen der Realitäten von Laos, 3. 
Demokratischer Zentralismus bei Füh¬ 
rerschaft der LPRP und Beachtung der 
inneren Solidarität; 4. Demokratie für 
das Volk, 5. Macht der Administration 
und Effektivierung der Volksmacht, 
6. Unabhängigkeit und freundschaft¬ 
liche Beziehungen zu anderen Län¬ 
dern. Der 10. Parteitag im Januar 2016 
hat in drei Etappen Entwicklungsplä¬ 
ne für einen Zeitraum bis 2030 be¬ 
schlossen. 685 Delegierte, die 268 000 
Mitglieder vertraten und ein Zentral¬ 
komitee von 77 Mitgliedern wählten, 
legten für den Zeitraum bis 2020 als 
Ziel fest, Laos aus dem Staus eines 
niedrigstentwickelten Landes heraus¬ 


und die Millenniumsziele werden er¬ 
reicht. Für 2030 wurde eine vorläufige 
Vision beschlossen, wonach das BIP ge¬ 
genüber 2015 vervierfacht und der Sta¬ 
tus eines Landes mit „oberem mittle¬ 
rem Einkommen“ erreicht werden soll. 
★ 

Ausländische Direktinvestitionen 
(ADI) sind für Laos von großer Wich¬ 
tigkeit. Vierzehn Sonderwirtschafts¬ 
zonen, vorwiegend im Zentrum und 
Süden des Landes, wurden geschaf¬ 
fen. Damit ist Laos Teil des „Südkor¬ 
ridors“ der Region, der von Myanmar 
über Thailand, Laos nach Vietnam 
reicht. Mit Abstand die meisten der 
insgesamt 55 Investoren kommen aus 
den politisch eng verbundenen Nach¬ 
barstaaten China und Vietnam, ge¬ 
folgt von Thailand und Südkorea. In 
der Landwirtschaft ist die private aus¬ 
ländische Beteiligung auf 49 Prozent 
begrenzt, betont Genossin Xayach- 
ack, aber im Hotelbereich sind bis zu 
100 Prozent möglich. Vorrangige Ziele 
der ADI sind Industrie und Infrastruk¬ 
tur. Aus Deutschland ist vor allem der 
Bosch-Konzern aktiv. 

Die Gewerkschaften sind mit 
200 000 Mitgliedern die wichtigste 
Massenorganisation des Landes, die 
Hälfte davon sind Frauen. Bei deren 
stellvertretendem Vorsitzenden Yang 
Yong Xeng Tong Ye erfuhr die DKP- 
Delegation, dass die wöchentlichen 
Arbeitszeiten variabel gehandhabt 


tät des auf Reisbasis gebrauten Bieres 
rechtfertigt die Idee. 

★ 

Sind Vietnam und Laos sozialistisch? 
Was sind dafür die Kriterien? Wie in 
China und Kuba ist die Kommunisti¬ 
sche Partei an der Macht, sind Mili¬ 
tär und Hauptpfeiler der Wirtschaft in 
staatlicher Hand. Die Einordnung ist 
dennoch schwierig, denn private Ban¬ 
ken sind kein Tabu, auch nicht privater 
Landbesitz oder Eigentum an Produk¬ 
tionsmitteln. Von den vier genannten 
Ländern nennt sich keines mehr offen 
„sozialistisch“, sondern in verschiede¬ 
nen sprachlichen Abwandlungen als 
„auf dem Weg zum Sozialismus“. Ganz 
anders als im fernen Deutschland wird 
die Debatte mit den Gesprächspart¬ 
nern dort sehr konkret, wenn über die 
Bedürfnisse von 91 Millionen Men¬ 
schen in Vietnam oder 6 Millionen in 
Laos gesprochen wird und über die 
Notwendigkeit, sie täglich zu ernäh¬ 
ren, mit Energie, Kleidung und Wohn- 
raum zu versorgen. Von der schneller 
werdenden Entwicklung nicht nur der 
Produktivkräfte, sondern auch des 
menschlichen Individualismus ganz 
abgesehen. 

Die Wege zum Sozialismus sind 
demnach unterschiedlich. 

Günter Pohl 

Der i. Teil des Reiseberichts war abge¬ 
druckt in der UZ vom 25.11. 


Bild oben: Eine verrostete Maschinen¬ 
kanone erinnert an den Luftkrieg der 
USA gegen Laos. 

Bild links: Eine Angehörige der 
Streitkräfte bei der Andacht. 

Bild unten: Die DKP-Delegation und 
ihre Gastgeber im Vorzeigebetrieb 
„Lao Brewery Company“ 


Gebiet zum Königreich Laos vereinigt. 
In Luang Prabang, einer Provinz, in der 
zahlreiche Tempel und Gebäude zum 
Welterbe der Menschheit erklärt wur¬ 
den, hatten wir Gelegenheit den ehe¬ 
maligen Königspalast zu besichtigen. 
Reichlich Stolz auf die Monarchie - 
auch Angehörige der königlichen Fa¬ 
milie kämpften gegen koloniale Unter¬ 
drückung - ist allenthalben zu spüren. 
Auch die buddhistischen Tempel sind 
nicht nur sehenswert, sondern zeigen, 
dass auch Mitglieder der regierenden 
„Laotischen Revolutionären Volkspar¬ 
tei“ unter den 85 Prozent Gläubigen 
gehören. Eine Nähe auch zu den reli¬ 
giösen Gepflogenheiten des Volkes - 
in der Übergangsphase zum Sozialis¬ 
mus vermutlich unumgänglich und z.B. 
auch in Kuba gebräuchlich - muss also 
keineswegs künstlich hergestellt wer¬ 
den. Etwa 100 000 Mönche gibt es in 
Laos, die von der LRVP ideologisch 
genutzt werden. In den Religionsschu¬ 
len der Bettelmönche, die von Spenden 
der Bevölkerung leben, werden auch 
die politischen Richtlinien der laoti¬ 
schen Revolution gelehrt. 

★ 

Sounthone Xayachack, Leiterin der 
Abteilung für Außenbeziehungen der 


das Politbüromitglied Chansy Phosik- 
ham empfängt, ist eine mächtige Sta¬ 
tue von Kaysone Phomvihane errich¬ 
tet worden, der das enge Bündnis mit 
Vietnam bis zu seinem Tod fortführte. 
★ 

1975 bis 1985 war die schwierigste Zeit 
für Laos, erklärt Genossin Sountho¬ 
ne Xayachack. Einerseits hieß es die 
Kriegsschäden zu beseitigen, die die 
Entwicklung hemmten. Andererseits 
erwies sich das Sozialismusmodell der 
Sowjetunion als nicht geeignet, die Be¬ 
dürfnisse der laotischen Gesellschaft 
zu stillen. Seit 1979 hatte man eine wirt¬ 


zuführen (angepeilt sind umgerechnet 
3 190 US-Dollar pro Kopf und Jahr). 
Der achte nationale sozioökonomische 
Fünf-Jahres-Entwicklungsplan wird 
sein Augenmerk auf das Wirtschafts¬ 
wachstum legen, das über Industriali¬ 
sierung, Modernisierung und Nachhal¬ 
tigkeit erreicht werden soll. Die ländli¬ 
che Entwicklung wird dabei als wichtig 
angesehen. 

Für 2025 ist der Status eines Mittel¬ 
einkommenslandes die Marke für die 
Entwicklungsstrategie. Dazu soll die 
Mehrheit des Volkes in die Lage ver¬ 
setzt werden sich selbst zu versorgen, 
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Spiel nach den Regeln des Systems 

Abpfiff: 13 Jahre lang hielt sich die „Arbeiterregierung“ in Brasilien an die Regeln - und verlor trotzdem 



D ie Regierungszeit der „Arbeiter¬ 
partei“ (Partido dos Trabalha- 
dores - PT) in Brasilien währ¬ 
te 13 Jahre. Sie ist mit der endgültigen 
Amtsenthebung von Präsidentin Dil- 
ma Rousseff im Sommer dieses Jahres 
abrupt zu Ende gegangen. Eine erste 
vorsichtige Bilanz der Auswirkungen 
dieser Regierung auf die Bedürfnis¬ 
se und Interessen der Arbeiterklasse 
und der unterdrückten Volksschichten 
lohnt. Wie können wir dieses Projekt 
einschätzen, das untrennbar mit dem 
Namen Lula - Luiz Inäcio Lula da Sil¬ 
va, Präsident Brasiliens zwischen 2003 
und 2011 - verbunden ist? 

Partei der Arbeiterklasse? Oder 
bürgerliche „Arbeiterpartei“? 

Gegründet wurde die PT am 10. Febru¬ 
ar 1980 in Säo Paulo, mehrheitlich von 
Intellektuellen und Gewerkschaftsfüh¬ 
rern. Von Beginn an saß ein ganzes Sam¬ 
melsurium unterschiedlicher, mal mehr, 
mal weniger radikaler linker Splitter¬ 
gruppen mit im Boot. Gebaut wurde die 
PT damals auf mehrere Säulen: 1. Die 
Klassenbasis - in der Tat organisierten 
sich viele Arbeiterinnen, insbesonde¬ 
re gewerkschaftlich organisierte, in der 
PT. 2. Die politische Abgrenzung von 
der kommunistischen Bewegung. Und 
3. das klare Bekenntnis zur Bewahrung 
der kapitalistischen Verhältnisse. 

Bereits im Gründungsmanifest der 
PT von 1980 wurde unmissverständlich 
deutlich gemacht, welchen Weg die PT 
einschlagen wird: „Es ist notwendig, 
dass der Staat zu einem Ausdruck der 
Gesellschaft wird. Dies wird nur mög¬ 
lich sein, wenn die Bedingungen eines 
freien Eingriffs der Arbeiter in die Ent¬ 
scheidungen über die Ziele des Staates 
geschaffen werden. Daher strebt die PT 
an, an die Regierung und die Führung 
des Staates zu gelangen, um eine demo¬ 
kratische Politik aus der Sicht der Ar¬ 
beiter zu realisieren - in der Wirtschaft 
und im Sozialen.“ Die PT folgte also von 
Anfang an einer klassisch sozialdemo¬ 
kratischen Orientierung. 

Die Zeit ist reif: Regieren 
in wessen Interesse? 

22 Jahre später, im Jahr 2002, war es 
dann endlich soweit: „Lula“, der bereits 
zum vierten Mal kandidierte, wurde 
Präsident der brasilianischen Republik. 
Zu diesem Zeitpunkt befand sich das 
Land in einer schweren Wirtschaftskri¬ 
se: Die Auslandsschulden des brasiliani¬ 
schen Staates beliefen sich auf 230 Mil¬ 
liarden Dollar, die Inflation galoppierte 
und Investoren zogen große Mengen an 
Kapital aus dem Land ab. Um die Jahr¬ 
tausendwende schloss die Vorgängerre¬ 
gierung unter Fernando Cardoso meh¬ 
rere Verträge mit dem Internationalen 
Währungsfonds (IWF) über finanziel¬ 
le Unterstützung und verpflichtete sich 
dafür zu großen Strukturanpassungs¬ 
programmen. Der letzte dieser Verträ¬ 
ge über ca. 30 Milliarden Dollar wurde 
kurz vor der Wahl „Lulas“ zum Präsi¬ 
denten abgeschlossen - und der IWF 
pochte auf eine Verpflichtung aller Prä¬ 
sidentschaftskandidaten, dass sie im Fal¬ 
le ihres Wahlsiegs die geforderten An¬ 
passungen umsetzen würden. Der Zeit¬ 
punkt für „Lula“ war gekommen, sein 
Image als „scharfer Kritiker des IWF“ 
endgültig abzulegen und zu einem offe¬ 
nen Verfechter einer rigorosen Austeri- 
tätspolitik zu werden. 

In seiner „Carta ao Povo Brasilei- 
ro“ (Brief an das brasilianische Volk), 
verfasst inmitten des Wahlkampfs, fin¬ 
det er klare Worte: „Voraussetzung 
dieses Übergangs [zu einer „neuen Ge¬ 
sellschaft“ - die Verf.] wird natürlich 
die Respektierung der Verträge und 
Verpflichtungen des Landes sein“. We¬ 
der IWF noch US-Regierung zweifel¬ 
ten zu diesem Zeitpunkt ernsthaft an 
der Vertrauenswürdigkeit von „Lula“. 
In vorauseilendem Gehorsam richtet 
sich die neue brasilianische Regierung 
nach dem Wahlsieg in einer ihrer ersten 
Amtshandlungen mit einem „Letter of 
Intent“ an den IWF und machte deut¬ 
lich, dass sie bereit war, alle notwendi¬ 
gen Maßnahmen (u.a. Anhebung des 


Rentenalters, Flexibilisierung der Ar¬ 
beit u.a.) zu ergreifen, um die Schulden 
zu bezahlen. 

Doch nicht nur auf dem internatio¬ 
nalen Parkett, auch in Brasilien selbst 
zeigte sich „Lula“ unzweifelhaft als 
treuer Freund der Bourgeoisie. Bereits 
vor der Wahl betonte die PT in einem 
gemeinsamen Dokument mit hochran¬ 
gigen Vertretern der Finanzbranche die 
wichtige Rolle der brasilianischen Kapi¬ 
talmärkte, um Wirtschaftswachstum wie¬ 
derzuerlangen. Konkreter Ausdruck die¬ 
ses Klassenkompromisses war die Wahl 
Jose Alencars von der rechtskonservati¬ 
ven Liberalen Partei (Partido Liberal - 
PL), Besitzer eines der größten Textilun¬ 
ternehmen des Landes, zum Kandidaten 
für das Amt des Vizepräsidenten. 

Soziale Maßnahmen einer 
bürgerlichen Regierung 

Eine Analyse wichtiger Maßnahmen der 
Sozialpolitik der Regierungsperiode der 
PT (2003-2016) zeigt deutlich, in wel¬ 
cher Art und Weise die Partei versucht 
hat, sich einerseits die Unterstützung 
der unterdrückten Volksschichten (und 
insbesondere der Arbeiterklasse) zu si¬ 
chern, andererseits jedoch gleichzeitig 
die Bourgeoisie enorm zu begünstigen. 
Diese Maßnahmen können vor allem 
durch die sogenannten Programme zur 
„Umverteilung des Einkommens“ und 
die Bereitstellung von Krediten charak¬ 
terisiert werden. Zwar wurden insbeson¬ 
dere in den letzten Jahren Kürzungen an 
diesen Programmen vorgenommen, sie 
sind jedoch weiterhin in Kraft. 

Zentral für die Integration der ar¬ 
men Volksschichten ist die „Bolsa 
Famüia“ der „Familiengeldbeutel“, das 
populärste unter den Programmen der 
PT-Regierung. Es handelt sich dabei um 
eine finanzielle Leistung des Staates für 
Familien, deren Einkommen bei unge¬ 
fähr einem Fünftel des Mindestlohns 
liegt. Die Leistung wird dann gewährt, 
wenn die Familien bestimmte Maßnah¬ 
men zur Gesundheitsvorsorge und die 
Schulpflicht für Kinder einhalten. Die 
Leistungen, die so von der Regierung 
gezahlt wurden, hatten in der Tat gro¬ 
ße Auswirkungen auf die Kaufkraft der 
Ärmsten der Armen. Jedoch war die 
Höhe der gezahlten Leistung von Be¬ 
ginn an weit davon entfernt, wirklich 
ein Überleben zu sichern. In den letz¬ 
ten Jahren blieben die Programmwerte 
konstant in Bezug auf den Mindestlohn, 
d.h. immer etwa ein Fünftel seines Wer¬ 
tes. Vor dem Hintergrund, dass auch der 
nominale Mindestlohn selbst deutlich 
unter den realen Lebenshaltungskos¬ 
ten liegt, sind die Zahlungen aus dem 
Programm „Bolsa Famüia“ sehr niedrig. 


Die Zahl der Familien, die Zahlun¬ 
gen über die „Bolsa Famüia“ erhalten, 
liegt aktuell bei ca. 14 Millionen, d. h. die 
jährlich gezahlten Leistungen belaufen 
sich insgesamt auf knapp 7 Milliarden 
Euro (26 Milliarden Reais). Vergleichen 
wir diesen Wert mit der im Volksmund 
sogenannten „Bolsa Empresärio“ dem 
„Unternehmergeldbeutel“, einer Serie 
von Subventionen und Steuererleichte¬ 
rungen für Unternehmen in Industrie 
und industrieller Landwirtschaft, er¬ 
scheint er lächerlich klein: Den 7 Milli¬ 
arden Euro pro Jahr, die die PT-Regie¬ 
rung für die Geldbeutel der ärmsten Fa¬ 
milien zur Verfügung stellt, stehen ganze 
74 Milliarden Euro gegenüber, die jedes 
Jahr aus den Staatskassen in die Geld¬ 
beutel der Unternehmer fließen. 

Den Effekt der „Bolsa Famüia“ auf 
die brasilianische Ökonomie haben sich 
alle PT-Regierungen stolz auf die Fah¬ 
nen geschrieben: Die „Umverteilung“ 
eines kleinen Teils der staatlichen Res¬ 
sourcen wird dargestellt als Impulsge¬ 
ber für Wirtschaftswachstum. Denn, 
wie „Lula“ selbst sagte, würde durch 
die Ausgaben der Armen „der Handel 
wieder florieren, sich die Industrie ent¬ 
wickeln und neue Arbeitsplätze entste¬ 
hen“. Die Intention liegt auf der Hand: 
Eine vergleichsweise geringe Konzessi¬ 
on an die Arbeiterklasse und die armen 
Volksschichten, um die brasilianische 
Wirtschaft nach keynesianischen Vor¬ 
stellung wieder zum Laufen zu bringen. 
Im Mittelpunkt dieser Maßnahmen ste¬ 
hen die Interessen der kapitalistischen 
Wirtschaft, nicht die der Unterdrückten. 

Mit diesem limitierten Fokus auf die 
„künstliche“ Kaufkrafterhöhung der 
ärmsten Bevölkerungsteile zeigt sich 
der Charakter der Maßnahme als rei¬ 
ne Konjunkturpolitik: Es sind politische 
Maßnahmen, die darauf abzielen, ein 
kleines Stückchen vom großen Kuchen 
des national produzierten Reichtums in 
Zeiten des Aufschwungs an die Ärms¬ 
ten der Armen zu verteilen. Mitnichten 
zielen diese politischen Maßnahmen 
also durch grundsätzliche ökonomi¬ 
sche Veränderungen auf die Schaffung 
günstiger Bedingungen für die Emanzi¬ 
pation der Arbeiterklasse und der un¬ 
terdrücken Volksschichten vom kapi¬ 
talistischen Joch ab. Zwar gab es unter 
den PT-Regierungen auch Maßnahmen, 
die einen erweiterten Zugang zur po¬ 
litischen Mitbestimmung ermöglichen 
sollten, jedoch fielen diese, wie etwa die 
„Beratung“ der Regierung durch breite 
Teile der Bevölkerung, insgesamt unbe¬ 
deutend klein aus. 

Die Regierungsprogramme zur Be¬ 
reitstellung von Krediten für die Be¬ 
völkerung demonstrieren höchstens 


eine andere Facette derselben Politik. 
Während die „Bolsa Famüia“ auf die 
Ärmsten der Armen konzentriert war, 
begünstigten diese Programme die et¬ 
was besser gestellten Teile der Arbei¬ 
terklasse und der unterdrückten Volks¬ 
schichten. Als Beispiel sei hier das 
Programm „Minha Casa, Minha Vida“ 
(„Mein Haus, mein Leben“) genannt, 
welches Familien staatliche Unterstüt¬ 
zung zusicherte, wenn sie zum Zwecke 
des Hauskaufs einen Kredit auf nahmen. 
Abgesehen davon, dass sich so tausende 
Familien verschuldeten, hatte das Pro¬ 
gramm noch einen zweiten Effekt: Es 
begünstigte die Immobilienspekulation, 
da es Subventionen beim Bau von Häu¬ 
sern versprach. 

Kontinuität der 
Wirtschaftspolitik 

Die beschriebenen Maßnahmen der Re¬ 
gierung und die damit zusammenhän¬ 
genden Ausgaben des Staates waren 
möglich, solange sich die Preise für die 
brasilianischen Exportprodukte (insbe¬ 
sondere Rohstoffe und Energieträger) 
auf dem Weltmarkt auf einem hohen 
Niveau bewegten. Denn keine der auf¬ 
einander folgenden PT-Regierungen 
strebte Maßnahmen an, die die kapita¬ 
listische Produktionsweise grundsätz¬ 
lich verändern würde, noch wurden die 
Kapitalmärkte in Brasilien in irgendei¬ 
ner Weise konsequent eingeschränkt. 
Das Gegenteil war der Fall: Nachdem 
die Regierung „Lula“ 2006 die letzte 
Tranche des IWF-Kredits zurückgezahlt 
hatte, versprach sie großspurig, sich den¬ 
noch weiterhin an die massive Austeri- 
tätspolitik zur Aufrechterhaltung des 
Haushaltsüberschusses zu halten. In die¬ 
sem Sinn handelte auch die Regierung 
Rousseff, indem sie bis zuletzt versuchte, 
Reformen der Arbeitsgesetzgebung, des 
Rentensystems und des Steuersystems 
gegen die Interessen der Arbeiterklasse 
und der unterdrückten Volksschichten 
durchzusetzen. 

Die Kontinuität der Politik im In¬ 
teresse der Bourgeoisie durch PT-Re¬ 
gierungen und ihre Vorgänger wird nur 
durch den sozialen Anstrich verschlei¬ 
ert. Zwei zentrale ökonomische Pro¬ 
gramme finden sich in der Politik der PT, 
so lupenrein im Interesse der Bourgeoi¬ 
sie, wie es kaum eine Regierung hätte 
besser machen können: Die Program¬ 
me zur „Beschleunigung des Wachs¬ 
tums“ (PAC1 & PAC2). Diese Program¬ 
me beliefen sich auf ein Volumen von 
insgesamt knapp 560 Milliarden Euro 
und dienten in erster Linie zur Finan¬ 
zierung von infrastrukturellen Großpro- 
jekten im Interesse der Unternehmen. 
Ganz oben auf der Liste der geförder¬ 


ten Projekte sind die verbrecherischen 
Staudammprojekte im Amazonasgebiet, 
wie zum Beispiel der Staudamm „Belo 
Monte“, drittgrößter Staudamm der 
Welt. Durch diese Projekte sind nicht 
nur Tausende von Menschen zum Teil 
ohne Erstattung zwangsumgesiedelt, 
sondern zusätzlich noch riesige Land¬ 
striche eines ökologisch sensiblen Ge¬ 
biets vollkommen zerstört worden. Das 
PAC2 wird von Brasilianern auch „PAC 
da Copa“ (PAC der Weltmeisterschaft) 
genannt, da es den Baufirmen der ge¬ 
samten Infrastruktur der Weltmeister¬ 
schaft 2014 riesige Gewinne sicherte. 
Nebenbei wurden durch das PAC2 auch 
massive Steuererleichterungen für alle 
teilnehmenden Unternehmen durchge¬ 
setzt - allein die FIFA konnte mit einem 
steuerfreien Gewinn von knapp 3,3 Mil¬ 
liarden rechnen. 

Ende einer „Arbeiterregierung“ 

„Lula“ selbst hat die Essenz der Re¬ 
gierungspolitik der PT erst kürzlich 
auf den Punkt gebracht: „Sie [die Ban¬ 
ker - die Verf.] wissen, dass sie nie so 
viel Geld verdient haben, wie in der 
Zeit, als ich Präsident war.“ Doch wie 
es scheint, waren die immer weiter rei¬ 
chenden Versprechungen der PT der 
Bourgeoisie am Ende doch nicht ge¬ 
nug. Mit dem Einbruch der Rohstoff¬ 
preise und der dadurch verursachten 
Rezession geriet die PT-Regierung in 
eine politische Krise. Die Bourgeoisie 
forderte von ihr in Anbetracht der sich 
zuspitzenden wirtschaftlichen Schwie¬ 
rigkeiten eine schnellere und konse¬ 
quentere Durchsetzung von Maßnah¬ 
men in ihrem Interesse: Rentenreform, 
Steuerreform, Flexibilisierung der Ar¬ 
beit und ein „Antiterrorgesetz“ zur Be¬ 
kämpfung von Unruhen im Inneren. All 
diese Maßnahmen versuchte die PT-Re¬ 
gierung umzusetzen und riskierte damit 
den quasi vollständigen Bruch mit ihrer 
Basis in den Gewerkschaften und den 
sozialen Bewegungen. 

Das Fass war übergelaufen: Tausen¬ 
de Menschen gingen in Brasilien in den 
letzten Jahren auf die Straße, um gegen 
die Maßnahmen der Regierung zu de¬ 
monstrieren. Sie übten so Druck auf alle 
Ebenen der PT aus und verlangsamten 
die Umsetzung der volksfeindlichen 
Maßnahmen. Auch große Teile der bra¬ 
silianischen Mittel- und Oberschicht 
gingen auf die Straße - jedoch mit der 
Intention, ihre Privilegien um alles in 
der Welt zu halten. Denn auch nach 13 
Jahren „Arbeiterregierung“, die es nur 
dem Schein nach war, bleibt Brasilien 
eins der Länder mit der größten Un¬ 
gleichheit bei der Vermögensverteilung. 

Maria Galväo und Antonio Veiga 
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Am 27 . November starb unser Freund und Genosse 

Hermann Siemering 

Von früher Jugend an kämpfte Fiermann als Gewerkschafter 
und Kommunist für Gerechtigkeit, Frieden und Sozialismus. 

Einige Stationen seines politischen Lebens waren: Betrieb 
und Gewerkschaft; Bezirksvorstand DKP; Erarbeitung von 
Wohn- und Betriebszeitungen wie den „Roten Käfer" VW Em¬ 
den; Mitarbeit in der Streikleitung des bremer Hafenarbeiter¬ 
streiks 1951 , in dessen Folge alle ihren Arbeitsplatz verloren 
und auf die „Schwarze Liste" der Unternehmer gesetzt wur¬ 
den: auch Hermann wurde von keinem Betrieb mehr einge¬ 
stellt; in seinem Wohngebiet Findorff war er maßgebend dar¬ 
an beteiligt, dass am ehemaligen KZ Mißler, heute Altenheim, 
eine Gedenktafel angebracht, ein Jugendheim gebaut und 
der Abriss des Schlachthofs verhindert und daraus ein großes 
Kulturzentrum wurde; als Specher des ZentralElternBeirats 
Bremen hat er für die Verbesserung der Schulen gewirkt. 

Seit 1990 hat Hermann viele Sendungen und politische Kom¬ 
mentare wie monatlich „HermannsHeydPark" im „Offenen 
Kanal" Radio Bremen, heute „Weser TV", gesendet. 

Wir sprechen Inge, Anke und der ganzen Familie 
unser Mitgefühl aus: 

Joachim Barloschky, Eva Böller, Ernst Busche, Lore 
Buchholz, Ursel und Heinz Brüning, Detlef Dalke, 
Hartmut Drewes, Annegret und Willi Gerns, Hanne 
Harms, Angelika Hofner, Jürgen Karbe, Christian Koberg, 
Margot Konetzka, Jutta Konetzka, Norbert Konetzka, 
ingeborg Kramer, Monika und Peter Krug, Ekkehard 
Lentz, Irmgard Lüdke, Renate Meyer-Buer, Irmtraut 
und Harald Pundsack, Jens Volker Richmann, Gerd Rolf 
Rosenberger, Otto Sauerwein, Reinhard Spöring, Heinz 
Stehr, Hannes Stütz, Ingrid und Theo Straube, Barbara 
und Martin Schmidt/Heller, Anita Teichert, Günther 
Toppat, Ulrich Vanek, Ilse Witthuhn, Jürgen Wersebe. 


r 


Toskana, nah am Meer 

www.teifctti-Httiri. 4 E 19034 . &K 7 S 


V. 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 


gesucht. ä 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_ J 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 
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Jetzt noch buchen für die nächste Ausgabe 

NEUJAHRSANZEIGE 

Kracher-Angebot: 

50 mm hoch > Nur 40,- Euro 
Anzeigenschluss ist der 18.12. 2016! 



KOMM HERAN/ $ETz Dl(H 21 / (/NS, 
SPRICH Cl/Nl> m) MIT (/NS- 



Das neue Jahr verspricht keine süßen Aussichten, um so 
wichtiger ist es gemeinsam rückzublicken aber genauso 
gemeinsam nach vorne zu schauen. 

Wir feiern das Jahresende mit musikalischer Begleitung 
von 


18 . 12.2016 

Münster 

F241 FRAUENSTR. 24 www.dkp-muenster.de 


UZ-Mitarbeiter sucht (sehr) 
billiges Winterauto. 
Nachricht bitte an: 
Ulli.Danz@unsere-zeit.de oder 
Tel.: 0176 39206606 



DKP & UZ Laden int Kalutieil der Rosa Luxeiuburg Konfgrenz ein 



* SaJafe, Schrip¬ 
pen £ Schmalz¬ 
stullen * Kaffee 
£ Kuchen * 
BieTjWein, Sekt 
£ Selters + 
Wiedersehen £ 
Klönen 

Sa* 14.01,2017 * 

Steph^nsILraEc 41 * 


11.ao-2j.jj0 Uhr 
SDAJ-Workshops 
u.a. „ Sch ü [erin¬ 
nert fegen den 
KnV * 4,00 CJltr 
„Den Rechtsruck 
Jtigend- 
jHKfium der SDAj 


10,00 - 22,00 Uhr * Mercme Hotel MOA 

U-Bahnstation Birkcnslraßc (Us) * 3narlin Moabit 



Uhr: Widerstand wähle nl 

W.rniir. t'ic KcTnjr.11 intLjuwn unrl Xpiisiüh; nisten fcwL dkr IwrnfcKta£SY* 4 h+n Kl? SU I frm 
WiihlM-Utl Stehen mtwr pjsfcuHwnsrundt mit PKP-Wthiklmjri an ru» n nun! itUBpfwn 

20.00 Uhr (Einlass 19.00 Uhr): LLL-Treifen der DKP 

Mit JU'debc-hTigcii van Patrii Kabele iVorntz i-ndcr de z UKP|. Sotert Giiltiths (Communiii 
Party cf aiitaizi), weattren internetsonaJer. G4tten, und der 5DA) towie 
AftMktwLUHierii mJiAehLu Bigiu 


AKT ueueihfos: 

news.d«M e 


sd.ii-ueU.de 


UZ 


unsere selUJe 
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lesen . unterstützen 
verbreiten . nutzen 



DKP Ruhr-Westfalen zum LLL-wochenende 2017 
Am 14. und 15. Januar 2017 in Berlin 

Auch 2017 fahren wir wieder nach Berlin, um an den Veran¬ 
staltungen und der Demonstration zum Gedenken an Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht teilzunehmen. 

Dazu organisieren wir wieder eine gemeinsame Busfahrt aus 
dem Ruhrgebiet und aus dem Münsterland. 

Der Bus aus dem Ruhrgebiet wird wieder von Duisburg (6.30 
Uhr) über Essen (7.00 Uhr) und Dortmund (7.30 Uhr) fahren. 
Busfahrt und Übernachtung im Doppelzimmer kosten 70,- 
Euro, Einzelzimmer +20,- Euro 

Anmeldungen über Peter Köster: pumkoester@t-online.de 
Tel.: 0160 / 95 54 03 73; für den Bus aus dem Münsterland 
Anmeldungen und Informationen über Ansgar Schmidt: 
ansgar69@gmx.de / Tel.: 0163 / 89 96 758 

Wir bitten um verbindliche Anmeldungen bis zum 
19. Dezember 2016 
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Alle Bestellungen, die bis zum 20.12. eingehen, 
kommen noch vor weinachten bei Euch an! 


18 


00 


€ 


UZ 


DVD 

„Das 19. Pressefest der uz 
- ein Streifzug" 

DVD 16:9,42 Min. 


Aktionstasche 
„Unsere zeit" 

Geeignet auch für den Laptop 
Mit Schultergurt, Innentaschen 


T-Shirt 

„Nie wieder Faschismus" 
Größen M - XXL 
(Girlie-Shirt: Größen auf Anfrage) 
T-Shirt Farbe Schwarz 



NEUE GROSSEN 
NEUE FARBEN! 


24,90 € 


Kapuzenpullover 
„Gespenst des Kommunismus" 
Größen xs - 4XL 
Pullover Farben: Schwarz, 
Anthrazit oder Bordeaux-Rot 


www.uzshop.de E-Mail: info@unsere-zeit.de Tel: 0201 - 17788923 Fax: -28 
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Leserbriefe / Termine / Aktionen 
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Gegen die Mandatsverlängerungen 
der Bundeswehr 


ln Stuttgart wurde gegen die Rüstungskonzerne demonstriert 



Abel immer schon da 

„Zwei Pflichten“, UZ v. 2. und 9.12. 

Herr Abel ist ja offensichtlich zum neu¬ 
en Starschreiber in Sachen Spanischer 
Bürgerkrieg avanciert. Es ist egal, wel¬ 
che linke Publikation man in diesen Ta¬ 
gen aufschlägt - Herr Abel ist schon da. 
Auch in der UZ. Ich frage mich, was hat 
der 1943 geborene Abel eigentlich zu 
DDR-Zeiten zu dem Thema verfasst 
und veröffentlicht? Ich habe in meiner 
sehr umfangreichen Bibliothek zu die¬ 
sem Thema nichts von ihm gefunden. 

Nun hat er uns ja in der letzten UZ 
auch etwas über Max Schäfer mitge¬ 
teilt, dabei aber vergessen mitzuteilen, 
dass Max Schäfer mit einem Nachruf 
auf seinen Bruder Karl Schäfer, der im 
Juli 1937, beim Sturm auf die Höhen von 
Romanillos gefallen ist, in dem Buch 
„Tschapaiew - Das Bataillon der 21 
Nationen, Madrid 1938“ vertreten ist. 

Auch in dem neuen Jahrbuch der 
Anna-Seghers-Gesellschaft, dem „Ar¬ 
gonautenschiff“, ist Abel präsent. Es ist 
ein „Unbekannter Brief Alfred Kan- 
torowicz’ an Heinrich (Heiner) Rau 
vom 31.1.1938“ den er im „Russischen 
Staatsarchiv für sozio-politische Ge¬ 
schichte/Kominternarchiv“ gefunden 
hat, und der ihn zu wilden Spekulatio¬ 
nen über die böse KPD angeregt hat, 
die den armen, verdächtigen, nicht li¬ 
nientreuen Alfred Kantorowicz mit al¬ 
len Mitteln daran hindern wollte, sein 
Projekt, eine Geschichte des Bataillons 
Tschapaiew, zu verfassen. Ich empfeh¬ 
le Abel dringend, die „Nachschrift“ (S. 
378 ff.) zu demTschapaiew-Buch zu le¬ 
sen. Der UZ empfehle ich, zu prüfen, 


SA ★17. DEZ 


Solingen: „Lieder gegen den rechten Auf¬ 
marsch“, Konzert mit Kai Degenhardt. Veran¬ 
staltung der Partei „Die Linke“ Solingen und 
DKP Solingen. Gleis 3, Alexander-Coppel- 
Straße 34, 19.30 Uhr. Eintritt 12.00 Euro an 
der Abendkasse. 


Dl ★ 20. DEZ 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 21, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 22. DEZ 


Nürnberg: Auswertung der 6. Sitzung des 
Parteivorstands. Gruppenabend der DKP. Ro¬ 
tes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 29. DEZ 


Nürnberg: Roter Spieleabend der DKP mit re- 


ob diese Nachschrift nicht veröffent¬ 
licht werden sollte, damit solchen Spe¬ 
kulationen der Boden entzogen wird. 

Noch eine Nachbemerkung: Abel 
verschweigt beharrlich, dass 1956 im 
Verlag des Ministeriums für Nationa¬ 
le Verteidigung der DDR eine Neuauf¬ 
lage des Tschapaiew-Buches von 1938 
erschienen ist. 

Dirk Krüger, Wuppertal 

Überdeterminiert 

„Imperialistische Widersprüche in der 
EU“, UZ v. 9.12. 

Leider hat eine vermeintliche Korrek¬ 
tur der Redaktion eine Aussage am 
Anfang meines Beitrags falsch wieder¬ 
gegeben, indem das Wort „überdeter¬ 
miniert“ ersetzt wurde durch „determi¬ 
niert“. (Möglicherweise war der Begriff 
der „Überdeterminierung“ nicht be¬ 
kannt.) Richtig muss es heißen: Durch 
den Kalten Krieg wurden „die zwi¬ 
schenimperialistischen Widersprüche 
in Europa überdeterminiert.“ 

Damit sollte ausgedrückt werden, 
dass die zwischenimperialistischen Wi¬ 
dersprüche in Europa selbstverständ¬ 
lich weiter wirkten, ihre Austragung 
aber durch den Kalten Krieg überla¬ 
gert und geprägt war. Die Bourgeoisi¬ 
en ordneten sie ihrem Systeminteresse 
unter. Dagegen legt die von der Redak¬ 
tion gewählte Ersatzformulierung das 
Missverständnis nahe, die Systemkon¬ 
kurrenz sei an die Stelle der innereu¬ 
ropäischen Widersprüche getreten. So 
etwas Nebulöses will ich nicht in den 
Mund gelegt bekommen. 

Beate Landefeld, Essen 


volutionären Spielen. Rotes Zentrum, Reichs¬ 
traße 8,17.00 Uhr. 


SA ★ 31. DEZ 


Nürnberg: Silvesterparty für Kuba, Villa Leon, 
Philipp-Körber-Weg, ab 19.30 Uhr 


Dl ★IO. JAN 


Recklinghausen: „Personalbemessung im 
Gesundheitswesen“, Gruppenabend der DKP. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Woche 
vor dem Erscheinungstermin der entsprechen¬ 
den Ausgabe der UZ mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 


In Stuttgart gingen am 10. Dezember 
mehrere hundert Menschen auf die 
Straße, um gegen die Mandatsverlän¬ 
gerungen der Auslandseinsätze der 
Bundeswehr zu demonstrieren. Die 
Demo wurde von über 30 Aktions¬ 
bündnissen und Parteien organisiert 
und musikalisch von Perkussion und 
rebellischen Rap-Texten sowie einem 
Straßentheater begleitet. Transparente 
und Rufchöre, wie „Bundeswehrmacht 
endgültig eliminieren“ und „Merkel fi¬ 
nanziert - Erdogan bombardiert“ un¬ 
terstrichen das Anliegen der Kundge¬ 
bung. 

Verschiedene Reden beschrieben 
die Kriegspolitik der Bundesregierung: 
Von insgesamt 16 Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr wurden die drei Man¬ 
date in Afghanistan, Sudan und Süd- 
Sudan verlängert. Weitere werden wohl 
folgen, womit sich die Anzahl von zehn¬ 
tausenden toten Afghanen und Pakis¬ 
tani und über eine Million Opfer un¬ 
ter der irakischen Bevölkerung weiter 


Am 11. Dezember fand die traditionelle 
Jahresabschlussveranstaltung des DKP- 
Bezirks Bremen mit vielen Freundin¬ 
nen und Freunden, Genossinnen und 
Genossen im Nachbarschaftshaus He¬ 
lene Kaisen in Bremen-Gröpelingen 
statt. 

Die Moderatorin Claudia Paliwoda 
führte durch die Veranstaltung mit dem 
Bremer Kommunisten Willi Gerns, der 
in seinem Beitrag wichtige Fragen un¬ 
serer Zeit ansprach, darunter die Frage 


erhöhen dürfte. Laut offizieller Aussa¬ 
ge gibt es keine Angaben zu den Op¬ 
fern unter der Zivilbevölkerung, was 
den Zynismus des humanitären Tötens 
noch krönt. 

Von der US-Militärbasis Ramstein 
und dem Africom in Stuttgart aus wer¬ 
den die Drohnenangriffe im Jemen und 
Somalia gesteuert, wie der Demo-Slo¬ 
gan „Krieg beginnt hier“ verdeutlicht. 
Nach wie vor bleibt in Stuttgart die For¬ 
derung, Eucom und Africom zu schlie¬ 
ßen und zu Sozialwohnungen umzuge¬ 
stalten. 

Thematisiert wurde auch die zuneh¬ 
mende Produktion in deutschen Rüs¬ 
tungsfirmen wie Airbus, Rheinmetall, 
Heckler & Koch und Daimler Benz 
und damit die Profit- und Mordmaschi¬ 
ne Waffenexport unter Beteiligung des 
Bundeswirtschaftsministeriums. 

Die Mandatsverlängerung in der 
zunehmend faschistischen und nach 
wie vor von der Bundesregierung ge¬ 
hätschelten Türkei gefährdet das kur- 


Krieg und Frieden; mit Silvia und Jo- 
scha Gingold, die aus dem Buch ihres 
Vaters, des Widerstandskämpfers Peter 
Gingold „Paris - Boulevard St. Martin 
No. 11“ lasen. Aufgelockert wurde die 
Lesung mit Joscha Gingold (Gitarre) 
mit seinem Klarinettisten, die jüdische 
Lieder spielten. 

In der Pause hatten die 76 Besu¬ 
cher Gelegenheit zu Klönschnack und 
zum Erwerb von kleinen Weihnachtsge¬ 
schenken beim Stand des Bremer Soli- 


dische Autonomiegebiet Rojava im 
Norden Syriens. Dieses ist nicht nur 
ein Schutzraum für Verfolgte, sondern 
ein alternatives Modell zum Kapitalis¬ 
mus. Die Vernichtung der Kurden in der 
Türkei und Syrien wird mit deutscher 
Unterstützung vorangetrieben, Unter¬ 
stützung erfährt hingegen der IS unter 
der Vorgabe, gerade diesen bekämpfen 
zu wollen. 

Desweiteren sandte ein Vertreter 
der Organisation „Refugees for Re- 
fugees“ ein Grußwort an die Kundge¬ 
bung und erwähnte die gegenwärtige 
geostrategische Kriegspolitik als Fort¬ 
setzung der Kolonialtradition. 

Letztlich muss der Auffassung ent¬ 
gegengetreten werden, es ginge um 
„Entwicklungszusammenarbeit“, den 
Kampf gegen den Terrorismus und hu¬ 
manitäre Hilfe. Das eigentliche Prob¬ 
lem ist der legitimierte Staatsterroris¬ 
mus, der in der NATO sein Handlungs¬ 
zentrum hat. Krieg beginnt hier. 

Andreas Grimm 


daritätsbasars und beim Bremer CD- 
Versand Jump Up. 

Die Veranstaltung war in einer At¬ 
mosphäre der Solidarität und des Mit- 
fühlens mit den Erlebnissen von Et- 
tie und Peter Gingold eingehüllt. Man 
spürte, mit welcher Rührung und wie 
viel Beifall diese Geschichte aufgenom¬ 
men wurde, weil sie auch zeigt, wo man 
im Alltagsleben Gelegenheit findet, ein¬ 
zugreifen und Verbündete zu finden. 

DKP Bremen 


Termine@unsere-zeit.de 


Jahresabschlussfeier des DKP-Bezirks Bremen 


Schon mal vormerken: Branchentreffen Gesundheitswesen 
Das nächste Branchentreffen Gesundheitswesen des Ar¬ 
beitskreises „Betrieb und Gewerkschaft“ beim Parteivor¬ 
stand der DKP findet statt am 

Samstag, 25. Februar 2017 ab 11.15 Uhr. 

Ort: Hoffnungstraße 18,45127 Essen 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- EJ Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 

Name, Vorname 


Straße, Nr. 


IBAN 


PLZ, Ort 


BIC 


Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift 

Coupon einsenden: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de . Tel: 0201 -17788923 


Impressum 

unsere zeit (UZ) - Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP ossn 0943 - 421 6) 


Herausgeber: 

Parteivorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 

Redaktion: 

Lucas Zeise (lucas.zeise@unsere-zeit.de) 
(Chefredakteur, v.i.S.d.P.) 

Nina Hager (nina.hager@unsere-zeit.de) 
Manfred Idler (manfred.idler@unsere-zeit.de) 
Paul Kranefeld (paul.kranefeld@unsere-zeit.de) 
Olaf Matthes (olaf.matthes@unsere-zeit.de) 
Lars Mörking (lars.moerking@unsere-zeit.de) 
Werner Sarbok (werner.sarbok@unsere-zeit.de) 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Für Beiträge, die mit vollem Namen gekennzeichnet 
sind, übernehmen allein die Autor/inn/en die Verant¬ 
wortung. Für unverlangt eingesandte Manuskripte 
kann keine Haftung übernommen werden. 


Verlag: CommPress Verlag GmbH 
Geschäftsführer: August Ballin, 
Klaus Leger (verlag@unsere-zeit.de) 
Druck: Union Druckerei Berlin GmbH 

Aboservice: 

Walter Herbster / Daniel Grüger 

Telefon: 0201/177889-26 
E-Mail: buero@unsere-zeit.de 

Anzeigenservice: 

Ben Richter 

Telefon: 0201/177889-23, Fax:-28 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Anzeigenschluss: 

Jeweils Montag, 12.00 Uhr 
(für die kommende Ausgabe) 

Anschrift Redaktion und Verlag: 

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 

Bankverbindung: 

Postbank Köln, BIC: PBNKDEFF 
IBAN: DE34 3701 0050 0417 0995 07 


Spendenkonto DKP-Parteivorstand 

GLS-Bank I BIC: GENODEM1GLS 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 



































16 Freitag, 16. Dezember 2016 


Die letzte Seite 


unsere zeit m 




Backwahn in der Hoffnungstra 

Same procedure as every year... - von wegen! 


Auch in diesem Jahr fand sich in der 
Küche des Parteivorstandes der DKP 
ein aufrechtes Häuflein Backbewegter 
zusammen, um einerseits den UZ-Le- 
serinnen und Lesern einige Backtipps 
für die Feiertage präsentieren zu kön¬ 
nen, ebenso sollte aber auch ein Beitrag 
für das LLL-Wochenende in Berlin ge¬ 
leistet werden. Und so wird es im Cafe 
K leckere Backwerke von den Händen 
der roten Backmeisterinnen und Meis¬ 
ter zu kosten geben - und der Erlös soll 
in den Wahlkampffonds der DKP flie¬ 
ßen, da waren sich alle einig. 

Große Begeisterung gab es schon 
im Vorfeld der Aktion: Das Team pro¬ 
bierte Wallis Haferflockenkekse. Lei¬ 
der sind diese Kekse nicht lang genug 
haltbar, so dass sie nicht am LLL-Wo¬ 
cheneide angeboten werden können. 
Außerdem sind sie dermaßen lecker, 
dass sie ohnehin vorher aufgefuttert 
werden. Daher unbedingt selber nach¬ 
bauen, das Rezept findet sich unten auf 
dieser Seite. 

Für große Freude bei der Backak¬ 
tion sorgten auch die neuen Gespens¬ 
ter-Ausstech-Formen. Von zarter Män¬ 
nerhand ausgestochen und nach dem 
Backen verziert, warten nun die Ge¬ 
spenster des Kommunismus innerhalb 
geeigneter Blechbüchsen auf ihren Ein¬ 
satz im Cafe K. 

Und noch ein Tipp: Elsbeths Früch¬ 
tebrot. Mit Butter genossen, ist es ein 
echter Knaller. Nicht nur zur Weih¬ 


nachtszeit. 


Omas 


Schon ein eingespieltes Team bei der Spritzgebäckproduktion: Elsbeth, Wera und 
Ute (von links nach rechts) 

Elsbeths 

Feines Früchtebro 

Für drei Brote aus Kastenformen von 28 cm Länge 


Nur der Erfolg zählt 

Sportarten ohne Medaillenperspektiven 
werden an den Rand gedrängt 


E s gab keine Überraschung in Mag¬ 
deburg. Können Sie sich noch 
dunkel erinnern? Die DDR hatte 
angeblich nur um Olympia-Medaillen 
gekämpft, um ihr internationales An¬ 
sehen zu erhöhen. Ich zitiere aus der 
„Frankfurter Allgemeinen“ (3.12.16), 
die als Fazit der DOSB-Sitzung in 
Magdeburg am vorletzten Wochen¬ 
ende konstatierte: „Das Konzept soll 
vorrangig die Medaillenausbeute bei 
Olympischen Spielen stärken und den 
deutschen Leistungssport dauerhaft in 
der Weltspitze verankern.“ 

Wer darf noch Sport treiben um 
des Sportes Willen und, um der Ge¬ 
sundheit von Millionen Menschen zu 
dienen? Der Leser mag erlauben, dass 
er an die alle zwei Jahre stattgefunde¬ 
nen DDR-Spartakiaden mit Millionen 
Teilnehmern erinnert wird! 

Weiter in der FAZ über die Zukunft 
des Bundessports: „Kern der neuen 
Struktur ist eine Förderkonzentration 
auf Athleten und Verbände, die eine 
Medaillenperspektive für die jeweils 
folgenden acht Jahre bieten. Mit der 
Zustimmung erfüllte der DOSB die 
Bedingung von Innenminister Thomas 
de Maiziere für eine Mittelsteigerung. 
Er sicherte dem organisierten Sport in 
einer Video-Botschaft zu, sich für eine 
substantielle und dauerhafte 4 Erhö¬ 
hung des Etats einzusetzen.“ 

Mehr Geld für den Breitensport? 
Davon war in Magdeburg nicht die 
Rede! Dafür erfuhr man: „Der Etat 
für den Spitzensport liegt zurzeit bei 
rund 160 Millionen Euro. Eine konkre¬ 
te Zusage zur Höhe der zusätzlichen 
Gelder wollte Staatssekretär Hans-Ge¬ 
org Engelke, der de Maiziere vertrat, 
nicht machen.“ 

Der Spitzensport wird „reformiert“, 
nämlich: Mehr Geld für erfolgreiche 
Verbände. Die Mitgliederversammlung 
des Deutschen Olympischen Sportbun¬ 
des hat der umstrittenen Spitzensport¬ 
reform in Deutschland zugestimmt. Es 
gab nur eine Gegenstimme. 

Ein neues System wird eingeführt: 
Durch dieses System soll künftig „deut¬ 
licher auf Erfolg ausgerichtet werden. 
Durch das sogenannte Potenzialanaly¬ 
sesystem (PotAs) werden Sportler und 
Disziplinen zukünftig in drei Cluster ein¬ 
geteilt und nach ihren Erfolgsaussichten 
in den nächsten vier bis acht Jahren be¬ 
wertet. Das Konzept sieht im Grund¬ 
satz vor, dass aussichtsreiche Verbände 


und Disziplinen mehr, eher perspek¬ 
tivlose weniger Geld erhalten. Kritiker 
befürchten, dass Sportarten mit weni¬ 
ger Aussichten auf Medaillen weiter an 
den Rand gedrängt werden und weni¬ 
ger Chancen auf finanzielle Förderung 
haben.“ 

Die Sitzung in Magdeburg war ge¬ 
prägt vom Risiko dieser „Reform 44 . 
DOSB-Präsident Alfons Hörmann 
hatte nach zahlreichen Unstimmigkei¬ 
ten in den vergangenen Wochen jedes 
persönliche Wort des Bedauerns oder 
eine Bitte um Entschuldigung in seiner 
Rede vermieden. Im Gegenteil forder¬ 
te Hörmann die Delegierten auf, „eine 
Fehlerkultur zuzulassen“. „Ich sage Ih¬ 
nen zu, dass wir uns des Themas anneh¬ 
men und uns allen gemeinsam selbst¬ 
kritisch die Frage stellen: Wie schaffen 
wir es, Fehler zuzulassen und zu akzep¬ 
tieren?“, sagte Hörmann. 

Am Samstag forderte der Vizeprä¬ 
sident für Leistungssport des DOSB, 
der Judo-Olympiasieger Oie Bischof, 
„zwanzig Millionen mehr, es könne 
auch gerne mehr sein“. Mit Blick auf 
eine Pro-Kopf-Belastung der achtzig 
Millionen Bürger sprach Bischof von 
einem Cappuccino-Aufwand, dem nun 
ein Keks hinzugefügt werden müsse. 

Vor der Zustimmung hatte es in 
den vergangenen Monaten aus den 
Verbänden mitunter intensive Kritik 
an den Details des Konzepts gegeben. 
Sie stimmten nun zu unter dem Vorbe¬ 
halt, dass die Inhalte nicht zementiert 
sind, sondern noch verändert werden 
können. Das betrifft zum Beispiel die 
rund 60 Kriterien für die Einschätzung 
der Förderwürdigkeit von Sportarten 
und Disziplinen. 

Selten hat eine so verschleierte Zu¬ 
kunft die Perspektive des deutschen 
Sports bestimmt wie diese Entschei¬ 
dung in Magdeburg. Das Fazit ist leicht 
zu ziehen: Man will mehr Medaillen 
und glaubt, sie mit geringeren Mitteln 
zu erzwingen. Als die DDR sich ent¬ 
schied, das für den Sport vorhandene 
Geld zu teilen und einigen Sportar¬ 
ten kostspielige Reisen ins Ausland zu 
streichen, war das Geschrei groß, (sie¬ 
he oben) Nun ist man an dem gleichen 
Punkt angelangt, zieht den gleichen 
Schluss - wenn auch mit anderen Na¬ 
men (Potas) - und möchte noch gefei¬ 
ert werden. Wenn die ersten Überwei¬ 
sungen ausbleiben, wird man mit eini¬ 
gem Ärger rechnen müssen. Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Heute Show - Der Jahresrückblick 

Die „Heute Show“, handwerklich 
meist solide aber inhaltlich ein Rus¬ 
sisch Roulette, blickt zurück auf das 
Jahr 2016. Zu erwarten sind viele 
halbgare Witzchen über Putin, Mer¬ 
kel und die AFD. 

Auftreten werden neben Oliver Wel¬ 
ke u.a. die so schön prollige Carolin 
Kebekus und Gernot Hassknecht, der 
sein Pulver als deutscher Abklatsch 
von Lewis Black schon vor langer 
Zeit verschossen hat. Das trifft leider 
auch auf andere in der „Heute Show“ 
zu, so dass der bessere Jahresrück¬ 
blick wohl von Werner Doye und An¬ 
dreas Wiemers zu erwarten ist (s.u.). 
So, i 8.12., 00.30 Uhr, ZDF 

Der satirische Jahresrückblick 2016 

Jede Woche wird für den humorvollen 
Abschluss des sonst gar nicht lustigen 
„Politmagazins Frontal 21“ ein kurzer 
Clip mit Knetfiguren erstellt, um aktu¬ 
elle Ereignisse zu kommentieren. Der 
Satirische Jahresrückblick dehnt die¬ 
ses Prinzip auf eine halbe Stunde aus. 
Das Gute daran ist, dass die Macher 
Werner Doye und Andreas Wiemers 
durchaus wissen, worauf es ankommt. 
Muss nicht durchgängig lustig sein, es 
ist aber wenigstens ein guter politi¬ 
scher Jahresüberblick zu erwarten. 
So,i8.12., 01.15, ZDF 


Die Wolken von Sils Maria 

In dem Schweizer Bergdorf Sils Ma¬ 
ria bereitet sich die Schauspielerin 
Maria Enders auf ihre nächste Rolle 
vor. Sie soll in der Neuinszenierung 
ihres ersten Bühnenerfolgs mitwir- 
ken. Diesmal jedoch in der Rolle des 
Opfers statt des Täters. Dieser Rollen¬ 
tausch stürzt sie in eine tiefgründige 
Lebenskrise und sie ist gefangen zwi¬ 
schen Gegenwart, Vergangenheit, Re¬ 
alität und Fiktion. 

Mi, 21.12., 20.15 Uhr, arte 

N24 - eine Empfehlung 

„Obsolet“ heißt „unzeitgemäß“ 
oder „veraltet“. Der Gebrauch des 
Wortes charakterisiert treffend den 
„Nachrichtensender“ N24 und hat 
überdies den Vorteil, dass man als 
gebildet durchgeht. N24 ist der Wehr¬ 
machtsberichtssender unserer Tage, 
man erfährt hier alles über Hitlers 
Wunderwaffen, Hitlers Privatleben 
und wie der II. Weltkrieg hätte ge¬ 
wonnen werden können, wenn nicht 
... Das braucht eigentlich nur der 
picklige Jungnazi, der sich das pas¬ 
sende Geschichtsbild zimmert. Des¬ 
halb sollte man N24 ganz aus der Sen¬ 
derliste löschen. Für ratlose Männer: 
Frauen können das. 


Spritzgebäck 

500 g Mehl 

250 g Butter o. Margarine 
250 g Zucker 
2 Eier 

2 Vanillezucker 
1 TL Backpulver 
1 TL Zimt (wenn man mag) 

Je nach Geschmack kann man auch 
noch 

Zitronenabrieb 
Rum o. Cognac 
gemahlene Haselnüsse oder Man¬ 
deln 

Schokostreusel 
Zuckermäuschen 
Hagelzucker 
Kakao 
etc. 

hinzufügen bzw. drüberstreuen. 
Alles gut miteinander verkneten und 
im Kühlschrank kalt stellen (am bes¬ 
ten über Nacht, mindestens aber 1 
bis 2 Stunden) 

Danach mit dem Fleischwolf Spritz¬ 
gebäck hersteilen. 

Bei ca.i70°Cca.i5 bis 20 Minuten ba¬ 
cken (bis die gewünschte Farbe er¬ 
reicht ist). 

Abkühlen lassen und in einer gut 
verschlossenen Blechdose aufbe¬ 
wahren (oder sofort essen). 

Der Teig kann auch ausgerollt und 
ausgestochen werden. Dann aber 
bitte liebevoll vera 


i oder Man- 

★ 


Devoll verzieren. 

allis Hafe 


kosen ohne 

* 


250 g entsteinte Backpflaumen 
250 g getrocknete Birnen 
250 g getrocknete Feigen 
250 g getrocknete Aprikosen ohne 
Stein 

150 g getrocknete Äpfel 
400 ml Weißwein 
150 ml Obstler 
50 g gewürfeltes Orangeat^ 

50 g gewürfeltes Zitronat 
100 g Korinthen 
100 g Rosinen 

200 g grob gehackte Walnusskerne 

50 g Honig 

300 ml Milch 

100 g Hefe (2 Würfel) 

750 g Weizenvollkornmehl Type 1050 
250 ml ungesüßter Pflaumensaft (Re¬ 
formhaus) 

3 Eier 

75 g Butter 
1 TL Salz 

TL gemahlener Kardamom 
TL gemahlener Anis 
1 Prise geriebene Muskatnuss 
1 Msp. gemahlene Nelken 
1 EL Weizenvollkornmehl Type 1050 
zum Bestreuen 
Fett für die Formen 
3-4 EL Milch 

Früchte nicht zu klein würfeln. Wein 
und Obstler aufkochen, die Früchte 


-★ 


Wa 11 ism afe rfl oc ke n ke kse 


Für ca.30 Kekse 

130 g flüssige Butter 
250 g kernige Haferflocken (z. B. Kölln¬ 
flocken) 

250 g entsteinte Datteln kleinschnei¬ 
den (z. B. Softdatteln v. Aldi) 

2 Eier 

100 g Zucker 

1 - 2 Päckchen Vanillezucker 
180 - 200 g Kuvertüre (halbbitter) 
Flüssige Butter abkühlen lassen und 
dann alle Zutaten miteinander ver¬ 
mengen. 


Backblech mit Backpapier auslegen. 
Kleine Häufchen von der Masse dar¬ 
aufverteilen (kleine Abstände lassen). 
Im vorgeheizten Backofen bei ca. 150 
-löoGrad Umluft ca.i2-i4Minuten 
auf mittlerer Schiene backen. (Sollen 
leicht gebräunt sein.) 

Abkühlen lassen. 

Kuvertüre im Wasserbad verflüssigen 
und mit Pinsel auf die Kekse streichen. 
Fertig!! 


mit Orangeat, Zitronat, Korinthen und 
Rosinen darin einmal aufkochen. Nüs¬ 
se und Honig zufügen und zugedeckt 
über Nacht bei Raumtemperatur ste¬ 
hen lassen. 

Am nächsten Tag die Milch leicht er¬ 
wärmen und die Hefe darin auflösen. 
300gMehl darübersieben,unterrüh¬ 
ren und zugedeckt an einem warmen 
Platz 20 Minuten gehen lassen. 
Pflaumensaft, Eier, das übrige gesieb¬ 
te Mehl nacheinander einrühren und 
in der Küchenmaschine unterkneten. 
Butter schmelzen und abgekühlt mit 
Salz und Gewürzen ebenfalls unter¬ 
kneten. 

Den recht weichen Teig mit Mehl be¬ 
streuen und zugedeckt am warmen 
Platz 30 Minuten gehen lassen. 
Kastenformen einfetten. 

Die Früchte mit den Händen unter 
den Teig mischen und diesen in die 
Formen füllen. Mit Milch bepinseln 
und noch 15 Minuten gehen lassen. 
Auf der Mittelschiene des 200 Grad 
heißen Ofens (Gas: Stufe 3) 45 - 50 Mi¬ 
nuten backen. 

Auf ein Kuchengitter stellen,10 Minu¬ 
ten in der Form abkühlen lassen, vor¬ 
sichtig stürzen und auskühlen lassen. 
Vor dem Servieren dick mit Puderzu- 










